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Motivation und
Grundlagen der Nationalen
Wasserstrategie

I. 1 Warum brauchen wir eine
Naionale Wasserstrategie?

Wasser ist Grundlage allen Lebens. Quellen, Biche,
Flisse, Seen, Grundwasser, Feuchtgebiete und Mee-

re sind Lebensraum fiir eine Vielzahl von Pflanzen
und Tieren. Der Zugang zu sauberem Trinkwasser ist
auflerdem ein Menschenrecht. Daher ist Wasser keine
ubliche Handelsware, sondern ein 6ffentliches Gut,
das geschiitzt und sorgsam behandelt werden muss.
Wir brauchen es fiir unsere Erndhrung (einschlieRlich
Nahrungserzeugung) und nutzen es fir die tagliche
Hygiene, als Energiequelle, Betriebsmittel und Trans-

portmedium, fiir Industrie und Landwirtschaft sowie
fiir Erholung und Tourismus. Der Sektor Wasser (Was-
serversorgung, Abwasserentsorgung) zihlt in Deutsch-
land zu den Kritischen Infrastrukturen (KRITIS).

Wir sind in Deutschland bislang daran gewohnt, dass
Wasser jederzeit in hoher Qualitdt und beliebiger
Menge verfiigbar ist. Aber die Ressource Wasser ist
auch bei uns zunehmenden Gefdhrdungen ausgesetzt.
Diese haben ihre Ursache zum einen in der Klima-
krise, die flichendeckend, allerdings regional unter-
schiedlich ausgepragte Auswirkungen auf den Was-
serhaushalt hat. Der sechste Sachstandsbericht des
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Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC;
Weltklimarat) zeigt, dass bereits ein Temperaturan-
stieg um 1,1 °C zu negativen Folgen (zum Beispiel Ex-
tremereignissen) und damit verbundenen Verlusten
und Schiden fir Natur und Menschen gefiihrt hat.
Klimaszenarien prognostizieren weiter ansteigende
Temperaturen und verdnderte Niederschlagsverhalt-
nisse. Fiir die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt
zeigen auf Vorsorge ausgerichtete Klimamodellierun-
gen heiflere und trockenere Sommer, eine Abnahme
der Bodenfeuchte und mittel- bis langfristig gesehen
sinkende Grundwasserspiegel, vor allem fir Regio-
nen, die — unter der Beriicksichtigung menschlicher
Eingriffe in den Wasserhaushalt - bereits jetzt sin-
kende Grundwasserstinde verzeichnen."? Darunter
leiden landwirtschaftliche Kulturen und Griinland
ebenso wie der Wald und andere Okosysteme, insbe-
sondere wasserbasierte Landokosysteme mit ihren
geschiitzten Arten und Lebensrdumen. Gleichzeitig
werden Starkregen und Uberflutungen hiufiger, im
Winter fillt Schnee seltener. Die Klimakrise hat somit
gravierende Folgen fiir die Wasserverfiigbarkeit, das
Risiko von Ubernutzungen ist damit deutlich gestie-
gen. Zudem spielen nicht nachhaltige Nutzungen eine
Rolle. Alle Wassernutzungen in Stadt und Land und
deren Wasserbedarf miissen daher an die moglichen
unglinstigsten veranderten Bedingungen angepasst
werden.

Dazu kommt eine zweite umweltpolitische Her-
ausforderung: die Belastungen der Gewisser durch
Stickstoff und Phosphor sowie eine Vielzahl anderer
Stoffe (zum Beispiel Spurenstoffe) und Eintrage (zum
Beispiel Mikroplastik). Diese Belastungen gefihrden
den guten Zustand der Gewésser und machen die Ge-
winnung und Bereitstellung von Wasser in einer fiir
seine vielfaltigen Nutzungen erforderlichen Qualitit
und Menge immer aufwendiger.

Auch Entwicklungen wie der demografische Wandel,
Verdnderungen im Lebensstil und in den Wechsel-
beziehungen zwischen Stadt und Land, wirtschafts-
strukturelle Entwicklungen, einschlieRlich der

'Wunsch, A, Liesch, T., Broda, S. Deep learning shows declining
groundwater levels in Germany until 2100 due to climate change.
(2022) Nature Communications, 13 (1), art. no. 1221.

Fiir die am Median orientierte Auswertung von Klimamodellen
siehe www.dvgw.de/themen/forschung-und-innovation/
forschungsprojekte/dvgw-forschungsprojekt-wasserdargebot

Digitalisierung, sowie Landnutzungsinderungen
insgesamt wirken sich auf die Wasserressourcen und
die Wasserwirtschaft aus.

Im Nationalen Wasserdialog, den das Bundesminis-
terium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit
und Verbraucherschutz (BMUV) und das Umweltbun-
desamt (UBA) zwischen Oktober 2018 und Oktober
2020 durchgefiihrt haben, wurden die vielfaltigen
Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft mit
Fachleuten der betroffenen Sektoren diskutiert, stra-
tegische Ziele formuliert und erste Ideen fiir Losun-
gen entwickelt.® Zudem haben zufillig ausgewihlte
Biirgerinnen und Birger aus verschiedenen Regionen
Deutschlands in einem Biirgerratschlag Forderungen
und Empfehlungen an die Bundespolitik formuliert,*
die im Wesentlichen in der Nationalen Wasserstra-
tegie aufgegriffen werden. Beide Dialogprozesse
haben den Bedarf fiir eine Nationale Wasserstrategie
bestatigt und wichtige Impulse fiir die Erarbeitung
dieser Strategie geliefert. Das BMUV legte darauf-

hin im Juni 2021 seinen Entwurf fir eine Nationale
Wasserstrategie 2050 vor. Auf dieser Grundlage ist die
nun vorgelegte Nationale Wasserstrategie 2050 der
Bundesregierung entstanden, in die im Rahmen eines
Anhorungsverfahrens erneut Vorschlage und Hin-
weise der Linder und Verbinde eingeflossen sind.

Die aktuellen und zuktnftigen Herausforderungen
fir die Wasserwirtschaft sind grof2. Sie erfordern
erhebliche Investitionen, zum Beispiel in die Anpas-
sung der Wasserinfrastruktur. Zur Sicherstellung von
ausreichend Wasser in guter Qualitit fiir menschliche
Nutzungen und die Okosysteme bedarf es eines vor-
sorgenden, integrativen Ansatzes. Die Auswirkungen
menschlichen Handelns auf die Wasserressourcen
bzw. die Gewisser sollen kiinftig in allen Lebens-,
Wirtschafts- und Politikbereichen berticksichtigt
werden. Diese Integration gelingt nur gemeinsam mit
allen Akteuren. Um eine Ubernutzung der Wasser-
ressourcen auch zukiinftig zu vermeiden, bedarf es
einer gesellschaftlichen Verstindigung tiber Art und
Umfang der zuldssigen Nutzungen. Es bedarf gleich-
zeitig der Planung und Umsetzung von Mafinahmen

*Die Dokumentation dieses Prozesses findet sich hier:
www.bmuv.de/wasserdialog

“Die Dokumentation dieses Prozesses findet sich hier:
https://dialog.bmuv.de/bmu/de/process/54586
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zur Stirkung und Erh6hung des Wasserdargebotes
zur nachhaltigen Deckung dieser Bedarfe (Quantitit,
Qualitit, Verfligbarkeit, Zuverlissigkeit, Resilienz). Die
auch fiir den Menschen wichtigen Okosystemleistun-
gen der Wasserokosysteme sind dabei zu berticksich-
tigen und dauerhaft zu gewahrleisten.

Die Umsetzung der Nationalen Wasserstrategie wird
sich nicht immer ohne Konflikte mit anderen gesell-
schaftlichen Interessen und Zielen verwirklichen
lassen. Die Strategie erkennt diese Konflikte an und
zeigt Mittel und Wege auf, um damit konstruktiv
umzugehen oder sie aufzuldsen.

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Strategie im
Rahmen der jeweiligen (finanz-)verfassungsrechtlichen
Zustandigkeiten gemeinsam mit Lindern, Kommunen
und anderen Akteuren der Wasserwirtschaft sowie den
wassernutzenden Stakeholdern umzusetzen. Alle in der
Strategie genannten oder sich daraus ergebenden Maf3-
nahmen im Bereich des Bundes sind im Rahmen der
in den jeweiligen Einzelpldnen des Bundeshaushalts
zur Verfligung stehenden finanziellen und personellen
Ressourcen umzusetzen. Die Nationale Wasserstrategie
spricht explizit unterschiedliche Akteursebenen (ins-
besondere Bund, Linder, Kommunen) an und schafft
einen Orientierungsrahmen fiir ergdnzende, den
regionalen Gegebenheiten angepasste Strategien und
Konzepte der Linder. Fiir die Umsetzung sind daher
weitere Abstimmungen und Verstindigungen iiber die
Priorititen, die Verantwortlichkeiten und die jeweilige
Finanzierung notwendig.

Ziel der Strategie ist es, alle gesellschaftlichen Krafte
zu mobilisieren und zu biindeln, sodass die entschei-
denden Schritte getan werden, um den langfristigen
Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft und die
Wasserressourcen sowie fiir die Wasserstraen zu
begegnen. Die Nationale Wasserstrategie tragt deshalb
auch dazu bei, den besonderen Wert des Wassers
starker ins Bewusstsein sowohl der Biirgerinnen und
Biirger als auch der Entscheidungstrigerinnen und
Entscheidungstriger auf allen politischen Ebenen
und in der Gesellschaft zu riicken.

Die Nationale Wasserstrategie formuliert eine konkre-
te Vision fiir die Zukunft, daraus abgeleitete Hand-
lungsbedarfe (,Was ist zu tun?“) und Aktionen in zent-
ralen strategischen Themenfeldern. Ausgehend von
einem Verstdndnis der starken Nachhaltigkeit, nach
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dem der Erhalt der natiirlichen Lebensgrundlagen
die Basis sozialer und wirtschaftlicher Nachhaltigkeit
darstellt, sind 6kologische, soziale und wirtschaftliche
Aspekte in die Betrachtung eingeflossen.

Die Nationale Wasserstrategie stellt die Vorsorge in
den Mittelpunkt.

e Vorsorge als Daseinsvorsorge: Alle Biirgerinnen
und Birger sowie andere wesentliche Wasser-
nutzer (gewerbliche Wirtschaft, Landwirtschaft
etc.) sollen auch in Zukunft auf eine sichere, die
Bediirfnisse angemessen deckende, bezahlbare
und leistungsfahige Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung zidhlen kénnen. Sie sollen sich
auflerdem auf ein effektives Risiko- und Krisenma-
nagement bei Extremereignissen wie Starkregen
oder Wasserknappheit verlassen konnen. Die Nut-
zung von Gewéssern zur Nahrungserzeugung, als
Transportweg, fiir die industrielle Produktion und
fur die Energieversorgung sollte gesichert werden.
Dies setzt auch eine Pflege und Unterhaltung der
Gewaisser voraus.

e Vorsorge fiir Tiere und Pflanzen: Gesunde Gewés-
ser, intakte wasserbasierte Okosysteme und ein
funktionsfihiger Wasserhaushalt sind zentrale
Voraussetzungen flr den Erhalt der Vielfalt unse-
rer Tier- und Pflanzenwelt.

e Und schlief}lich Vorsorge fiir kiinftige Genera-
tionen: Auch ihnen soll eine nachhaltige Nutzung
der oberirdischen Gewisser und des Grundwassers
moglich sein. Dies erfordert unter anderem einen
verantwortungsvollen mengenméfligen Umgang
mit dem verfiigbaren Siifiwasser, die konsequente
Nutzung aller Méglichkeiten, den Wasserverbrauch
zu verringern, Mafnahmen zum Klimaschutz
und zur Klimaanpassung sowie eine weitgehende
Reduzierung von Schadstoffeintrigen.

Die Nationale Wasserstrategie ist vernetzt mit einer
Reihe anderer nationaler Strategien der Bundesregie-
rung und trigt zu deren Umsetzung bei, zum Beispiel
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, der Nationa-
len Sicherheitsstrategie, dem Klimaschutzplan 2045,
dem Klimaschutzprogramm 2030, der Deutschen
Anpassungsstrategie an den Klimawandel, der Wald-
strategie 2050 des Bundesministeriums fiir Ernéh-
rung und Landwirtschaft, der Ackerbaustrategie 2035,
dem Nationalen Strategieplan Aquakultur 2021-2030
des Bundes und der Lander, der Moorschutzstrategie,
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der Bund-Liander-Zielvereinbarung zum Klimaschutz
durch Moorbodenschutz, der Deutschen Strategie
zur Starkung der Resilienz gegentiber Katastrophen
(Resilienzstrategie), der Nationalen Strategie zum
Schutz Kritischer Infrastrukturen (KRITIS-Strategie),
den Vorarbeiten zu einem nationalen Wiederherstel-
lungsplan von Okosystemen, der Spurenstoffstra-
tegie, der Nationalen Biodiversititsstrategie, dem
Aktionsprogramm Natirlicher Klimaschutz und dem
Bundesprogramm ,Blaues Band Deutschland®, der
Zukunftsstrategie Forschung und Innovation, dem
Weifbuch Stadtgriin und dem Bundesprogramm

zur Anpassung urbaner Raume an den Klimawandel.
Fiir eine erfolgreiche Umsetzung der Nationalen
Wasserstrategie werden laufend neueste Forschungs-
ergebnisse benoétigt und unter anderem solche aus
der Ressortforschung sowie aus dem Forschungspro-
gramm der Bundesregierung (zum Beispiel ,Wasser:
N - Forschung und Innovation fiir Nachhaltigkeit)
berticksichtigt.

Die Nationale Wasserstrategie bezieht sich in erster
Linie auf Herausforderungen und Handlungser-
fordernisse, die den Schutz und die Nutzung der
Binnengewisser und des Grundwassers betreffen,
einschliefilich der relevanten Auswirkungen des
Meeresspiegelanstiegs bezogen auf Deichinfrastruk-
tur und Niederungsentwisserung. Den Schutz der
Meere adressiert diese Strategie nur im Hinblick auf
solche Mafinahmen, die in den Einzugsgebieten der
in die Meere entwissernden Binnengewésser ergrif-
fen werden miussen, um Ziele des Meeresschutzes
umzusetzen und einen unverzichtbaren Beitrag zur
Erreichung dieser Ziele zu leisten. Dabei geht es im
Wesentlichen um Mafitnahmen zur Reduzierung
der Eintrage von Nédhr- und Schadstoffen sowie von
Kunststoffabfillen aus den Einzugsgebieten in die
Meere. Der Schutz der Meere in seiner Gesamtheit,
insbesondere im Hinblick auf die aus ihrer Nutzung
resultierenden Belastungen, wird dagegen Gegen-
stand einer separaten Meeresstrategie sein.

I. 2 Zeitrahmen und Evaluierung

Der Zeitrahmen fiir die Realisierung der in der Stra-
tegie formulierten Vision (siehe II. 4) und der strate-
gischen Ziele reicht von heute bis ins Jahr 2050. Ab
sofort sind grundlegende Schritte notwendig, um die
Ziele zu erreichen. In dem Aktionsprogramm der Na-

tionalen Wasserstrategie werden konkrete Mafynah-
men benannt, die in den nichsten Jahren schrittweise
bis zum Jahr 2030 ergriffen werden sollen. Damit wird
auch den zeitintensiven Planungs- und Umsetzungs-
arbeiten bei Infrastrukturprojekten sowie den langen
Zeitraumen bis zur Wirksamkeit von Mafinahmen
Rechnung getragen. Das Aktionsprogramm wird

im Laufe der Jahre evaluiert, aktualisiert und fort-
geschrieben.

Erfolgskontrolle ist Teil des Verdnderungsprozesses.
Sie tragt wesentlich zur Bewertung der Wirksamkeit
der Strategie und der unterstiitzenden Aktionen bei.
Auch die Akzeptanz und Umsetzung im gesellschaft-
lichen, politischen und wirtschaftlichen Kontext
liefert Hinweise fiir den Erfolg der Nationalen Was-
serstrategie. Die Bundesregierung wird zur Koordi-
nierung und Begleitung der Umsetzung der Strategie
eine interministerielle Arbeitsgruppe unter Beteili-
gung der Lander einsetzen, die zukiinftig alle sechs
Jahre (abgestimmt auf den Rhythmus der Bewirt-
schaftungspliane nach Wasserrahmenrichtlinie) einen
Bericht zur Umsetzung der Nationalen Wasserstra-
tegie vorlegen wird. Dieser wird in kompakter Form
tber den Umsetzungsstand der im Aktionsprogramm
enthaltenen Aktivititen informieren sowie einen
Prozess zur Weiterentwicklung und Nachsteuerung
beschreiben.

L. 3 Grundprinzipien der Strategie

Die Nationale Wasserstrategie orientiert sich an den
Vorgaben des Foderalismus sowie den folgenden
Leitprinzipien des Umweltrechts.

e Dem Vorsorge- und dem Verursacherprinzip, wie sie
in Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags tiber die Arbeits-
weise der Européischen Union verankert sind. Dort
heifdt es: ,Die Umweltpolitik der Union zielt unter
Berticksichtigung der unterschiedlichen Gege-
benheiten in den einzelnen Regionen der Union
auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie beruht auf den
Grundsatzen der Vorsorge und Vorbeugung, auf dem
Grundsatz, Umweltbeeintrachtigungen mit Vorrang
an ihrem Ursprung zu bekampfen, sowie auf dem
Verursacherprinzip.“ Gemafd dem Vorsorgeprinzip
sollen Umweltschiden nach Méglichkeit vermieden
werden, also gar nicht erst entstehen. Das setzt das
frithzeitige Erkennen und Bewerten von Risiken in




Verbindung mit menschlichen Aktivititen voraus,
um die Risiken durch geeignete Mafinahmen zu
minimieren. So sind zum Beispiel schon bei der
Entwicklung von Produkten, der Planung von In-
vestitionen oder der Zulassung von Chemikalien die
moglichen Umweltrisiken zu berticksichtigen. Eine
Voraussetzung hierfiir ist die Gewinnung, Bereitstel-
lung und Vernetzung von Informationen und Daten.
Geméif dem Verursacherprinzip hat derjenige, auf
dessen Verhalten eine Umweltbelastung zuriick-
zufiihren ist, auch fiir die Kosten ihrer Beseitigung
oder ihres Ausgleichs einzustehen.’ Voraussetzung
hierfiir ist unter anderem eine rechtlich eindeutige
Zuordnung der Umweltverantwortlichkeit fiir die
von Produkten entlang ihrer Lebenszyklen und von
menschlichen Aktivititen ausgehenden Auswirkun-
gen auf Gewisser, zum Beispiel durch die Regelung
einer erweiterten Herstellerverantwortung nach den
Mafdstiben geltenden EU-Rechts, die alle Hersteller,
die Produkte auf dem européischen Markt anbieten,
einbezieht. Die Instrumentenpalette zur anteiligen
Kostenanlastung ist breit und reicht von ordnungs-
rechtlichen Anforderungen bis zu Abgabenlésungen
wie der Abwasserabgabe oder Wasserentnahme-
entgelten. Auch das Gemeinlastprinzip, das in jeder
Regelung steckt, die nicht zu einer vollstindigen
Internalisierung der externen Kosten fiihrt,® ist fr
die Nationale Wasserstrategie von Bedeutung, etwa
dort, wo zum Beispiel Maftnahmen zur Wieder-
herstellung von Okosystemleistungen (natiirlicher
Hochwasserschutz, Wasserrtickhalt in der Fliache,
Selbstreinigungsfahigkeit von Gewassern, Wieder-
vernidssung von Mooren, Erhalt von wasserabhin-
gigen Habitaten) durch die Allgemeinheit finanziert
werden.

e Das Kooperationsprinzip vervollstindigt die klas-
sische Prinzipientrias des Umweltrechts. Es driickt
die Erkenntnis aus, dass Umweltschutz allein von
staatlicher Seite zum Scheitern verurteilt ist und
daher nur ein moglichst enges Zusammenwirken
des Staates und der Gesellschaft, das heif3t mit den
Subjekten seiner Rechtsordnung, effektiven Um-
weltschutz hervorbringen kann. Umweltschutz ist

SKloepfer, Umweltrecht in Deutschland, www.kas.de/c/
document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-
84c2fee510dd&groupld=252038

SUBA-Texte 73/2015 (Seite 97), ,Gerechtigkeit im Umweltrecht*,
www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/
publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf
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daher auch der Gesellschaft anvertraut. Das Koope-
rationsprinzip zielt auf die Beteiligung der betrof-
fenen Biirgerinnen und Biirger, relevanter Akteurs-
gruppen (zum Beispiel Landnutzung, Tourismus/
Erholung) und der Wirtschaft in Form von Infor-
mation und Partizipation, mithin auf Befihigungs-
und Chancengerechtigkeit. Ein konsensuales
Vorgehen unter Berticksichtigung einer ausgewo-
genen Zusammenarbeit erhoht die Akzeptanz der
Entscheidungen und verbessert, insbesondere im
Hinblick auf den eingebrachten Sachverstand, den
Informationsgrad bei allen Beteiligten. Zum Tragen
kommt das Kooperationsprinzip zum Beispiel im
Rechtsetzungsverfahren in Form von Konsulta-
tionsverfahren und bei Umweltvereinbarungen.’
Die Nationale Wasserstrategie setzt deshalb fiir
ihre Umsetzung auf die Zusammenarbeit mit den
Akteursgruppen, auf Dialogformate und macht
Vorschlége fir die eine starkere Beteiligung in
Planungs- und Entscheidungsprozessen.

e Seit einigen Jahren gesellt sich zur klassischen
Prinzipientrias ein vierter Grundsatz hinzu: das
Integrationsprinzip. Dieses verpflichtet - iiber
das traditionell noch weitgehend medial und
sektoral ausgerichtete deutsche Umweltrecht
hinausgehend - zum Schutz der Umwelt in ihrer
Gesamtheit. In diesem Sinne ist die Nationale
Wasserstrategie darauf ausgerichtet, Synergien mit
anderen umweltpolitischen Regelungsbereichen
zu nutzen und Beitrdge anderer Politikbereiche zur
Realisierung der in der Strategie formulierten Ziele
zu benennen.®

e Das Nachhaltigkeitsprinzip zielt darauf, die
natiirlichen Lebensgrundlagen der Erde dauer-
haft zu sichern und allen Menschen jetzt und in
Zukunft ein Leben in Wiirde zu erméglichen. Zur
Erreichung der Agenda 2030 und ihrer 17 Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung (Sustainable Develop-
ment Goals, SDGs) sind bei allen Entscheidungen
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit, der Schutz
der natirlichen Lebensgrundlagen sowie soziale
Gerechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe unter
Berticksichtigung systemischer Wechselwirkun-

"UBA-Texte 73/2015, (Seite 84), ,Gerechtigkeit im Umweltrecht®,
www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/
publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf

8Kloepfer, Umweltrecht in Deutschland, www.kas.de/c/
document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-
84c2fee510dd&groupld=252038



http://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupId=252038
http://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupId=252038
http://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupId=252038
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf
http://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupId=252038
http://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupId=252038
http://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupId=252038

Nationale Wasserstrategie

gen sowie technologischer und gesellschaftlicher
Innovationen zusammenzudenken. Bei einem sich
abzeichnenden Verfehlen der Nachhaltigkeitsziele
sind die Staatengemeinschaft und die Gesellschaf-
ten gefordert, gegenzusteuern.®

e Nach dem Subsidiarititsprinzip ist eine staatliche
Aufgabe nur dann einer héheren Verwaltungs- und
Entscheidungsebene zu iibertragen, wenn dies
fiir die Aufgabenerfiillung und Zielerreichung
nachweisliche Vorteile gegentiber einer Aufga-
benzuordnung auf die darunterliegenden Ebenen
erwarten lasst. Die Nationale Wasserstrategie soll
dazu beitragen, die Wahrnehmung der Aufga-
ben auf den jeweils geeigneten bzw. zustindigen
Ebenen zu unterstiitzen und zu verbessern, zum
Beispiel durch Orientierungshilfen und Leitlinien,
Beratungsangebote, Bereitstellung und Vernetzung
von Informationen und Daten und gegebenenfalls
Férdermafinahmen.

e Dem Grundsatz der kommunalen Daseinsvorsorge
entsprechend ist es Aufgabe und Recht der Kommu-
nen und Kreise, grundlegende, fiir das menschliche
Dasein notwendige wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Dienstleistungen fr alle Burgerinnen
und Biirger bereitzustellen und im Rahmen der
Gesetze in kommunaler Selbstverwaltung zu regeln.
Die kommunale Daseinsvorsorge im Wasserbereich
meint die Versorgung der Menschen mit einwand-
freiem Trinkwasser, auch im 6ffentlichen Raum,
die Wasserversorgung 6ffentlicher, gewerblicher,
landwirtschaftlicher und sonstiger Nutzer sowie die
ordnungsgemaifie Entsorgung des Abwassers. Hier-
flr stellt eine intakte Umwelt mit funktionierenden
Okosystemen und ihren Okosystemleistungen eine

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie - Weiterentwicklung 2021
(Seite 367), www.bundesregierung.de/resource/blob/998006/1873
516/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/2021-03-10-dns-2021-
finale-langfassung-nicht-barrierefrei-data.pdf?”download=1
UBA-Texte 73/2015, (Seite 98), ,Gerechtigkeit im Umweltrecht®,
www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/
publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf

Grundvoraussetzung dar, deren Sicherung sich mit
zunehmender Umweltbelastung zu einer immer
dringenderen Aufgabe entwickelt. In Erginzung
hierzu ist die Starkung der Resilienz der Wasserin-
frastrukturen eine weitere wesentliche Grundvor-
aussetzung zur Gewdhrleistung der kommunalen
Daseinsvorsorge.

I. 4 Was ist unsere Vision und
Mission fiir 2050?

Im Rahmen des zweijdhrigen Nationalen Wasserdialogs
haben die Teilnehmenden Vorschlage fiir eine gemein-
same Vision fir die Wasserwirtschaft im Jahr 2050
sowie eine Mission fiir deren Realisierung erarbeitet.
Wegen der breiten Zustimmung, die diese Vorschlége
im Nationalen Wasserdialog erfahren haben, sollen

die dort entwickelte Vision und Mission mit wenigen
redaktionellen Anderungen der Nationalen Wasser-
strategie als Leitgedanken vorangestellt werden.

Vision 2050

Der Schutz der natiirlichen Wasserressourcen und der
nachhaltige Umgang mit Wasser in Zeiten des globa-
len Wandels sind in Deutschland in allen Lebens- und
Wirtschaftsbereichen zum Wohle von Mensch und
Umwelt verwirklicht.
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http://www.bundesregierung.de/resource/blob/998006/1873516/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/2021-03-10-dns-2021-finale-langfassung-nicht-barrierefrei-data.pdf?download=1
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_73_2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf

Mission 2050

Wasser in ausreichender Menge und guter Qualitat ist
eine essenzielle Lebensgrundlage fiir Mensch und Natur
und fiir das soziale und wirtschaftliche Handeln der
Menschen. Diese wertvolle Ressource ist fiir die jetzige
sowie fiir nachfolgende Generationen zu erhalten. Der
langfristige, dauerhafte Schutz des Wassers als Lebens-
raum und als zentrales Element fiir viele Okosysteme ist
daher eine wichtige Aufgabe unserer Gesellschaft. Das gilt
insbesondere vor dem Hintergrund der fortschreitenden
Klima- und Biodiversitatskrise, weltweit abnehmender
Verfiigbarkeit von Wasserressourcen und der zu erhalten-
den Kohlenstoff-Speicherfunktion von Feuchtgebieten.

Die Gewasser und ihre Einzugsgebiete miissen daher so
bewirtschaftet werden, dass ihre Funktionsfahigkeit und
Widerstandskraft erhalten bleiben und nach Méglichkeit
verbessert, wiederhergestellt und, wo erreicht, langfris-
tig gesichert werden. Das betrifft unter anderem einen
naturnahen Wasserhaushalt und natiirlichere Strukturen.
Die Auswirkungen der Klimakrise und die Erfordernisse
zum Schutz der Biodiversitat miissen zwingend beriick-
sichtigt werden. Das erfordert einen starker integrativen
und systemischen Ansatz fiir die Gewasserbewirtschaf-
tung. Dieser muss die Lebensraumfunktionen mit den
unterschiedlichen fiir den Menschen erforderlichen oder
von ihm gewiinschten Nutzungen in Einklang bringen, und
zwar unter sich dynamisch dandernden Rahmenbedingun-
gen. Mit diesem Ansatz soll erreicht werden, dass

® das Vorsorgeprinzip und das Verursacherprinzip in allen
wasserabhangigen Sektoren konsequenter umgesetzt
werden;

® Gewadsser und wasserabhangige Biotope als vielfaltige
Lebensraume in einem naturnahen Zustand erhalten
bleiben oder unter Beriicksichtigung der gesellschaftli-
chen Nutzungen dahin entwickelt werden und der Was-
serhaushalt so gering wie moglich beeintrachtigt wird;

¢ die zukiinftige wasserwirtschaftliche Daseinsvorsorge
(Trinkwasserversorgung, Abwasserentsorgung) fiir den
Menschen in Stadt und Land gesichert ist, also eine
nachhaltige, angepasste und klimaresiliente wasserbe-
zogene Infrastruktur zur Verfligung steht;

e schidliche Eintrdage von Schad- und Nahrstoffen sowie
Abfillen vermieden bzw. verringert werden und es un-
ter anderem liber effiziente nachhaltige Verfahrenswei-
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sen und Techniken gelingt, vom Menschen verursachte
Belastungen von Gewassern unter Beriicksichtigung
des Vorsorgeprinzips auf ein geringfiigiges MaR} zu
reduzieren;

® eine Verbesserung des Zustands der Gewasser und der
Wasserressourcen erzielt sowie Ubernutzungen und
Verschlechterungen der Gewasser und Wasserres-
sourcen vermieden werden und es auch unter Beriick-
sichtigung der Auswirkungen der Klimakrise gelingt,
Wasserverfiigbarkeit und Wasserverbrauch im Sinne
eines nachhaltigen Umgangs in Einklang zu bringen,
um unter anderem dem Absinken der Grundwasser-
stande entgegenzuwirken;

® Vorsorge fiir Mensch, Tier und Umwelt getroffen wird,
einschlieBlich der Vermeidung und Verringerung von
Schaden durch Extremereignisse und

® eine nachhaltige Nutzung von Energie und Ressourcen
gewahrleistet ist.

Ein solcher Systemansatz reicht (iber den aktuellen Wir-
kungsbereich der Wasserwirtschaft hinaus und sollte Ak-
teure anderer gesellschaftlicher Bereiche (wie Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei und Aquakultur, Erndhrungs-
wirtschaft, Schifffahrt, Rohstoffgewinnung, Bau- und
Energiewirtschaft, Industrie, Gewerbe, Tourismus/Freizeit,
Naturschutz und Forschung) mit ihren Verantwortlichkei-
ten und Handlungsméglichkeiten einbeziehen und deren
Interessen beriicksichtigen. Dabei ist zu beachten, dass
Deutschland in wesentlichen Teilen eine vom Menschen
gestaltete Kulturlandschaft ist und eine vollstandige
Wiederherstellung des natiirlichen Zustands aufgrund der
historischen, aktuellen und zukiinftigen Nutzungen der
Gewasser nicht tiberall vollstandig moglich ist.

Die Nationale Wasserstrategie adressiert die aus diesem
Ansatz resultierenden Forderungen ebenso an die Gesell-
schaft insgesamt wie an die Wasserwirtschaft und andere
betroffene Sektoren und die Politik. Sie zeigt Optionen
sowie Chancen fiir eine dauerhaft nachhaltige Entwicklung
auf. Zudem gibt sie den Rahmen fiir vorsorgeorientier-

te und verursachungsgerechte Lésungen wie auch fiir
notwendige regulatorische, rechtliche und strukturelle
Anpassungen vor. Uber die nationalen Fragestellungen
hinaus umreillt die Nationale Wasserstrategie den Beitrag
Deutschlands bei der weltweiten Umsetzung der Ziele der
Agenda 2030.
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I. 5 Die Nationale Wasserstrategie
im Kontext europiischer und
internationaler Zielsetzungen,
Entwicklungen und Prozesse

Die Verwirklichung eines nachhaltigen Wassermanage-
ments im Sinne der oben formulierten Vision und Mis-
sion ist ohne die Berticksichtigung von Entwicklungen
auf EU- und internationaler Ebene nicht moglich. Die
Nationale Wasserstrategie ist daher kein alleinstehen-
des Instrument, sondern muss im europiischen und
globalen Kontext gesehen werden. Sie wird die Umset-
zung des EU-Wasserrechts und einschliagiger multilate-
raler Ubereinkommen unterstiitzen.

Unser Umgang mit der Ressource Wasser und den
Gewissern wird mafigeblich von einem EU-Rege-
lungsrahmen bestimmt, den es umzusetzen, aber auch
weiterzuentwickeln und zu gestalten gilt. Die Bewirt-
schaftung unserer internationalen Flussgebiete muss
im engen Zusammenwirken mit unseren Nachbarn
erfolgen.

Die Nationale Wasserstrategie knlipft an den gelten-
den EU-Rechtsrahmen an und will einen Beitrag zur
Erreichung der darin definierten Ziele leisten. Sie will
aber auch Orientierung geben, wo der EU-Rechtsrah-
men - auch jenseits des eigentlichen Wasserrechts -
weiterentwickelt werden muss, um die in den folgen-
den Kapiteln zu ausgewéhlten strategischen Themen
formulierten Visionen realisieren zu kénnen. Denn
héufig sind die erforderlichen Mafinahmen nur auf
europdischer Ebene sinnvoll umsetzbar oder liegen
nicht in der (alleinigen) Regelungskompetenz der
einzelnen Mitgliedstaaten. Die Vorlage der Nationa-
len Wasserstrategie fillt in eine Phase, in der auch
auf EU-Ebene Vorschldge und Ziele zur strategischen
Ausrichtung in zentralen Regelungsbereichen (Land-
wirtschaft und Farm-to-Fork-Strategie, Biodiversitit,
intakte Okosysteme, natiirliche Klimaschutzmaf}-
nahmen, Gewisserschutzrecht, Chemikalien, Kreis-
laufwirtschaft und Ressourcenschutz, Anpassung an
den Klimawandel, Umsetzung des EU-Klimagesetzes
inklusive des 55-Prozent-Minderungsziels fiir
Treibhausgasemissionen bis 2030 und der Treib-
hausgasneutralitit bis 2045) formuliert sind sowie
im Rahmen tbergeordneter Strategien (zum Beispiel
Null-Schadstoff-Aktionsplan, Chemikalienstrategie

far Nachhaltigkeit, EU-Bodenstrategie fiir 2030 etc.)
intensiv diskutiert werden, die auch fiir das nachhal-
tige Wassermanagement von grofler Bedeutung sind.
Auch die EU-Mission ,,Gesunde Ozeane und Gewds-
ser“ zielt auf die Wiederherstellung, den Schutz und
die Erhaltung der Gesundheit der Gewisser in Europa
durch Forschung, Innovation und Investition ab.

Die EU-Ratsschlussfolgerungen (19. November 2021)
~Wasser in den Auswértigen Beziehungen“ bekennen
sich zum verstirkten Engagement der EU im Bereich
Wasser durch grenziiberschreitende Zusammenarbeit
als Instrument fir Frieden, Sicherheit und Stabilitit.
Die Nationale Wasserstrategie leistet zu diesen Ziel-
setzungen einen Beitrag.

Der mit unserem Wirtschaften und unserem Konsum-
verhalten verbundene Wasserfufabdruck ist Ausdruck
einer immer starker vernetzten Welt, in der bei uns
getroffene Entscheidungen Auswirkungen auf die
Wasserressourcen und die Gewisser in anderen Lan-
dern und Regionen haben, die es zu berticksichtigen
und auf ein nachhaltiges Maf zu reduzieren gilt. Auf
internationaler Ebene vereinbarte Prinzipien, wie die
Menschenrechte auf Zugang zu sicherem Trinkwasser
und angemessener Sanitidrversorgung, und die wasser-
bezogenen globalen Zielsetzungen, wie sie insbeson-
dere in der Agenda 2030 formuliert sind, sind zentrale
Orientierungspunkte fiir die Nationale Wasserstrategie.
Es geht in der Nationalen Wasserstrategie zudem auch
darum, wie wir in Deutschland zu einem nachhaltigen
Umgang mit Wasser und Gewaissern in anderen Lin-
dern und zur Verwirklichung der Menschenrechte auf
sauberes Wasser und Sanitarversorgung international
beitragen kénnen.

Die in der Agenda 2030 formulierten wasserbezogenen
Zielsetzungen, die im Jahr 2015 von den Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen beschlossen wurden, sind
zwar fiir Deutschland in vielen Punkten im Wesentli-
chen erreicht. Dennoch bestehen auch in Deutschland
trotz unbestreitbarer Fortschritte noch Defizite, zum
Beispiel beim Schutz und bei der Verbesserung der Ge-
wisserdkosysteme und gewisserabhingigen Okosyste-
me oder der weiteren Reduzierung der Gewasserbelas-
tung durch Stoffeintrage. Die Nationale Wasserstrategie
setzt auch hier an.

Dartiber hinaus soll die Nationale Wasserstrategie
einen Beitrag zur weltweiten Umsetzung der Ziele
der Agenda 2030 sowie der hierfiir ergriffenen Initi-



ativen wie zum Beispiel der UN-Dekade ,Wasser fir
eine nachhaltige Entwicklung“ sowie der UN-Dekade
+Zur Wiederherstellung von Okosystemen® leisten. Sie
zeigt Wege auf, den Wasserfuflabdruck Deutschlands
zu reduzieren, und weist auf notwendige Schritte zur
Verbesserung der multilateralen Strukturen zur Unter-
stlitzung einer beschleunigten Umsetzung der globa-
len Nachhaltigkeitsziele im Wasserbereich im Sinne
des Global Acceleration Frameworks von UN Water

zur schnelleren Umsetzung des Nachhaltigkeitsziels
(SDG) 6 ,Sauberes Wasser und Sanitireinrichtungen”
hin. Von besonderer Bedeutung ist dabei ein tibergrei-
fender Ansatz, der die Wechselbeziehungen zwischen
den 17 SDGs aufgreift und dabei sicherstellt, dass
niemand zurtickgelassen wird (Leave No One Behind).
So trigt die Umsetzung von SDG 6 zur Realisierung
vieler anderer Nachhaltigkeitsziele wie des SDG 2 (Kein
Hunger), des SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen), des
SDG 14 (Leben unter Wasser) oder des SDG 11 (Nach-
haltige Stiadte und Gemeinden) bei, ist andererseits aber
stark von Fortschritten zum Beispiel bei SDG 7 (Bezahl-
bare und saubere Energie) oder SDG 12 (Nachhaltige/r
Konsum und Produktion) abhiangig. Auch das SDG 13
(Mafnahmen zum Klimaschutz) sowie das SDG 15 (Le-
ben an Land) haben einen engen Zusammenhang zum
Thema Wasser. Neben der Erreichung der SDGs gilt es,
durch ein nachhaltiges Wasserressourcenmanagement
zur Umsetzung der Ziele des Pariser Klimaabkommens,
der Ramsar-Konvention sowie des kiinftigen globalen
Biodiversititsrahmenwerks beizutragen.
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Herausforderungen, Vision
und Transformation zu einer
nachhaltigen Wasserwirtschaft

Die Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft

sind vielfaltig und komplex. Entsprechend komplex
und miteinander verzahnt sind die Losungsansitze
und Handlungsoptionen fiir die Transformation zu
einer zukunftsfesten Wasserwirtschaft. Die Natio-

nale Wasserstrategie erhebt nicht den Anspruch, diese
Komplexitit vollstdndig abzubilden und aufzuldsen.
Sie fokussiert sich auf zehn strategische Themen (siehe
Abbildung auf Seite 15), die die zentralen Herausforde-
rungen und Handlungsbedarfe aufgreifen, wie sie auch
im Nationalen Wasserdialog thematisiert wurden. Zu
diesen zehn Themen werden im Folgenden jeweils die

Das ist zu tun -
zehn strategische Themen

Herausforderungen, die Vision fiir das Jahr 2050 sowie
wesentliche Schritte zur Verwirklichung dieser Vision
dargelegt. Die strategischen Themen sind bewusst so
gesetzt, dass sie Herausforderungen und Losungs-
ansatze sektor- bzw. handlungsfeldiibergreifend
adressieren. Einzelne wasserwirtschaftlich zentrale
Themen wie etwa das Hochwasserrisikomanagement,
die Vorsorge gegen Trockenheit, die Gewdhrleistung
eines guten Zustands der Gewésser und eines guten
Okologischen Potenzials sowie der wasserwirtschaft-
lichen Daseinsvorsorge werden daher unter verschie-
denen strategischen Themen aus jeweils unterschied-
lichen Perspektiven angesprochen; die unter den
verschiedenen strategischen Themen vorgeschlagenen
Mafnahmen miissen in Kombination gesehen werden.
In einem ersten Aktionsprogramm werden konkrete
Mafinahmen genannt.
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Den naturnahen
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II. 1 Den naturnahen Wasserhaushalt schiitzen,
wiederherstellen und dauerhaft sichern -
Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeugen

Basisinformationen??

e Die erneuerbaren Wasserressourcen umfassen in
Deutschland im langjahrigen Mittel 176 Milliarden
Kubikmeter. In den letzten Jahren lagen sie aber
zum Teil deutlich darunter, zum Beispiel lediglich
116 Milliarden Kubikmeter in den Jahren 2018 und
2020. Ein Vergleich der 30-Jahres-Zeitraume 1961
bis 1990 und 1991 bis 2020 zeigt eine Abnahme der
im langjdhrigen Mittel erneuerbaren Wasserres-
sourcen in Deutschland um 12 Milliarden Kubik-
meter.!!

%Die in den Basisinformationen dargestellten Einzelpunkte
finden sich mit allen Quellen im wissenschaftlichen Hintergrund
zur Strategie (siehe UBA-Texte 86/2021).

Uwww.umweltbundesamt.de/daten/wasser

e Die Wasserentnahmen erfolgen in Deutschland
durch die Energieversorgung (44,2 Prozent), das ver-
arbeitende Gewerbe inklusive Bergbau und Indust-
rie (26,8 Prozent), die 6ffentliche Wasserversorgung
(26,8 Prozent) und die Landwirtschaft (2,2 Prozent).
Insgesamt haben diese Nutzergruppen rund 20 Mil-
liarden Kubikmeter Wasser aus den Grund- und
Oberflichengewissern entnommen (Stand: 2019).
Dabei entnimmt die 6ffentliche Wasserversorgung
zu rund 70 Prozent Grund- und Quellwasser, wih-
rend die Energieversorgung iberwiegend Fluss-
wasser nutzt.!

2Dje Wasserentnahmen stehen hier im Fokus. Die Entnahme
von Kithlwasser fiir die Energieversorgung ist in die Betrachtung
einzubeziehen, da auch diese bei Niedrigwasser eingeschrankt
sein kann.



http://www.umweltbundesamt.de/daten/wasser

e Bisher trat in Deutschland kein flichendeckender
Wassermangel (,Wasserstress“) auf. Von Wasserstress
spricht man, wenn die Wasserentnahmen 20 Prozent
der langfristig erneuerbaren Wasserressourcen
(Wasserdargebot) tiberschreiten. Trotz des insgesamt
ausreichenden Wasserdargebots gibt es teilweise
deutliche regionale Defizite in der Wasserverfiigbar-
keit und der Bodenfeuchte in den Friihjahrs- und
Sommermonaten, mit erheblichen Auswirkungen
auf die Natur, die Wasser-, Land- und Forstwirt-
schaft, die industrielle Produktion sowie Fischerei-
und Aquakultur. Infolge der Klimakrise zeichnet
sich eine Zunahme von Trockenperioden ab.

e Die Landwirtschaft (inklusive Aquakultur) nutzte
2019 rund 445 Millionen Kubikmeter Wasser aus
eigener Férderung, die Wasserentnahmen der Land-
wirtschaft betrugen 2019 2,2 Prozent der Gesamt-
wasserentnahmen in Deutschland.

e Der Bedarf an Bewisserungswasser in der Land-
wirtschaft und im Gartenbau ist aufgrund der
bisherigen klimatischen Bedingungen in Deutsch-
land im bundesweiten Durchschnitt geringer als
in vielen anderen Regionen der Welt bzw. Europas.
Mit dem anlaufenden Klimawandel hat sich der
Bewisserungsbedarf in den letzten Jahren jedoch
erhoht. Er kdnnte nach Berechnungen in Nordrhein-
Westfalen - bei Beibehaltung derzeit angebauter
Kulturen - bis ins Jahr 2100 um das 20-Fache steigen.
Im Nordosten Niedersachsens geht man bei unver-
dnderten landwirtschaftlichen Praktiken von einem
30-prozentigen Anstieg der benétigten Wassermenge
bis zum Ende des Jahrhunderts aus, der dann nicht
mehr nur aus Grundwasser gedeckt werden konnte.'3

e [Im Sommerhalbjahr zeigt sich seit 1961 ein signi-
fikanter Riickgang der mittleren Abflusshéhe an
80 iiber die Flussgebiete in Deutschland verteilten
Messstellen. Dies deutet auf eine Verdnderung der
sommerlichen Wasserverfiigbarkeit hin.

e Das Wasserhaushaltsgesetz bindet die Zulassung von
Gewissernutzungen an den Erhalt der Funktionsfa-
higkeit des Wasserhaushaltes und enthélt entspre-
chende allgemeine Sorgfaltspflichten.

e Wasserentnahmen, Drainagen, Gewéasserausbau,
Bodenverdichtung, standortunangepasste Bewirt-
schaftung und die umfangreiche Versiegelung
von Flichen liberpriagen und beeintrichtigen den
naturlichen Wasserhaushalt; der Ausbau von Flief3-

BKWRA 2021 (UBA), Teilbericht 3, Seite 257.

Nationale Wasserstrategie

gewissern fithrte in der Vergangenheit zu erh6éhten
und schnelleren Abfliissen, steigerte neben anderen
Faktoren die Hochwassergefahr bei den Unterlie-
gern, wirkt der Wasserriickhaltung entgegen und
beeintrichtigt die Okologie und natiirliche Dynamik
von FlieRgewisser- und Feuchtgebietssystemen.

e Zwei Drittel der Flussauen in Deutschland stehen
bei Hochwasser nicht mehr als Uberschwemmungs-
flaichen zur Verfiigung. An den grofen Flissen
existieren an vielen Abschnitten nur noch 10 bis
20 Prozent der ehemaligen Auen.

e Ein naturnaher Landschaftswasserhaushalt ist es-
senziell fiir alle Gewisser, Feuchtgebiete und Moore.
Mebhr als 90 Prozent der Moorflachen Deutschlands
sind durch Drainage und Nutzung stark degradiert.
Hier bestehen direkte Verbindungen zur Klimakri-
se (zum Beispiel Kohlenstoffdioxidemissionen bei
Mineralisation durch Austrocknen), zum Verlust
des Wasserriickhalts, zu beeintrachtigter Gewéasser-
qualitit (zum Beispiel erhéhte Phosphoraustrige)
sowie zum Biodiversitdtsverlust. Ein naturnaher
Landschaftswasserhaushalt bewirkt eine verbesserte
Grundwasserneubildung und eine Erhéhung des
pflanzenverfiigbaren Wassers. Dies hat auch direkte
Auswirkungen auf Land- und Forstwirtschaft, insbe-
sondere im Hinblick auf den Bewisserungsbedarf.

e Etwa 45 Prozent der Siedlungs- und Verkehrsflichen
in Deutschland sind versiegelt. Die Bodenversiege-
lung beeintriachtigt wichtige Bodenfunktionen, die
Infiltrationskapazitit und die Grundwasserneubil-
dung. 2017 bis 2020 wurden im Mittel (gleitender
Vierjahresschnitt) in Deutschland téglich 54 Hektar
pro Tag fiir Siedlungen und Verkehr neu in An-
spruch genommen, das heifst, bisher unbeplanter
Boden wurde planungsrechtlich neu als Siedlungs-
und Verkehrsfliche ausgewiesen. Ziel der Bundes-
regierung gemaf} der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie ist es, die Inanspruchnahme zusitzlicher
Flachen fiir Siedlungs- und Verkehrszwecke bis
zum Jahr 2030 auf durchschnittlich unter 30 Hektar
pro Tag zu begrenzen. Bis zum Jahr 2050 wird eine
Flachenkreislaufwirtschaft angestrebt. Das heifit, es
sollen netto keine weiteren Flachen fir Siedlungs-
und Verkehrszwecke beansprucht werden.

“4Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie - Weiterentwicklung 2021;
Seite 271, www.bundesregierung.de/resource/blob/998194
/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-
nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.
pdf



http://www.bundesregierung.de/resource/blob/998194/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.pdf
http://www.bundesregierung.de/resource/blob/998194/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.pdf
http://www.bundesregierung.de/resource/blob/998194/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.pdf
http://www.bundesregierung.de/resource/blob/998194/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.pdf
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e Fliachenbedarfe flir die Grundwasserneubildung, den
Wasserritickhalt und Hochwasserschutz, fir die Ge-
wisserentwicklung und fur die Trinkwassergewin-
nung bieten oftmals ein hohes Synergiepotenzial
mit dem nattirlichen Klimaschutz, dem Naturschutz,
okologischem Landbau, extensiver Aquakultur
sowie fiir Freizeit und Erholung und konkurrie-
ren gleichzeitig zum Teil mit den Flichenbedarfen
anderer Nutzungen wie Siedlung, Energie, Industrie,
Verkehr sowie Landwirtschaft.

e Anhaltende Niedrigwasserperioden haben deutliche
negative Auswirkungen auf die Gewasserdkologie,
die Wassergiite- und Wassermengenwirtschaft, die
Wasserversorgung, die Energiewirtschaft, die Indus-
trie, die Binnenschifffahrt, die Fischerei sowie die
Aquakultur. Daraus ergibt sich die volkswirtschaft-
liche Bedeutung von Niedrigwasser.

e Laut Bericht des Weltklimarats [IPCC machen die
Emissionen aus Binnengewissern fast ein Drittel der
aus natiirlichen Quellen freigesetzten Treibhausgase
aus. Die globale Erwdrmung sowie die Eutrophierung
beglinstigen die Methanbildung in Gewéssern. Durch
mikrobielle Prozesse kann das Methan zum Teil im
Gewisser abgebaut werden. Wird Methan emittiert,
so ist es, trotz seiner wesentlich geringeren Verweil-
dauer in der Atmosphére, um ein Vielfaches treib-
hauswirksamer als Kohlenstoffdioxid. Die Reduktion
der Methanemissionen kann daher einen wesentli-
chen Beitrag fiir das Erreichen der Klimaziele leisten.

Wias sind die Herausforderungen?

Seit den Diirreereignissen in den Sommermonaten
2018, 2019, 2020 und 2022 sind das Wasserdargebot,
die Wassernutzungen und die moéglichen Zielkon-
flikte um die Ressource Wasser auch in Deutschland
stirker in den Fokus der 6ffentlichen Wahrnehmung
geriickt. Aufgrund der derzeitigen Rahmenbedingun-
gen, insbesondere der Auswirkungen der Klimakrise
auf die Quantitit und auch die Qualitat des Wassers,
wird es zuklnftig notwendig sein, sektoreniibergrei-
fende, gemeinsame Losungsansitze zu entwickeln,
um unter Beriicksichtigung regionaler Unterschiede
mittel- und langfristig Nutzungskonkurrenzen und
Zielkonflikten um Wasserressourcen vorzubeugen.
Ein moglichst naturnaher, regionaler Wasserhaushalt
wird eine wichtige Voraussetzung fiir ein stabiles
Wasserdargebot und fiir die Sicherung der 6kologi-
schen Belange sein.

Der Wasserhaushalt umfasst Niederschlag, Verduns-
tung, Speicherung, Zu- und Abfluss. Der Bodenzustand,
die Grundwasserneubildung und die Vegetation spielen
dabei eine wichtige Rolle. Der Wasserhaushalt wird
durch die Landnutzung und die Nutzung der Wasser-
ressourcen, zum Beispiel durch Wasserentnahmen,
Gewdsserausbau oder durch Hochwasserschutzmafi-
nahmen wie Deiche sowie durch die Entwasserung von
mineralischen Béden und Moorbéden (zum Beispiel
durch Drainagen oder Entwisserungsgraben) sowie
nicht standortangepasste Bewirtschaftung stark beein-
flusst und verandert. Diese Entwicklungen beeintrich-
tigen auch die Fihigkeit des Bodens, der wasserabhin-
gigen Okosysteme und der Gewisser, Treibhausgase zu
speichern und begiinstigen deren Freisetzung.

Zusitzlich wirkt sich die Klimakrise auf den Wasser-
haushalt aus und fiihrt zu Veranderungen von Nie-
derschlag, Verdunstung, Speicherung und Zu- und
Abfluss. Die Auspriagung der Folgen der Klimakrise ist
regional sehr unterschiedlich, zum Beispiel hinsichtlich
des Grundwasserdargebots. Von dauerhaft sinkenden
Grundwasserstinden sind insbesondere Regionen
betroffen, in denen eine geringe und gegebenenfalls
durch die Klimakrise weiter zurtickgehende Grundwas-
serneubildung mit einem steigenden Wasserbedarf und
einem insgesamt vergleichsweise kleinen Grundwas-
servorkommen einhergeht.

Beeintrichtigungen der Grundwasserneubildung, zum
Beispiel aufgrund von Entwésserung von Feuchtgebieten
und Mooren, Nutzungsinderungen und Bodendegrada-
tion (Humusverlust, Verdichtung, Erosion durch Wasser
und Wind, Verlust der Biodiversitit, Versiegelung), wir-
ken sich ebenfalls negativ auf den Wasserhaushalt aus.

Ein Wasserhaushalt in naturnaher Auspragung ermog-
licht den Béden, Feuchtgebieten, Gewissern und der
Vegetation, besser mit ldinger anhaltenden Trockenpe-
rioden zurechtzukommen. Er trigt dazu bei, dass auch
die mit der Verdunstung in Bezug stehenden Okosys-
temleistungen, beispielsweise die Hitzeminderung in
Stidten, ausreichend erfiillt werden kénnen.

Fiir die Sicherung oder Erreichung eines giinstigen
Erhaltungszustands nach FFH-Richtlinie fiir wasser-
abhingige Lebensraumtypen des Anhangs I ist ein
(anndhernd) naturnaher Wasserhaushalt essenziell,
erhebliche Beeintrachtigungen sind unzuldssig
(FFH-Richtlinie, Verschlechterungsverbot Artikel 6).




Der Boden ist von entscheidender Bedeutung fiir den
Wasserhaushalt, da ein gesunder Boden mit entspre-
chendem Porenvolumen Wasser aufnehmen, in der
Flache halten und ins Grundwasser weiterleiten kann
und so Hochwasser abmildert sowie als Puffer dient,
der die Auswirkungen von Trockenheit fir Pflanzen,
auf Grundwasserstiande und auf die Trinkwasserver-
sorgung zeitweise abfedern kann.

Die Bodentrockenheit, die niedrigen Grundwasserstin-
de und die niedrigen Wasserstinde in den Fliissen in
den vergangenen Sommern hatten erhebliche 6kolo-
gische Auswirkungen und fiihrten zu starken Beein-
trichtigungen gewisserabhingiger Okosysteme. Sie be-
trafen direkt verschiedene wirtschaftliche Sektoren wie
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Aquakultur,
Energieproduktion, Schifffahrt und Industrie. Regional
konkurrierte in Einzelfillen die landwirtschaftliche
Bewisserung mit der Trinkwasserversorgung. Die
erhohte Wasserentnahme aus Fliissen und Seen fiihrte
stellenweise zu negativen Auswirkungen auf ihren 6ko-
logischen Zustand. Im Zuge der Klimakrise ist mit einer
Zunahme von Extremereignissen wie Starkregen in den
Sommermonaten und mit einer potenziellen Zunahme
von lang anhaltenden Trockenperioden zu rechnen. Es
kommt zu einer gednderten Niederschlagsverteilung
iber das Jahr und zu langeren Vegetationsperioden mit
hoheren Verdunstungsverlusten (Evapotranspirations-
verlusten). Entsprechend stark werden die Grundwas-
serkorper belastet, einerseits durch die Wasserentnah-
me, andererseits dadurch, dass in solchen Phasen kaum
noch Bodenwasser zur Wiederauffiillung und Rege-
neration des Grundwassers zur Verfiigung steht. Diese
Entwicklungen kénnen zu erschwerten klimatischen
Bedingungen fiir die Erhaltung und Renaturierung
vieler natiirlicher Okosysteme und insbesondere von
wassergeprigten Lebensraumen wie Mooren fiihren,
da nasse Bedingungen entscheidend fiir die erfolgrei-
che Ansiedelung von wasserabhidngigen Arten sind.
Unter diesen Bedingungen kann auch fiir natiirli-
cherweise niederschlags- oder grundwasserabhingige
Okosysteme, wie Hoch- und Niedermoore und Feucht-
wilder, ein Wasserbedarf fir die Erhaltung sowie fiir
Renaturierungsvorhaben entstehen. Daher zeichnet
sich auch eine Haufung von Nutzungskonkurrenzen
und Zielkonflikten hinsichtlich der knapper werden-
den verfiigbaren Wassermenge ab.
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Wassernutzungskonflikte sind kiinftig dort zu erwarten,
wo Konkurrenzen zwischen unterschiedlichen Nutzun-
gen um die verfiigbare Wassermenge bestehen, die aus
Grund- und Oberflichengewissern entnommen werden
kann. Solche Konflikte treten innerhalb einer Nutzungs-
art (zum Beispiel Kithlwasser) oder zwischen verschiede-
nen Nutzungsarten auf (6ffentliche Wasserversorgung,
landwirtschaftliche Bewisserung, Aquakultur, Renatu-
rierungs-/Wiedervernassungsvorhaben, Naturschutz/
Okologischer Mindestwasserabfluss, Mindestabfluss/
grundwasserabhingige Okosysteme, Lebensmittel-
wirtschaft, Mineralwasserférderung, Wasserbedarf

der Industrie und Energiewirtschaft). Insbesondere in
Phasen niedriger Abfliisse in den Oberflichengewissern
fiihren Wasserentnahmen zu Konfliktsituationen mit
der Schifffahrt und dem Gewisser- und Naturschutz
(6kologische Mindestabfliisse) sowie der Fischerei.

Konflikte konnen weiterhin durch die Verschlech-
terung der Wasserqualitdten durch diffuse und aus
Punktquellen stammende Eintréige entstehen, die dazu
fithren, dass entnommenes Wasser nicht mehr oder
nur mit erheblichem Aufwand fiir andere Nutzungen
verfiigbar gemacht werden kann. Solche Zielkonflik-
te konnen sich zwischen der Trinkwasserversorgung
und der Landwirtschaft ergeben, wenn zum Beispiel
Diinge- und Pflanzenschutzmittel'® aus der Land-
wirtschaft in das Grundwasser und auch in die Ober-
flichengewdsser gelangen und dies zu einer Erhéhung
von Aufwand und Kosten fiir die Wasseraufberei-
tung fithrt. Ahnliches gilt fiir Zielkonflikte zwischen
Abwasserentsorgung und Trinkwasserversorgung,

da auch Einleitungen aus Kldranlagen, insbesondere
wihrend Niedrigwasserperioden, zur Verinderung der
Wasserqualitit des aus Oberflichengewéssern gewon-
nenen Rohwassers fithren und zur Eutrophierung der
Oberflichengewaisser beitragen konnen.

Hinzu kommen Konflikte durch unterschiedliche
Nutzungen der Gewisser aufgrund unterschiedlicher
Anforderungen an die Wasserqualitit, an die Was-
sermenge oder an den Wasserstand, beispielsweise

der Gewihrleistung der Schiffbarkeit gegeniiber dem
Schutz und der Wiederherstellung von Auen sowie dem
Hochwasserschutz.

SUBA/BMUV - Auswertung ,Die Wasserrahmenrichtlinie -
Gewisser in Deutschland 2021 - Fortschritte und Heraus-
forderungen” - www.umweltbundesamt.de/publikationen/
die-wasserrahmenrichtlinie-gewaesser-in-deutschland



http://www.umweltbundesamt.de/publikationen/die-wasserrahmenrichtlinie-gewaesser-in-deutschland
http://www.umweltbundesamt.de/publikationen/die-wasserrahmenrichtlinie-gewaesser-in-deutschland
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Bedeutung haben zudem Flichennutzungskonkurren-
zen am Gewdésser. So werden die Flichen an den Gewis-
sern als Pufferzonen (Gewisserrandstreifen) oder fur die
Erhaltung und Wiederherstellung naturnaher Gewés-
serstrukturen (Gewisserentwicklung) und Auen, die da-
mit Hochwasserschutz gewihrleisten, benétigt. Vielfach
werden solche Flachen auch fur die Landwirtschaft, die
Verkehrsinfrastruktur und die Siedlungsentwicklung
gebraucht. Schliefdlich kénnen auch Konkurrenzen um
Flachen an Gewdssern zwischen Gewdsserentwicklung
und Nutzungen wie Erholung, Freizeit, Sport oder Tou-
rismus entstehen. Es sind aufierdem vermehrt raum-
liche Nutzungskonflikte im Untergrund zu erwarten,
etwa zwischen dem Schutz der Grundwasserressourcen,
der Nutzung von Geothermie (insbesondere Tempe-
raturbelastung des Grundwassers, Durchbohren von
schiitzenden Deckschichten) oder der Anlage unterirdi-
scher Speicher fiir Wasser und Energie, moglicherweise
auch von abgeschiedenem Kohlenstoffdioxid.

Die verschiedenen Nutzungskonkurrenzen kénnen
sich tiberlappen und dabei die Konfliktsituation ver-
schirfen und individuell oder kombiniert vor allem
negative Auswirkungen auf die Gewisserokologie und
die Okosystemleistungen haben.

Zum Erhalt oder zur Wiederherstellung eines mog-
lichst naturnahen Landschaftswasserhaushalts (zum
Beispiel von Gewéssern oder grofien Feuchtgebieten/
Mooren) ist das Wassermanagement eines gesamten
Einzugsgebiets zu betrachten und so anzupassen, dass
Treibhausgasemissionen dabei vermieden werden, der
Wasserhaushalt resilient gegeniiber den Auswirkungen
des Klimawandels ist und sich im Einklang aller Nutzer
entwickelt. Ein solches Vorhaben bedarf umfassender
Abstimmung zwischen verschiedenen Akteuren und
setzt Kompromissbereitschaft zwischen ihnen voraus.

Vision — Naturnaher Wasserhaushalt
im Jahr 2050

Der naturnahe Wasserhaushalt ist so weit wie moglich
hergestellt, wobei der Erhalt der natiirlichen Boden-
funktionen gegeben ist, der Riickhalt des Wassers in der
Flache gestarkt ist und der Flichenverbrauch sowie die
Bodenversiegelung minimiert sind. Der Ubergang zur
Flachenkreislaufwirtschaft ist erreicht. Es werden netto

keine neuen Flachen fiir Siedlungen und Verkehr mehr
beansprucht.

Der Wasserhaushalt aller Oberflichengewésser ist
weitestmoglich an den natiirlichen Gegebenheiten
ausgerichtet; die Unterhaltung der Flie3gewiasser
erfolgt mit dem Ziel der naturnahen Entwicklung
und unterstiitzt die Wasserriickhaltefunktion der Aue
(Retentionsflichen) und den Erhalt einer 6kologisch
funktional hochwertigen Gewaissersohle. Die Nutzung
der Grundwasserkorper ist nachhaltig. Die Bewirt-
schaftung aller Grundwasservorkommen erfolgt im
Hinblick auf den Erhalt der Regenerationsfiahigkeit,
auch unter den Auswirkungen von Klimaveranderun-
gen. So wird Extremereignissen vorgebeugt. Ubernut-
zungen sind identifiziert und die Grundwasserkorper
werden auf ein nachhaltig nutzbares Niveau regene-
riert. Eine weitere Absenkung der Grundwasserspiegel
findet nicht statt.

Die Boden in den unterschiedlichen Landnutzungen
sind in einem guten Zustand und erfiillen somit ihre
natiirlichen Bodenfunktionen. Bodendegradation ist
durch standortangepasste Bewirtschaftung oder intak-
te natiirliche Vegetation verringert, der Bodenabtrag
in die Oberflichengewisser dadurch weitestgehend
reduziert. Ein standortangepasster Humusgehalt und
eine hohe Bodenbiodiversitit tragen zu einer hohen
Wasserspeicherkapazitit und zur Bindung von Koh-
lenstoff bei. Bodenverdichtung ist durch den Einsatz
standortangepasster Technik weitgehend minimiert.
Die Versiegelung ist durch die Reduzierung des Fla-
chenverbrauchs fiir Siedlung und Verkehr sowie durch
Mafdnahmen zur Entsiegelung versiegelter Boden
deutlich zuriickgegangen.

Dazu existieren Leitbilder fiir einen naturnahen,
gebietsspezifischen Wasserhaushalt auf Teileinzugs-
gebietsebene, die die Anpassung an die Auswirkun-
gen der Klimakrise und das bereits erreichte Ziel der
Treibhausgasneutralitat 2045 (Beitrag zum natiirlichen
Klimaschutz) berticksichtigen und Nutzungsbedarfe
angemessen reflektieren. Eine nachhaltige Nutzung der
Wasserressourcen hilt Schaden und Auswirkungen der
globalen Erwiarmung und deren Extreme fiir Men-
schen und Natur gering. Die regional Verantwortlichen
fiihren ein kontinuierliches Monitoring der Wasserent-
nahmen und des Wasserdargebots durch und schaffen
so die Basis zur Vermeidung einer Ubernutzung der
Wasserressourcen (risikobasierter Ansatz).




Potenzielle und existierende Synergien und Nutzungs-
konflikte werden transparent und nachvollziehbar
dargestellt. Synergien werden durch vorausschauende
und integrierte Planung maximiert, Zielkonflikten bei
der Nutzung von Wasserressourcen wird vorausschau-
end begegnet. Fiir den Fall lang anhaltender Trocken-
perioden sind regionale Wassernutzungspriorititen
zwischen den Verantwortlichen auf den verschiedenen
Ebenen und auch mit den Nutzern auf der Basis einer
bundesweiten Leitlinie abgestimmt und allen transpa-
rent kommuniziert.

Die frithzeitige Integration aller Belange und ein
gemeinsamer Abstimmungsprozess im Vorfeld der
Entscheidung iber mégliche Mafnahmen sind gelebte
Praxis fur die regionale Bewirtschaftung des Wasser-
dargebots in den Einzugsgebieten. Eine starke und
kompetente Wasserwirtschaftsverwaltung trifft unter
Berticksichtigung aller Betroffenen und Belange die
Entscheidungen hinsichtlich der quantitativen Entnah-
men. Als Orientierungsrahmen fiir solche Entscheidun-
gen liegt eine bundesweit abgestimmte Leitlinie vor,
die auch Regeln und Kriterien fur eine transparente
Entscheidungsfindung durch die zusténdigen Stellen in
Knappheitssituationen hinsichtlich deren Priorisierung
enthilt. Die 6ffentliche Wasserversorgung hat weiter-
hin einen zentralen Stellenwert fiir die Gewahrleistung
der wasserwirtschaftlichen Daseinsvorsorge zur vor-
rangigen Sicherung der Versorgung der Bevolkerung
mit Trinkwasser. Alternative Wasserressourcen — zum
Beispiel Betriebs- und Regenwassernutzung, aufberei-
tetes kommunales Abwasser - werden zur Schonung
knapper SiiRwasserressourcen unter Beriicksichtigung
von Gesundheits- und Umweltschutzaspekten in regio-
nale Wassernutzungskonzepte einbezogen.

Der Wasserbedarf der Okosysteme ist fest- und sicher-
gestellt. Industrielle und landwirtschaftliche Bedarfe
werden bei der Ausbalancierung der Wasserentnah-
men berticksichtigt. Alle Wassernutzer sind sich ihrer
Verantwortung fiir die Ressource Wasser bewusst.
Anforderungen an die effiziente Wassernutzung in
allen Sektoren sind etabliert, um sorgsam und sparsam
mit den knappen Wasserressourcen umzugehen und
Nutzungskonflikte vorausschauend zu vermeiden.
Die effiziente Wassernutzung ist die Voraussetzung
fir Entnahmegenehmigungen.

Nationale Wasserstrategie

Die Landwirtschaft steuert effizient und nachhaltig
Bewisserungsbedarfe und trigt dazu bei, die Infiltra-
tionsleistung und Wasserspeicherkapazitit von Boden
zu erhohen. Dies erfolgt durch an die Standorte ange-
passten Humusaufbau, geeignete Anbaumethoden und
Kulturen sowie entsprechende Fruchtfolgen. Bewasse-
rungsbedarfe werden soweit moglich umweltschonend
und nachhaltig durch gesammeltes Regenwasser oder
bei ausreichenden Abfliissen durch Entnahmen aus
Oberflichengewissern gedeckt und wassersparend

mit effizienter Bewisserungstechnik (zum Beispiel
Tropfbewisserung) umgesetzt. Die Landwirtschaft hat
den Anpassungsprozess hin zu einer klimaangepassten
Bewirtschaftung vollzogen.

Der natiirliche Klimaschutz und die damit verbundene
Wiederherstellung und Stirkung der Okosysteme und
deren Funktion als Kohlenstoffspeicher und -senken,
verbunden mit einer sorgsamen Nutzung der Wasser-
ressourcen, hat wesentlich zur Erreichung des Ziels der
Treibhausgasneutralitit bis zum Jahr 2045 beigetragen.
Dabei werden ebenfalls die Folgen der Klimakrise auf
den Wasserhaushalt, wie Hoch- und Niedrigwasser,
aber auch verdanderte Grundwasserstinde berticksich-
tigt; sie sind fester Bestandteil der Bewirtschaftungs-
plane und Mafnahmenprogramme. Die Wasserqualitit
in Bachen, Fliissen, Seen und dem Grundwasser wird
kontinuierlich verbessert. Dadurch werden auch Ziel-
konflikte um Wasserressourcen aufgrund der Wasser-
qualitit deutlich reduziert.

Die grofien Synergiepotenziale mit den Strategien und
Zielen des Naturschutzes (zum Beispiel Biodiversitits-
strategie) insbesondere im nattirlichen Klimaschutz
(zum Beispiel Aktionsprogramm Natiirlicher Klima-
schutz), im Auen- und Hochwasserschutz sowie im Bio-
topverbund (zum Beispiel ,,Blaues Band Deutschland®),
werden wo moglich umfassend genutzt. Wasserabhin-
gige Lebensraume wie Auen, Feuchtgebiete und natur-
nahe Moorflichen sind erhalten, wiederhergestellt und
gesichert. Die Erhaltung extensiv genutzter Teichland-
schaften sowie die Schaffung von extensiv bewirtschaf-
teten Randbereichen in Moorgebieten flankieren dieses
Ziel. Sie stabilisieren den Wasserhaushalt und erfiillen
die Anforderungen der FFH-Richtlinie beziiglich des
Erhalts der wasserabhingigen Lebensrdaume und ihrer
Arten. Die Voraussetzungen fir einen nachhaltigen
Moorschutz sind erfiillt.
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Landesentwicklungs- und Regionalplanung werden
frithzeitig und umfassend tiber wasserwirtschaftliche
Planungen unterrichtet und integrieren diese. Als
gesamtraumliche Planung verfiigen sie iber entspre-
chende Moglichkeiten, um Flachen fiir die Grund-
wasserneubildung, die Gewisserentwicklung, den
Hochwasserschutz, die Trinkwassergewinnung und
flir weitere wasserwirtschaftliche Nutzungen in ihren
Planen zu sichern. Als Voraussetzung sind geeignete
Fachgrundlagen geschaffen. Damit sollen die wasser-
wirtschaftlichen Belange in der rdumlichen Gesamt-
planung gegeniiber anderen Nutzungsanspriichen
gestarkt werden.

Das regional benoétigte Wasserdargebot wird durch
ausreichende Grund- und Oberflichenwasservor-
kommen, durch wasserwirtschaftliche Mafinahmen
(zum Beispiel dezentraler Regenwasserriickhalt)

und unter Ausweisung der benétigten Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete fiir die Wassergewinnung mit

den raumordnerischen Instrumenten (zum Beispiel
Entwicklungsplinen) gesichert. Flichen und Trassen
flir Wasserinfrastrukturen (zum Beispiel im Bedarfs-
fall als Fernwasserversorgung auch {iberregional) sind
mit konkurrierenden Nutzungsinteressen abgewogen
und im Ergebnis der Abwagung in raumordnerischen
Planen verbindlich gegeniiber anderen 6ffentlichen
Planungstrigern (Beachtungspflicht) ausgewiesen.

Raumordnerische Instrumente (zum Beispiel Ent-
wicklungsplane) sichern zudem grofdraumige Hoch-
wasserschutz-, Naturschutz-, Versickerungs- und
Retentionsflichen mit Bindungswirkung gegeniiber
den Kommunen. Regionalplane sichern Flichen zum
Schutz und zur Entwicklung von Gewissern und
Feuchtgebieten, zum Management von Starkregen und
flir die hierfiir benétigten Infrastrukturen sowie Vor-
ranggebiete fiir zukiinftige Wassergewinnungsgebiete.

Eine wassersensible Stadtentwicklung sichert einen na-
turnahen Wasserkreislauf in den Stiadten und ermaog-
licht damit die Erbringung von Okosystemdienstleis-
tungen, die zur Steigerung und Sicherung einer guten
Lebensqualitit in den Stadten beitrigt. Dies betrifft
direkte Leistungen durch Wasser in der Stadt fiir die
Versorgung, fiir Freizeit und Erholung, fir Klimaanpas-
sung und gegebenenfalls Mobilitat (Fihren). Es betrifft
zudem indirekte Leistungen der Wasserverfuigbarkeit
fir vitales Stadtgriin und dessen regulierenden, produ-
zierenden und kulturellen Leistungen.

Was ist dafiir zu tun?

Der beste Umgang mit Nutzungskonflikten ist, sie
durch vorausschauendes und vorsorgendes Handeln
moglichst gar nicht erst entstehen zu lassen oder sie
zu minimieren. Fiir den vorausschauenden planeri-
schen Umgang mit Wassernutzungskonflikten bedarf
es zundchst verlidsslicher Grundlagen, das heifit einer
soliden Wissensbasis durch zielgerichtetes Monitoring
des gesamten Wasserhaushalts und der Auswirkungen
des Klimawandels darauf sowie besserer Modelle und
Szenarien zur regional differenzierten Abschitzung
des kiinftig verfiigbaren Wasserdargebots in erfor-
derlicher Qualitit einerseits und der Wasserbedarfe
andererseits. Aufbauend auf ihren diesbeziiglichen
Arbeiten und Erfahrungen kénnen hierzu die zustan-
digen Oberbehorden des Bundes wichtige Beitrige
leisten und sollten hier eng untereinander und mit
den zustindigen Landesbeh6rden zusammenarbeiten.
Aber auch Daten der Wasserversorger werden dafiir
genutzt. Ziel muss es sein, die Prognosefihigkeiten

zu verbessern. Hierzu mussen die moglichen Ent-
wicklungen und Trends der fiir die Veranderungen
der wasserwirtschaftlichen Systeme mafigeblichen
GrofRen abgebildet sowie unterschiedliche Varianten
und die damit jeweils einhergehenden Konsequenzen
einer Bewertung zuginglich gemacht werden. Es wer-
den sowohl historische und aktuelle Beobachtungs-
daten als auch umfassende Modellbetrachtungen auf
unterschiedlichen regionalen Ebenen benétigt. Dazu
gehoren, aufbauend auf den bereits existierenden Mo-
dellierungen, nach abgestimmten Leitlinien erstellte
und damit untereinander kompatible flichendecken-
de Wasserhaushaltsmodellierungen (einschlieRlich
einer hydrogeologischen Modellierung) sowie deren
Verkntpfung mit klimatologischen Modellen als Basis
fr mittel- bis langfristig angelegte, flichendeckende
regionale Wasserdargebots- und multisektorale Was-
serbedarfsanalysen unter Einbeziehung des Wasser-
bedarfs der Okosysteme.

Auf dieser Grundlage sind in Kooperation von Landern,
Wasserver- und Abwasserentsorgern, Gewasserunter-
haltungspflichtigen, Kommunen und den wesentlichen
Wassernutzergruppen moglichst flichendeckend
Wasserversorgungskonzepte zu erarbeiten. Diese
enthalten die Analyse des aktuellen und zukiinfti-

gen Wasserdargebotes sowie der Wasserbedarfe und
fihren diese ausgleichend zur langfristigen Sicherung
der Wasserversorgung — innerhalb und aufierhalb der




offentlichen Wasserversorgung - zusammen (siehe
auch Kapitel II. 5). Dabei sind die Versorgung der
Okosysteme und die 6ffentliche Trinkwasserversor-
gung sowie die Bereitstellung der fiir die Erzeugung
von Nahrungs- und Futtermitteln (Grundversorgung)
erforderlichen Wassermengen in ausreichend guter
Qualitit dauerhaft sicherzustellen.

Mit einer bundesweit abgestimmten Leitlinie, die
gemeinsam mit den Landern und im Dialog mit den
Interessengruppen entwickelt wird, soll ein einheitli-
cher Orientierungsrahmen fiir regional zu treffende
Priorisierungsentscheidungen geschaffen werden, der
insbesondere sicherstellen soll, dass jederzeit ausrei-
chende, moglichst ortsnahe Ressourcen fiir die Trink-
wasserversorgung und andere prioritire Nutzungen
zum Wohl der Allgemeinheit zur Verfligung stehen. Er-
gianzend werden Regeln und Kriterien fiir transparente
Entscheidungen iiber gegebenenfalls erforderliche
Nutzungspriorisierungen im Fall regionaler temporéarer
Wasserknappheit und Bodentrockenheit erarbeitet.
Wichtig dabei ist eine iberdrtliche und tber einzelne
Versorgungsgebiete hinausgehende Betrachtung der
Wassersituation in Landes- oder Einzugsgebieten.
Damit kénnen Ausgleichspotenziale zwischen ver-
schiedenen Teilrdumen bertiicksichtigt werden, soweit
ein ortsnaher Ausgleich von Mangelsituationen nicht
moglich ist, und Grundlagen fiir die gegebenenfalls er-
forderlich werdenden Infrastrukturen fiir eine Vernet-
zung von Versorgungsgebieten oder eine Fernversor-
gung sowie das Niedrigwasser- und Diirremanagement
geschaffen werden. Die Stiarkung der Resilienz und

die damit einhergehende Gewéihrleistung der Versor-
gungssicherheit (6ffentliche Wasserversorgung) sind
bei einer zunehmenden Vernetzung zu berticksichti-
gen. Dartber hinaus unterstiitzen Wasserversorgungs-
konzepte die Integration der wasserwirtschaftlichen
Belange in die Landes- und Regionalpldne. Bestehende
und zukiinftige Zielkonflikte in der Flachennutzung
werden auf regionaler Ebene erkannt und beschrieben,
entsprechende Gebiete und Flichen werden anhand
von bundesweit abgestimmten Kriterien identifiziert.
Dabei werden alle relevanten wasserwirtschaftlichen
Flachenanspriiche berticksichtigt, zum Beispiel fiir die
Grundwasserneubildung, den Wasserriickhalt in der
Flache, den Naturschutz, den natiirlichen Klimaschutz,
die Gewisserentwicklung, die Trinkwassergewinnung
den Hochwasserschutz oder die Nutzung fiir Mobilitat
und Energieerzeugung.
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Um die in regionalen Wasserversorgungskonzepten
dargelegten Belange der 6ffentlichen Wasserversor-
gung bei der Ausweisung von Baugebieten angemessen
bertiicksichtigen zu kénnen, wird das Bau-, Planungs-
und Wasserrecht auf Kohidrenz gepriift und gegebenen-
falls angepasst.

Ein weiterer Grund fiir die Verfehlung von Gewis-
serschutzzielen ist auch die fehlende Integration von
Belangen des Gewdsserschutzes in andere Bereiche
auflerhalb des Wasserrechts. Zu priifen ist, wie die An-
schlussfiahigkeit der wasserwirtschaftlichen Planungen
an die Raumplanung und Bauleitplanung und damit
die tatsdchliche Durchsetzungsfihigkeit wasserwirt-
schaftlicher Belange in der Abwégung aller raumlichen
Belange und deren Umsetzung verbessert werden
kann. Dabei ist die Moglichkeit der Festlegung von
Vorranggebieten fiir die Grundwasserneubildung und
die zukilinftige Wasserversorgung (kiinftige Wasser-
schutzgebiete) mit in den Blick zu nehmen.

Eine wesentliche Voraussetzung fiir eine Reduzierung
oder gar Vermeidung von Nutzungskonflikten ist

ein moglichst naturnaher Wasserhaushalt, der zum
Beispiel die notwendige Resilienz zur Abfederung von
langeren Phasen geringer Niederschlage aufweist. Fiir
die Wiederherstellung oder Gewéhrleistung eines ent-
sprechend anpassungsfihigen Wasserhaushalts spielt
eine gewdasserschonende, wassersensible Landnutzung
eine wesentliche Rolle, wobei sie regional unterschied-
lichen Erfordernissen geniigen muss. Als Orientierung
und Richtschnur fir die Umsetzung einer solchen
wassersensiblen Landnutzung sollten Leitbilder fur
den regionalen naturnahen Wasserhaushalt bzw. eine
angepasste Nutzung des Landschaftswasserhaushaltes
unter Beteiligung der relevanten Landnutzer auf-
gestellt werden. Fiir vergleichbare Aussagen in allen
Regionen Deutschlands ist gemeinsam mit den Lan-
dern eine einheitliche Methodik fiir die Erstellung von
spezifischen Leitbildern des regionalen, naturnahen
Wasserhaushalts zu entwickeln, die Vorschlége fiir eine
regionalspezifische Kategorisierung des naturnahen
Wasserhaushaltes anhand unterschiedlicher Natur-
rdume enthilt. Leitbilder und Methodiken miissen bei
Planern und Entscheidungstrigern auf regionaler Ebe-
ne, zum Beispiel bei Wasserbehorden und Verbanden,
genutzt werden, um naturschutzfachliche Expertise
aufzubauen und die Beriicksichtigung von Belangen
des Natur- und Klimaschutzes zu verbessern.
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Anreize und Vorgaben zur sparsamen und effizien-

ten Wassernutzung sowie entsprechende Anforde-
rungen an Installationen und Anlagen sind weitere
Instrumente, um einer Ubernutzung der verfiigbaren
Wasserressourcen vorzubeugen. Entsprechend werden
Mafdnahmen zur nachhaltigen Wassermengennutzung
entwickelt, zum Beispiel Mindeststandards fiir eine
effiziente Wassernutzung nach einem festzulegen-

den Stand der Technik fiir die hdusliche, industrielle,
gewerbliche und landwirtschaftliche Nutzung. Die
Aufnahme einer allgemeinen Anforderung zum Einsatz
wassersparender Verfahren in die Abwasserverordnung
wird gepriift. Es soll zudem die Weiterentwicklung

und Harmonisierung von Wasserentnahmeentgelten,
einschliefilich der Moglichkeit einer Bundesregelung,
geprift werden, aus deren Einnahmen zum Beispiel
Mafinahmen zur Zielerreichung der Wasserrahmen-
richtlinie (WRRL) finanziert werden konnen. In einem
Forschungsvorhaben werden Steuerungsmoglichkeiten
von ,,smarten” Wassertarifen fiir Brauch- und Trink-
wasser untersucht.

Die Wasserwirtschaftsverwaltungen der Lander und
die zustdndigen Behdrden des Bundes, zum Beispiel
die WasserstrafRen- und Schifffahrtsverwaltung des
Bundes (WSV), werden mit den notwendigen Kapaziti-
ten sowie dem Zugang zu den erforderlichen Informa-
tionen und Daten ausgestattet. Letztere ermoglichen es
ihnen, Entscheidungen tiber die Bewirtschaftung des
nutzbaren Wasserdargebots eigenstindig, umfassend,
in angemessener Zeit und nach Anhérung aller Betrof-
fenen zu treffen. Es werden die Entscheidungskompe-
tenzen benannt, und den verantwortlichen Behérden
wird eine fachliche Unterstiitzung zum Beispiel in
Form von Entscheidungsunterstiitzungssystemen an
die Hand gegeben. Die verantwortlichen Verwaltungen
(auf Bundes-, Linder- und kommunaler Ebene) und
andere betroffene Akteure entwickeln Mechanismen
zur Umsetzung der oben skizzierten Leitlinien und
berticksichtigen dabei unter anderem die Punkte Voll-
zug (gegebenenfalls Schaffung von Krisenstiben) und
Kontrolle, Umgang mit Widerstdnden, Entschadigun-
gen sowie Transparenz und Evaluierung.

Zum Schutz der Grundwasserressourcen wird ein
Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring der
tatsichlich entnommenen Mengen entwickelt, das
als Basis fiir ein risikoorientiertes Grundwasser-
management dienen soll. Dariiber hinaus soll eine
Dokumentationspflicht der tatsidchlich getitigten

Wasserentnahmen (Wasserregister) eingefithrt und ein
Abbau von Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei
Grundwasserentnahmen (erlaubnisfreie Benutzungen)
vorgenommen werden. Mit der Einrichtung eines Nied-
rigwasserinformationssystems (NIWIS) werden Daten
und Analysen fiir die Beurteilung und Bewirtschaftung
von Niedrigwasser zur Verfiigung gestellt. Einheitli-

che Kenngrofien zu Niedrigwasser und Wassermangel
bieten eine notwendige Grundlage zur Entwicklung
und Harmonisierung von Informations-, Prognose- und
Warnsystemen. Zur vorsorgenden Wassermengenbe-
wirtschaftung wie auch zur Minderung der Gefahren
durch Hochwasser wird die Wasserriickhaltefunktion
im gesamten Einzugsgebiet inklusive der Auen gestarkt
(insbesondere durch naturnahe Gewisserunterhaltung,
Wiederherstellung einer naturnahen Flief}gewasser-
morphologie, Ausweitung von Retentionsflichen, ganz-
heitliche Schutzkonzepte fiir Fliefgewésser und deren
Auen) und Maftnahmen zur nachhaltigen Wassermen-
gennutzung werden umgesetzt. Dies erfolgt im Rahmen
von Strukturen, die Partizipation und Mediation der
betroffenen Akteure ermoglichen.

In der kommunalen Bauleitplanung sollen Maf3nah-
men der Regenwasserbewirtschaftung (zum Beispiel
Nutzung, Versickerung und Verdunstung) gegentiiber
der Kanaleinleitung vorrangig berticksichtigt werden.
Um dies zu erméglichen, soll eine Anderung des § 55
Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), der momen-
tan der Versickerung keinen Vorrang einrdumt, ins
Auge gefasst werden mit dem Ziel, der Versickerung

- wo sinnvoll, verhiltnisméflig und umsetzbar — den
Vorrang zu geben. Die aktuelle Umsetzung der Nie-
derschlagswasserbeseitigung von Verkehrswegen,
insbesondere die Versickerung an griinen Seitenstrei-
fen (,Entwiésserung tiber die Schulter”), soll durch

die zustdndigen Behorden grundsétzlich und die
entsprechenden Anforderungen und Mafinahmen im
Hinblick auf 6kologische Aspekte tiberpriift werden.
Bei der Versickerung soll die Schadstoffbelastung des
Niederschlagswassers zum Schutz des Grundwassers
vor Verunreinigungen berticksichtigt werden, um eine
nachteilige Veranderung der Grundwasserbeschaffen-
heit nach Moglichkeit auszuschliefen. Der Vorrang der
naturnahen Manahmen der Regenwasserbewirtschaf-
tung wird in der kommunalen Bauleitplanung gestarkt.
Die wasserrechtlichen Genehmigungen fiir Entnahmen
von Grund- und Oberflichenwasser sowie fiir Stauan-
lagen sollen auf der Grundlage der verbesserten Daten-
lage tiberpriift und gegebenenfalls angepasst werden.




Die Bodenbewirtschaftung sollte verstarkt darauf
ausgerichtet werden, neben der natiirlichen Klima-
schutzleistung der Boden die Funktionen fiir den Was-
serhaushalt zu stirken sowie die Bodenbiodiversitit zu
erhalten und zu férdern. Die Funktionen des Bodens
sind nach Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)
und der EU-Bodenstrategie fiir 2030 zu sichern oder
wiederherzustellen. Der rechtliche Rahmen sollte unter
anderem mit Blick auf den Beitrag zur Gewéhrleistung
eines funktionierenden Wasserhaushalts tiberpriift
werden. Das Bundes-Bodenschutzgesetz wird daher
unter Bertiicksichtigung der unterschiedlichen Nut-
zungen evaluiert. Dies beinhaltet auch die Betrachtung
der nattiirlichen Bodenfunktionen im Hinblick auf

den Bodenwasserhaushalt, den Wasserriickhalt in der
Flache, die Filter- und Reinigungswirkung sowie die
Grundwasserneubildung. Im Rahmen der Umsetzung
der Bund-Lander-Zielvereinbarung zum Klimaschutz
durch Moorbodenschutz und der von der Bundesregie-
rung verabschiedeten Nationalen Moorschutzstrategie
soll eine umféingliche Wiederverndssung von Moorbd-
den stattfinden und eine nasse Nutzung (zum Beispiel
Paludikultur) entwickelt und etabliert werden. Durch
Entsiegelungsprojekte soll die Versickerung von Regen-
wasser begiinstigt und das Risiko von Uberschwem-
mungen gemildert werden.
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Alle im Kapitel II. 4 genannten Handlungsempfeh-
lungen zur Reduzierung der Risiken und Gefahren
aufgrund von Stoffeintridgen und zur Verbesserung der
Gewisserqualitit wirken ebenfalls Zielkonflikten um
die Wassernutzung aufgrund mangelnder Wasserquali-
tat entgegen.




II. 2 Gewisservertrigliche und klimaangepasste
Flachennutzung im lindlichen und urbanen Raum

realisieren

Basisinformationen

e Laut Daten der dritten Bundeswaldinventur von
2012 sind rund 11,4 Millionen Hektar mit Wald
bedeckt. Das entspricht knapp einem Drittel der
Gesamtfliche Deutschlands (31 Prozent).

e Die landwirtschaftliche Flache in Deutschland
belauft sich auf rund 16,6 Millionen Hektar (46 Pro-
zent). Ungefihr 11 Millionen Hektar werden fiir
den Ackerbau genutzt, es folgen Griinlandflichen
mit 5 Millionen Hektar und Dauerkulturen (zum
Beispiel Weinbau). 1,8 Millionen Hektar. der Land-
wirtschaftsfliche Deutschlands werden 6kologisch
bewirtschaftet.

e [n 77 Prozent der Oberflichenwasserkérper und
29 Prozent der Grundwasserkorper lassen sich die
Auswirkungen auf den Gewésserzustand auf die

landwirtschaftliche Nutzung der umliegenden Fla-
chen zurtickfithren. In 67 Prozent aller Oberflichen-
gewdsser und in 7 Prozent aller Grundwasserkorper
lassen sich Auswirkungen auf den Gewasserzustand
beobachten, die auf Industriebetriebe und den Berg-
bau zurtickzuftihren sind. In 35 Prozent der Oberfl4-
chenwasserkorper und in 3 Prozent aller Grundwas-
serkorper lassen sich Belastungen auf Kommunen
und Haushalte zurtickfithren.!¢

e Betriebe der Binnenfischerei bewirtschaften in
Deutschland aktuell rund 225.000 Hektar Seen,
Talsperren, Fliisse und Kanile. Das entspricht rund

18BMUV/UBA ,Die Wasserrahmenrichtlinie - Gewisser in
Deutschland 2021 Fortschritte und Herausforderungen®,
www.umweltbundesamt.de/publikationen/die-
wasserrahmenrichtlinie-gewaesser-in-deutschland
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einem Viertel der in Deutschland vorhandenen Was-
serflichen. Gleichzeitig werden die meisten dieser
Flachen von der Freizeitfischerei genutzt.

Der Grofiteil der Produktion an Stiflwasserfischen
aus Deutschland stammt aus der Aquakultur, wobei
die Erzeugung von Fischen in durchflossenen Kalt-
wasseranlagen (Forellenzucht) am bedeutsamsten
ist. Die teichwirtschaftlichen Nutzflichen werden
mit insgesamt rund 24.000 Hektar beziffert. Dartiber
hinaus werden Fische auch in technischen Aquakul-
turanlagen mit rezirkulierendem Wasser aufgezogen,
die weitgehend unabhingig von der Verfiigbarkeit
und Beschaffenheit von Oberflichenwasser arbeiten.
Die Siedlungs- und Verkehrsflichen nehmen 14 Pro-
zent der Gesamtfliche ein. Davon sind etwa 45 Pro-
zent aktuell versiegelt, das heif3t bebaut, betoniert,
asphaltiert, gepflastert oder anderweitig befestigt.
Aus diesen Flichen erfolgen vielfiltige Stoffeintrage
in das Sickerwasser.

Die Auswirkungen der Klimakrise verstirken den
ohnehin schon bestehenden Druck auf die Landnut-
zungssysteme, die Okosysteme sowie die Wasser-
ressourcen und beeintrichtigen die Okosystemleis-
tungen (zum Beispiel Selbstreinigung der Gewisser,
Wasserriickhalt, Filterung und Reinigung im belebten
Boden, Grundwasserneubildung, Senkenfunktion).
Durch die Klimakrise bedingtes haufigeres Auftreten
von Extremereignissen (unter anderem Bodentro-
ckenheit und Starkregen) stellt ein ernstes Problem
fir die Land- und Forstwirtschaft, aber auch fiir die
Erhaltung naturschutzfachlich wertgebender Schutz-
gliter (zum Beispiel Lebensraume und Arten) dar. Ex-
tremereignisse konnen infolge der damit verbunde-
nen Erosion (Verwehungen oder Abschwemmungen)
bzw. des Oberflichenabflusses und durch Drainage zu
Nihrstoff- und Pflanzenschutzmitteleintrigen fiihren
sowie lokal zu Schidden und stofflichen Belastungen
in den Oberflichengewissern beitragen.

Der Klimawandel fiihrt zu lingeren Hitzeperioden,
die insbesondere in Innenstidten die Entstehung
von Hitzeinseln begiinstigen, die eine Gefahr fiir die
menschliche Gesundheit darstellen.

Die Férderung von naturnahen und nachhaltig
bewirtschafteten Wildern erhoht die Grundwasser-
neubildungsrate, Wasserverfiigbarkeit und Wasser-
qualitat.

Das weitere Absinken der Grundwasserstinde und
das veranderte Niederschlagsregime fithren zu
weiteren Treibhausgasfreisetzungen aus Auen- und
Moorbodden und erschweren Wiederverndssungs-
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mafdinahmen. Der tiberwiegende Teil der Moor-
flaichen wird land- und forstwirtschaftlich genutzt.
Diese auf Entwiésserung basierenden Nutzungstypen
fihren zu hohen Treibhausgasemissionen sowie
Nihrstoffaustriagen in die angrenzenden Gewaisser.

e Eine Vielzahl von naturbasierten Losungen (soge-
nannte nature-based solutions), aber auch techni-
sche Verfahren zur Nutzung, Verdunstung, Versi-
ckerung und Speicherung von Regenwasser stehen
bereits fiir den Siedlungsraum zur Verfigung.

Was sind die Herausforderungen?

Die zukunftsgerechte Gestaltung der Landnutzung ist
aus vielen Griinden in jingster Zeit in den Mittelpunkt
der gesellschaftlichen und politischen Diskussion
gelangt. Die Art der Landnutzung ist unter anderem
von grofier Bedeutung fiir die Erreichung des Ziels

der Treibhausgasneutralitat 2045 sowie fiir den Erhalt
artenreicher Natur- und Kulturlandschaften. Sie hat
zudem auch hohe Relevanz fiir den Erhalt eines natur-
nahen Wasserhaushalts und den Schutz der Wasser-
ressourcen. Gleichzeitig stellt ein stabiler naturnaher
Wasserhaushalt eine zentrale Voraussetzung fiir eine
zukunftsgerechte Landnutzung dar.

Die Land- und Forstwirtschaftsbetriebe erzeugen
Nahrungs- und Futtermittel sowie nachwachsende
Rohstoffe zur stofflichen und energetischen Nutzung.
Sie sind damit heute und zukiinftig essenziell wichtig
flr die Versorgungssicherheit unserer Gesellschaft.

Die Folgen der Klimakrise und ein sinkendes Wasser-
dargebot vor allem in den Friihjahrs- und Sommer-
monaten werden insbesondere die Land- und die
Forstwirtschaft sowie die Aquakultur, aber auch den
Naturschutz betreffen. Lingere und intensivere Tro-
ckenphasen werden ein zunehmend grof3es Problem
flir die Landwirtschaft darstellen, in deren Folge es zu
Ernteausfillen und Futterengpéissen kommen kann.
Diese Ernteausfille konnen die Erndhrungssicherung
in Deutschland beeintrichtigen. Bei der Anpassung der
Land- und Forstwirtschaft an diese neuen klimatischen
Rahmenbedingungen kommt es zu Wechselwirkungen
mit Natur und Umwelt einschlieflich der Gewésser.

Die 6konomischen und ordnungsrechtlichen Rah-
menbedingungen (gesetzt unter anderem durch das
Fachrecht und die gemeinsame Agrarpolitik der EU,
staatliche Forderungen und den Lebensmitteleinzel-
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handel) und die Erndhrungsgewohnheiten beeinflussen
den Umgang mit der Natur bei der landwirtschaftlichen
Produktion. So sind in einigen Regionen stark tiberh6h-
te Tierbestande, die nicht zu der fur den Nahrstoffanfall
erforderlichen Flachenausstattung passen, eine Ursache
fir gewisserbelastende Nahrstoffiiberschiisse. Eine an
der Flichenausstattung orientierte landwirtschaftliche
Tierhaltung trigt langfristig zu einem naturnahen Was-
serhaushalt und zur Funktionsfahigkeit von Gewasser-
okosystemen bei. Fiir den Gewisser- und Trinkwasser-
schutz hat der 6kologische Landbau gegeniiber der
konventionellen Landwirtschaft Vorteile, da im Oko-
landbau keine chemisch-synthetischen Pflanzenschutz-
mittel und Mineraldiinger verwendet werden. Auch das
im Okolandbau verfolgte Ziel weitgehend geschlossener
Nahrstoffkreisldufe tragt grundsatzlich zu einer deut-
lichen Verringerung von Néhrstoffen im System und
einer Verringerung der Gefahr des Austrags bei.

Feinsedimente aus dem Oberbodenabtrag aus land-
wirtschaftlichen Flachen kénnen in Gewéssern mit
grobem Substrat in der Regel zur Verstopfung (Kol-
mation) der Gewassersohle fithren. Verstarkt wird
dieser Effekt durch zu geringe Abfliisse, die zu einem
aufgrund des klimatisch bedingten verringerten
Wasserdargebots und zum anderen aufgrund konkur-
rierender Nutzungen kein Freispiilen ermdglichen. Das
Kiesliickensystem dient als wertvoller Lebensraum fiir
zum Beispiel das Makrozoobenthos und als Laichgrund
fur kieslaichende Fische (wie Lachs, Bachforelle und
Asche). Diese konnen im Fall einer Kolmation nicht
mehr erfolgreich ablaichen. Beide Funktionen wie auch
der Austausch zwischen Gewésser und Grundwasser
koénnen durch zu hohe Feinsedimentfrachten stark
beeintrichtigt werden. Daher sind ungenutzte oder
extensiv genutzte Uferrandstreifen an Gewéissern von
besonderer Bedeutung. Sie mindern nicht nur den
Eintrag von Nahr- und Schadstoffen, sondern erlauben
auch eine Beschattung der Gewisser. Auch zum Schutz
des Bodens und zum Erhalt der Bodenfruchtbarkeit ist
der Oberbodenabtrag zu vermeiden.

Waldokosysteme sind hinsichtlich ihrer Okosystemleis-
tungen von immenser Bedeutung, zum Beispiel als Was-
serspeicher, Wasserfilter, Lebensraum, Kohlenstoffdioxid-
speicher, Klima- und Warmeregulierer, Erholungsraum
oder Rohstofflieferant. Eine nachhaltige Forstwirtschaft
mit dem Ziel, klimaresiliente und artenreiche Wilder zu
entwickeln oder zu erhalten, unterstiitzt die dauerhafte
Sicherung dieser Leistungen in besonderer Weise.

Fischerei und Aquakultur tragen zur Versorgung der
Bevolkerung mit Nahrungsmitteln bei. Insbesondere
der nachhaltigen Aquakultur wird global gesehen das
Potenzial zugeschrieben, mafRgeblich zur Erndhrungssi-
cherung kiinftiger Generationen beitragen zu kénnen,
da sie im Vergleich mit anderen Verfahren zur Erzeu-
gung tierischen EiweifRes die beste Okobilanz aufweist.
Allerdings verlduft die Entwicklung der Aquakultur in
Europa (vor allem in Deutschland) zunehmend vom in-
ternationalen Trend abgekoppelt und stagniert. Fiir die
Aquakultur dirfte dabei die Vermeidung zusétzlicher
stofflicher Eintrage im Einklang mit der EU-Wasserrah-
menrichtlinie die maflgebliche Herausforderung sein.

In den deutschen Stidten steigt aufgrund des Siedlungs-
drucks und zunehmender Verdichtung der Bodenversie-
gelungsgrad immer noch an. Das Niederschlagswasser
wird tiberwiegend in die Kanalisation abgeleitet. Dies
fiihrt zu einer Beeintrachtigung der Regenwasserver-
sickerung sowie zu punktuell hohem oberflachlichem
Abfluss bei Starkregen. Als Folge kann es vermehrt zu
urbanen Sturzfluten und Uberschwemmungen kom-
men. Gleichzeitig kommt es innerstadtisch durch hohe
Versiegelungsgrade und/oder fehlende Griinflichen und
Kaltluftkorridore zum vermehrten Auftreten des soge-
nannten Warmeinseleffektes. Die natiirliche Kiihlfunk-
tion von feuchten Béden und die Grundwasserneubil-
dung werden durch die sofortige Ableitung des fallenden
Niederschlags eingeschrankt. Die Realisierung des
Konzepts der wassersensiblen Stadt bleibt weiter eine
Herausforderung. Das Ziel der wassersensiblen Stadt ist
es, die Veranderungen des natiirlichen Wasserhaushalts
durch Siedlungsaktivititen in mengenmafiiger und
stofflicher Hinsicht gering zu halten.

Losungsansitze hinsichtlich der praktischen Umset-
zung der wassersensiblen Stadt lassen sich im Wesent-
lichen in die folgenden fiinf Bereiche gliedern.

1) Hemmnisse im Planungsprozess beheben

2) Naturnahe und technische Konzeption und
Gestaltung der Manahmen voranbringen

3) Rechtliche Rahmenbedingungen priifen

4) Forder- und Finanzierungsmoglichkeiten schaffen

5) Sonstige Hemmnisse in der Umsetzung zum
Beispiel durch Befihigung der Akteursgruppen
iberwinden

In allen fiinf Bereichen ist eine systematische Uber-
tragung grundsitzlich moglich. Doch scheitert eine




flichendeckende Umsetzung oft an anderen individu-
ellen Zielsetzungen oder an politischen sowie prakti-
schen Randbedingungen wie zum Beispiel Finanzie-
rungsfragen.

Besonders relevant sind diese Umsetzungshemmnisse
im Bestand. Zwar sind demgegeniiber die Chancen fir
die Umsetzung von Mafinahmen der wassersensiblen
Stadtentwicklung in neu geplanten Gebieten deutlich
hoher. Im Verhiltnis zum Bestand ist der Anteil neuer
Gebiete aber klein. Es gilt daher, das grundsitzliche
Potenzial fiir Verbesserungen im Sinne wassersensibler
Stadte und von Wasserangeboten, die dem Hitzeschutz
der Bevolkerung und Kithlung der Umgebung dienen
(zum Beispiel Trinkwasserbrunnen, Baumrigolen oder
Grundicher), vor allem auch in bestehenden Siedlungs-
bereichen verstirkt zu nutzen. An Planungsprozesse
und Losungen fiir Bestands- und Neubaugebiete muss
unterschiedlich herangegangen werden.

Zu den Optionen gehort neben einer Umsetzung

des Konzepts der ,Schwammstadt“ und damit einer
verstarkten strukturellen Integration der Regenwasser-
nutzung in die Wasserversorgung durch Riickhaltung,
Speicherung und Nutzung von Regenwasser auch eine
Nutzung von Betriebswasser bzw. Grauwasser, insbe-
sondere im urbanen Raum. Bestehende Losungen zur
(Wieder-)Nutzung von Regenwasser und Abwasser-
teilstromen im Haushalt (zu anderen Zwecken als fir
Wasser fiir den menschlichen Gebrauch [Trinkwasser]
im Sinne der Trinkwasserverordnung beschrieben)
sowie zur Bewdsserung des Stadtgriins sollten unter
Beachtung der hygienischen und 6kologischen Aspekte
verstiarkt angewendet sowie neue Losungen erprobt
werden. Hierzu miissen Hemmnisse beseitigt (bei-
spielsweise zur Nutzung des Regenwassers von privaten
Dichern fiir die Bewidsserung des 6ffentlichen Griins)
und Rahmenbedingungen (einschlief3lich Priifung zu
Finanzierungsmoglichkeiten) verbessert werden.

Die Vernetzungen und Abhingigkeiten zwischen
Stddten und ihrem Umland sind oft funktional und
nicht immer konfliktfrei. Stadte sind in ihrer Wasser-
versorgung zu einem erheblichen Teil auf das Umland
angewiesen. Landnutzungen und Landnutzungsan-
derungen im Umland haben daher Einfluss auf die
Wasserversorgung der Stadte. Stidte leiten Abwasser
und Niederschlagswasser inklusive der darin ent-
haltenen Stoffe in Gewésser ein, sie beeinflussen den
regionalen Wasserhaushalt mit Auswirkungen im

Nationale Wasserstrategie

Umland. Wassernutzungen in den Stidten konnen

zu Konkurrenzen mit Nutzungen im Umland fiihren,
beispielsweise zwischen verschiedenen Wassernutzern
wie Landwirtschaft, 6ffentlicher Wasserversorgung,
Naturschutz oder auch Tourismus und Bewisserung im
stadtischen Raum. Auch bei der Flichennutzung kén-
nen konkurrierende Raumbedarfe zu Nutzungskon-
flikten zwischen Stadt und Umland fiihren, etwa, wenn
Flachenbedarfe fiir das Hochwasserrisikomanage-
ment (Retentionsflichen) oder die Wasserversorgung
(Wasserschutzgebiete) zugunsten urbaner Gebiete im
Umland auf die Flichennutzungsinteressen zum Bei-
spiel der Energieproduktion oder der Produktion von
Lebens- oder Futtermitteln umgewidmet werden. Das
stadtische Umland ist dartiber hinaus hiufig beliebtes
Naherholungsgebiet. Aufgrund dieser Abhingigkeiten
sind die engere Zusammenarbeit und Abstimmung
zwischen regionalen Verwaltungen eine der zukiinfti-
gen Herausforderungen (siehe auch Kapitel I1. 7).

Vision - Gewasservertragliche und klima-
angepasste Flachennutzung im urbanen
und landlichen Raum im Jahr 2050

Die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie ist weit
vorangeschritten. Die Gewisser befinden sich in einem
guten Zustand im Hinblick auf Wasserqualitit, Arten-
zusammensetzung, Strukturreichtum, Durchgiangigkeit.
Der naturnahe Wasserhaushalt ist in Menge, Qualitit
und Dynamik wiederhergestellt (siehe Kapitel II. 1). Mit
etablierten Management- und Nutzungskonzepten fiir
den Landschaftswasserhaushalt werden Nutzungskon-
flikte vermieden. Die bedarfsgerechte und effiziente
Bewisserung landwirtschaftlicher Flichen und der
grinen Infrastruktur in den Stidten sowie der Erhalt
wasserabhingiger Lebensraume und Arten sind sicher-
gestellt. Quellen und Quellgerinne sind renaturiert.

Das Wasser wird moglichst lange in der Flache zurtick-
gehalten, Boden- und Landschaftswasserhaushalt sind
stabilisiert (Ausgleich zwischen Niederschlags- und
Trockenphasen). Entwisserungsgraben und Draina-
gen von land- und forstwirtschaftlichen Flachen sind
weitestmoglich zurtickgebaut oder so umgebaut, dass
sie auch dem Wasserriickhalt oder sogar der Bewisse-
rung dienen kénnen. Bewisserungsteiche und Zister-
nen puffern den landwirtschaftlichen Wasserbedarf in
Trockenphasen ab.
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Die Moglichkeiten der Digitalisierung in der Land-
wirtschaft werden genutzt, um standortgerecht
Bewisserungs- und Diingebedarfe festzustellen und
fachgerecht umzusetzen, um damit Nahr- und Schad-
stoffeintrage aus der Landwirtschaft zu reduzieren. Die
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln erfolgt ent-
sprechend den Grundsétzen des integrierten Pflanzen-
schutzes nur als letzte Option und unter Verwendung
von abdriftreduzierender oder verlustmindernder
Ausbringungstechnik, wobei moglichst auch 6kologi-
sche Schadschwellen Berticksichtigung finden.

Eine nachhaltige Landwirtschaft orientiert sich an den
Standortfaktoren, schiitzt die Boden mit ihren naturli-
chen Bodenfunktionen, integriert Wasserspeicher und
leistet ihren Beitrag fiir die schadstofffreie Grundwas-
serneubildung. Landwirtschaftliche Flichen werden

so bewirtschaftet, dass sie die Ziele des Gewasser-,
Natur- und Hochwasserschutzes, der Anpassung an die
Klimakrise sowie des Klimaschutzes und der Treibhaus-
gasneutralitit unterstiitzen und dabei die Versorgung
mit sicheren Lebens- und Futtermitteln sowie die fur
die Landwirtinnen und Landwirte hierzu erforderlichen
Einkommen sicherstellen. Dabei orientiert sich die Ent-
wicklung der landwirtschaftlichen Tierbestinde an der
zur Verfiigung stehenden Flache. Dartiber hinaus kén-
nen Betriebskooperationen zwischen der Tierhaltung
und dem Marktfruchtbau Fruchtfolgen erweitern und
die Anbaudiversitit steigern. Dies erh6ht die Nutzungs-
elastizitit der Betriebsflichen und tragt zur Kompensa-
tion einer durch die Klimakrise bedingten Verknappung
der fir die Futtermittelerzeugung verfiigbaren Flichen
bei. Indem vorrangig regional erzeugte Futtermittel in
der Tierhaltung eingesetzt werden, entstehen regional
geschlossene Nahrstoffkreisldufe, die das Risiko von
Gewdsserverunreinigungen verringern.

Durch Nutzung eines Instrumentenmixes, beispiels-
weise aus der Forderung 6kologischer Leistungen und
ordnungsrechtlichen Auflagen, ist eine moglichst ex-
tensive Bewirtschaftung von Auen und Gewésserrand-
streifen sowie die Wiederherstellung von Auenlebens-
raumen und einer natiirlichen FlieRgewisserdynamik
mit naturnahen Retentionsflichen erreicht. Auch eine
extensive Feuchtgebietsbewirtschaftung auf geeigne-
ten Standorten iiber Auen und Gewésserrandstreifen
hinaus als Lebensraum und zur Erzeugung benotigter
nachwachsender Rohstoffe ist erreicht. Das Potenzial
des Okolandbaus zum Schutz der Gewisser und der
Wasserressourcen wird verstarkt genutzt. Entsprechend

ist das Ziel, den Okolandbau bis 2030 auf 30 Prozent der
landwirtschaftlichen Nutzfliche auszudehnen, erreicht.

Klimaresiliente Waldokosysteme dienen dem Erhalt
der biologischen Vielfalt, dem Klimaschutz und der
Klimaanpassung sowie auch dem Gewisserschutz in
besonderer Weise. Sie schiitzen Wasserhaushalt und
Gewdsser, indem sie Wasser filtern, speichern und
zeitverzogert wieder abgeben, womit sie zur Grund-
wasserneubildung beitragen. Sie ddmpfen so Hochwas-
ser durch Verzégerung der Abflussspitzen. Sie wirken
der Erosion durch Wasser und Wind, Erdrutschen und
Humusschwund entgegen. In ihrer Biomasse und im
Boden binden sie Nihrstoffe und Kohlenstoff. Eine
nachhaltige Forstwirtschaft mit dem Ziel, klimaresi-
liente und artenreiche Walder zu entwickeln und zu
erhalten, unterstitzt die dauerhafte Sicherung dieser
Leistungen in besonderer Weise.

Nachhaltige Fischerei und Aquakultur leisten einen
wichtigen Beitrag zur Erndhrungssicherung. Die
Binnenfischerei profitiert von Erhalt oder Wiederher-
stellung von Biodiversitit und intakten Okosystemen
in den Binnengewissern. Umweltschadstoffe, erhoh-
te Nahrstoffgehalte oder geringere Sauerstoffwerte
fihren nicht mehr zu unmittelbaren oder mittelba-
ren Beeintrichtigungen des Fischbestands und der
fischereilichen Ertragsfahigkeit. Okosystemdienstleis-
tungen der extensiven Aquakultur wie zum Beispiel
Teichlandschaften umfassen positive Auswirkungen
auf den Wasserhaushalt, wirtschaftliche Wertschop-
fung (Aquakultur), Naturschutz (Amphibien, Vogel
etc.) und Erholung. Die Bedeutung von nachhaltiger
Fischerei und Aquakultur wird rechtlich, politisch und
gesellschaftlich auch im Rahmen der Umsetzung der
EU-Wasserrahmenrichtlinie anerkannt.

Die wassersensible Stadtentwicklung ist etabliert.

Sie verfolgt das Ziel der Entsiegelung von moglichst
vielen Flachen und der Speicherung, Versickerung,
Verdunstung von Regenwasser sowie der Nutzung von
Betriebs-, Regen- und Grauwasser im urbanen Raum.
Ein intakter stadtischer Wasserhaushalt ist gepragt
von einer guten Wasserverfiligbarkeit fiir die stidtische
Vegetation und die Bewasserung der griinen Infra-
struktur, der Starkung der Verdunstungskithlung sowie
der Verminderung der Risiken durch Uberflutung.
Stadtgewasser bilden wichtige Habitate fiir einheimi-
sche Tier- und Pflanzenarten und bieten als Naturer-
fahrungsraum Moglichkeiten der Naherholung. Eine




gute chemische Qualitit der Stadtgewdasser und des
verwendeten Niederschlagswassers ist sichergestellt.

Die Kommunal-, Regional- und Linderverwaltungen
arbeiten auf allen Ebenen und in allen Bereichen in
einer Atmosphére des Vertrauens zusammen und
gewdhrleisten, dass gewésserpolitische Ziele in andere
Politiken einflief}en und insbesondere die Flichenbe-
darfe fuir die Gewdsserentwicklung, den quantitativen
und qualitativen Trinkwasserressourcenschutz und fir
griin-blaue Infrastrukturen in der raumlichen Planung
mit einer ihrer erheblichen Bedeutung angemessenen
Gewichtung berticksichtigt werden.

Was ist dafiir zu tun?

Hinsichtlich der land- und forstwirtschaftlichen Fla-
chen ist in einem Dialog zwischen Land-, Forst- und
Wasserwirtschaft sowie dem Gewdsser-, Boden-und
Naturschutz eine Rahmenkonzeption fiir die dauerhafte
Erhaltung eines naturnahen und funktionsfihigen Was-
serhaushalts zu entwickeln. Ziel ist es, praxistaugliche
Mafdnahmen zu identifizieren und zu beschreiben, die
eine Wassernutzung in der landwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung und in besonders vulnerablen Bereichen der
forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung umsetzen, so dass
diese ihren Beitrag zur bedarfsgerechten Verftigbarkeit
von Wasser zur Erhaltung und Wiederherstellung der
Okosysteme und der Biodiversitit sowie fiir die Auf-
rechterhaltung der Wasserversorgung fiir den Menschen
leisten sowie eine konsequente Anwendung der guten
fachlichen Praxis unterstiitzen. Gleichzeitig muss die
Wasserverfligbarkeit zur Sicherung der Versorgung der
Bevolkerung mit Nahrungsmitteln gewéhrleistet und die
Einbindung neuer Strategien, zum Beispiel nachhaltige
Biomasse-Strategie, ermoglicht werden. Damit werden
Bausteine fiir eine regional- und standortangepasste
Differenzierung von Bewirtschaftungsmafinahmen im
Hinblick auf die Umsetzung regionaler Leitbilder des
naturnahen Wasserhaushalts (Kapitel II. 1) durch die re-
gionalen Akteure vereinbart, die hohe 6kologische Effek-
tivitat mit wirtschaftlicher Effizienz verbinden.’” Durch
eine regelmaflige Evaluierung wird den sich dndernden
Rahmenbedingungen wie insbesondere der Klimakrise
und einer moglichen Verknappung von Wasserressour-
cen Rechnung getragen.

7Koalitionsvertrag 2021, Seite 58.
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Eine bundesweite Praxishilfe, die die einschligigen
gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen zum
Gewisserschutz zusammenfasst, erldutert und mit
praxiserprobten Losungen und Bewirtschaftungsme-
thoden verbindet, wird in einem interdisziplindren
Prozess (Praktiker-Dialog ,Wasser und Landwirtschaft"
unter Bertcksichtigung des Natur- und Klimaschutzes)
erarbeitet und den landwirtschaftlichen Betrieben zur
Verfligung gestellt, um die Umsetzung einer gewasser-
sensiblen und klimaangepassten Landnutzung in der
Praxis zu erleichtern. Diese kann auch als Grundlage in
der landwirtschaftlichen Berufsbildung nutzbar sein.

Durch die Umsetzung konkreter, auf den Okolandbau
zugeschnittener Maffnahmen und Foérderangebote sol-
len zusétzliche Anreize geschaffen werden, um bis 2030
30 Prozent der landwirtschaftlichen Flache in Deutsch-
land 6kologisch zu bewirtschaften. Insbesondere sollten
in den Trinkwasserschutzgebieten und in den Einzugs-
gebieten von Entnahmestellen fiir die Trinkwasserge-
winnung derartige Anreize geschaffen werden.

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Tierbestinde
ist an der zur Verfiigung stehenden Flache zu orientie-
ren. Die europarechtlichen Verpflichtungen zur Minde-
rung von Stickstoffeintrdgen in Wasser und Luft werden
bei der Férderung durch den Bund berticksichtigt.

Die Zielsetzungen der Nationalen Wasserstrategie sollten
bei der Uberarbeitung des Nationalen Strategieplans im
Rahmen der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik einbezogen
werden. Maffnahmen auf landwirtschaftlichen Betrie-
ben zur Verbesserung des natiirlichen Wasserriickhaltes
in der Agrarlandschaft sollten geférdert werden, insbe-
sondere tiber Argarumwelt- und Klimamafinahmen und
Oko-Regelungen der 1. Siule.

Eine boden- und gewésservertragliche, nachhaltige
Landwirtschaft wird durch Aus-, Weiterbildungs- und
Forderprogramme sowie Anreizsysteme und Beratungs-
angebote unterstiitzt, die die Auswirkungen der Klima-
krise und der Landbewirtschaftung auf den regionalen
Wasserhaushalt und die Risiken durch haufigere und in-
tensivere Extremereignisse minimieren. Die Anlage von
Bewisserungsteichen und Zisternen wird insbesondere
durch vereinfachte Genehmigungsverfahren unterstitzt.

Zwingend erforderlich sind Wassernutzungskonzepte in
der Flache, die kiinftige Planungen und Entwicklungen
berticksichtigen sowie Orientierungen fiir die Zulassung
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von Wasserentnahmen fiir die verschiedenen Nutzun-
gen geben. Sie beziehen die Bewisserungsbediirfnisse
der Landwirtschaft vorrangig zur Produktion von
Lebensmitteln ebenso ein wie die Anforderungen was-
serabhingiger Lebensraume an ausreichende Grund-
wasserstinde und den Landschaftswasserhaushalt. Sie
fordern dabei die Umsetzung von Wassersparmafinah-
men aller Wassernutzer und von angemessenen Quali-
tdtsstandards fiir die Bewésserung in der Landwirtschaft,
siehe dazu auch Kapitel II. 5 zu Infrastrukturen.

Wichtige Maffnahmen, wie die Klimaanpassung der

Be- und Entwisserung von landwirtschaftlichen Nutz-
flichen, der Schutz der Gewisserrander (beispielsweise
die auflagengebundene nachhaltige extensive Nutzung),
die Anlage von naturnahen Niederschlagsspeichern
(Tampel, Weiher, Loschteiche), die starkere Einbindung
von Teichgebieten in derartige Speichersysteme sowie
die Wiedervernidssung von Moorbdden und Feuchtge-
bieten sowie die Wiederherstellung von Quell- und Au-
en-Lebensriumen, werden umgesetzt und im Rahmen
der entsprechenden Programme gefordert. Im Sinne der
Ziele der EU-Biodiversitatsstrategie werden 30 Prozent
der Gewdsser unter Naturschutz gestellt und 30 Prozent
degradierter aquatischer Lebensraume wiederherge-
stellt. Diese Mafdnahmen verbessern die Grundwas-
serneubildung, den Wasserriickhalt in der Fliche und
den regionalen Wasserhaushalt. Der Gewisserschutz ist
fest verankert in Aktionspldnen und Mafinahmen der
Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt. Nicht
standortgerechte Nadelwélder werden konsequent zu
klimaresilienten und artenreichen Mischwéldern mit
iiberwiegend heimischen Baumarten entwickelt. Sie
tragen somit zu Grundwasserschutz und -neubildung,
aber auch zur Resilienz der Wilder bei.

Fiir die Umsetzung, regelmifige Uberpriifung und
gegebenenfalls Anpassung solcher Mafinahmen ist eine
gute Vernetzung der Akteure iiber kooperative regiona-
le Ansétze anzustreben, zum Beispiel iiber parititisch
besetzte und gesetzlich legitimierte regionale Beteili-
gungsformate wie Wasserbeirite®, die Beh6rden und
Landnutzer bei Manahmen beraten und unterstiitzen.

Zur Erreichung der Treibhausgasneutralitét bis 2045
werden auch nachwachsende Rohstoffe eine Rolle
spielen, die gemif! dem Kaskadenprinzip, sofern wirt-

*Hjer analog gedacht zu den Jagdbeiriten oder auch zu
entsprechenden Wasserverbanden.

schaftlich und technisch darstellbar, vorrangig stofflich
genutzt werden sollen. Deren Produktion muss neben
der Berticksichtigung nachhaltig zur Verfiigung ste-
hender Biomassepotenziale auch im Einklang mit den
wasserpolitischen Zielen stehen. So kann zum Beispiel
die Bewirtschaftung mit heimischen Gehélzarten und
Roéhrichtarten an geeigneten Gewésseruferabschnitten
zur Erosionsminderung und gleichzeitig zum Nahr-
stoffriickhalt an Gewdsserrandern beitragen. Dies dient
dem Gewasserschutz und dem Nachwachsen von Roh-
stoffen, wobei die natiirlichen Lebensraume und Arten
der Gewdsser und ihrer Ufer/Auen nicht beeintrichtigt
werden diirfen. Derartige Nutzungsformen, die Gewas-
ser- und Naturschutz mit Produktion vereinen, auch
eine extensive Grinlandnutzung zéhlt dazu, sind for-
derwiirdig. Auf diese Weise verbinden sich natiirlicher
Klimaschutz und eine gewéssersensible Landnutzung.

Wailder werden so bewirtschaftet, dass die Wasser-
speicherfunktion und die Wasserhaltekapazitit des
Waldbodens erhalten und nach Méglichkeit verbessert
werden. Die Waldbewirtschaftung soll im Rahmen ihrer
Moglichkeiten dazu beitragen, den Oberflichenabfluss
von Niederschldgen zu mindern und den Boden-
wasserspeicher, das Grundwasser, aufzufiillen. Diese
Ziele sollten durch entsprechende Anreize fiir zusatz-
liche wasserwirtschaftliche Okosystemleistungen der
Wilder unterstiitzt werden. Im Rahmen der vorgesehe-
nen Novellierung des Bundeswaldgesetzes wird gepriift,
inwieweit diese Belange vorangebracht werden kénnen.

Bei der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie
bemiihen sich die zustindigen Behoérden von Bund
und Landern auch um eine den Zielen der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie entsprechende Beriicksichtigung der
Erfordernisse des Aquakultursektors. Extensive Aqua-
kulturanlagen wie zum Beispiel Teichlandschaften
werden fiir die Nutzung als Fischteiche erhalten und
gefordert. Die Belange der nachhaltigen Fischerei und
Aquakultur werden berticksichtigt und unterstiitzt.

Zur Vorsorge gegen Bodenerosion durch Wasser ist eine
breite Palette von praxistauglichen Mafinahmen aus-
fihrlich in den bodenschutzfachlichen und landwirt-
schaftlichen Empfehlungen formuliert. Diese fachlichen
Mafitnahmenempfehlungen miissen stirker in der
Praxis umgesetzt werden. Erosionsmindernde landwirt-
schaftliche Mafnahmen sollen durch agrarstrukturelle
Maftnahmen der Landentwicklung und Flurneuord-
nung wirksam unterstiitzt werden. Dabei ist stirker




den Gefidhrdungen, die durch abflieflendes Wasser und
Bodenerosion entstehen, Rechnung zu tragen.

Im Forderbereich ,Integrierte Lindliche Entwicklung”
der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kustenschutzes“ (GAK) werden die
Mafdnahmen im Hinblick auf die genannten Heraus-
forderungen fortlaufend weiterentwickelt. So sollen die
Instrumente der Landentwicklung und insbesondere
der Bodenordnung kiinftig verstirkt zur Anpassung an
den Klimawandel, zur Vorsorge vor Extremwetterer-
eignissen, zur nachhaltigen Wassernutzung sowie fiir
den Erhalt und die Entwicklung von Mooren genutzt
werden. Dabei soll der Durchfiihrung und der Unter-
stiitzung komplexer Planungen, der aktivierenden
Beteiligung von Biirgerinnen und Biirgern, Kommu-
nen und weiteren Akteuren vor Ort und in der Region
erhohte Aufmerksamkeit geschenkt werden. Durch die
Nutzung der Instrumente der Bodenordnung kénnen
Nutzungskonflikte nachhaltig vermieden werden.
Moglichkeiten der Vereinfachung der entsprechenden
Verfahren (Flurbereinigung) sollten gepriift werden.

Eine wassersensible Stadtentwicklung ist ein mafgeb-
licher Baustein fiir eine klimagerechte Gestaltung von
lebenswerten Stadten und ein wichtiger Bestandteil einer
integrierten Planung. Das Leitbild der ,,wassersensiblen
Stadt” wird praxisnah und umsetzbar weiterentwickelt
sowie mit Mafinahmenvorschlagen zur Umsetzung in
den Kommunen verknipft. Ziel ist dabei, den nachhalti-
gen Umgang mit Wasser im Allgemeinen und mit Regen-
wasser im Besonderen in Stidten zu starken. Dies betrifft
die Themen Versickerung, Verdunstung, Speicherung von
Regenwasser sowie Umgang mit Starkregen, Betriebs-
und Regenwassernutzung, Schadstoffminimierung

und Erschlieffung von Anpassungsmoglichkeiten an
Trockenheit und Hitze in Stddten (zum Beispiel Vorrang
einer dezentralen Regenwasserbewirtschaftung in neu

zu erschliefSenden Siedlungs- und Gewerbegebieten vor
Ableitung in Kanalisationen, unter besonderer Bertiick-
sichtigung von Starkregenereignissen, Hochwasservor-
sorge, Reduzierung der Hitzebelastung). Ein dezentrales
kommunales Regenwassermanagement wird gefordert.

Im Zuge der Klimakrise werden verstirkt Trockenheit und
langer anhaltende Diirrephasen erwartet, daher ist die
ErschliefSung alternativer Wasserquellen unter strikter Be-
riicksichtigung rechtlicher, hygienischer und 6kologischer
Belange auch fiir die Wasserverfiigbarkeit der stidtischen
Griinrdaume und Stadtbdume voranzutreiben, zum Bei-
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spiel durch die Bewisserung mit aufbereitetem Abwasser,
durch die Nutzung von Betriebs-, Regen- oder Grauwasser
in Haushalten, 6ffentlichen Einrichtungen und Industrie
sowie durch Kreislauffiihrung von Prozesswasser.

Ebenso sollen die Aspekte Gewisserdkologie und Natur-
erleben in das Leitbild ,wassersensible Stadt” integriert
werden. Um dies zu erreichen, ist eine breite, ressort-
und disziplintibergreifende Erérterung und Diskussion
des Handlungsbedarfs sowie konkreter Umsetzungsak-
tivititen in den verschiedenen angesprochenen Hand-
lungsfeldern notwendig. Dabei sollten Fach-, Planungs-
und Vollzugsebene von vornherein an dem Prozess
beteiligt sein. Durch gezielte Informationsangebote
oder Musterpline, die in Zusammenarbeit von Bund
und Landern bereitgestellt werden, kann die Beachtung
und Umsetzung des Leitbilds ,,wassersensible Stadt” in
den kommunalen Planungsdmtern unterstiitzt werden.
Dartiiber hinaus sollen Kommunen bei der Pravention
und Bewiltigung von Starkregenereignissen und der
Anpassung an den Klimawandel unterstiitzt werden."

Durch die Umsetzung konkreter Vorhaben sollen die
Moglichkeiten der Entsiegelung von Flachen zur Wieder-
herstellung der Versickerungsfahigkeit in unterschiedli-
chen stidtebaulichen Kontexten demonstriert werden.
In einem Dialogformat unter Einbeziehung relevanter
Stakeholder (unter anderem Kommunen, Wirtschaft,
Landwirtschaft, Verbande) sollen in einem ersten Schritt
gemeinsam branchenspezifische Herausforderungen fiir
die Entsiegelung identifiziert und Loésungsansitze erar-
beitet werden. Um diese im nichsten Schritt in die Praxis
zu bringen, sollen passgenaue, das heif3t akteurs- und
flichenbezogene Entsiegelungsprojekte und Grundlagen
fiir die Integration in und die Abstimmung zwischen
einschlagigen Férderprogrammen (zum Beispiel Bun-
desprogramme zur Klimaanpassung und zum natrli-
chen Klimaschutz, Dorfentwicklung innerhalb der GAK,
Stadtebauférderung) entwickelt werden. Eine verstarkte
Vermeidung des Flachenverbrauchs durch Baumafnah-
men muss Einzug in Bauplanung und -gesetze halten.
Gleichzeitig sollen Auflagen bei neuen Bauprojekten
eine iiber die zur Erreichung des mit dem Bauprojekt
verfolgten Ziels hinausgehende Zunahme der Siedlungs-
und Verkehrsflichen verhindern. Nur durch konsequente
Anwendung aller dieser Instrumente ist die Erreichung
eines Flachenkreislaufs bis 2050 moglich.

¥Koalitionsvertrag 2021, Seite 93.




I1. 3 Nachhaltige Gewiasserbewirtschaftung
weiterentwickeln - guten Zustand erreichen

und sichern

Basisinformationen?®

e Uber 91 Prozent aller Oberflichengewisser ver-
fehlen derzeit den guten 6kologischen Zustand
bzw. das gute 6kologische Potenzial gemafi WRRL.
Wesentliche Griinde sind unzureichende Lebens-
raume fir Gewasserfauna und -flora, aber auch
anthropogene Einleitungen und Stoffeintrége.

e In Deutschland wurde die Gewésserstruktur von
Flief}gewdssern entlang von fast 105.000 Kilome-
tern kartiert und bewertet. Im Ergebnis wurden
mehr als 60.000 Kilometer als ,,deutlich” bis ,voll-
standig verandert” eingestuft. Eine Vielzahl von

®Dje in den Basisinformationen dargestellten Informationen
finden sich mit allen Quellen im wissenschaftlichen Hintergrund
zur Strategie (siehe UBA-Texte 86/2021).

Querbauwerken in den Flief3gewéssern verhin-
dert die lineare Passierbarkeit fiir die Fischfauna.
Besonders betroffen sind auch Wanderfische, die
zwischen SUf3- und Salzwasser wechseln, wie Aal,
Lachs, Meerforelle, Flussneunauge, Schnipel und
Maifisch.

Querbauwerke kénnen, je nach Gestaltung, auch
erhebliche Sedimentmengen zuriickhalten. In
Kombination mit Begradigungen und Langsverbau
besteht zudem vielfach ein Defizit an Auendyna-
mik und Umlagerungsmoglichkeiten im Gewaisser,
und daraus resultiert ein Mangel an Sedimenten,
besonders Kies. Dies wirkt sich auf die Menge und
Zusammensetzung der weitergegebenen Sedimen-
te in nachfolgenden Gewisserstrecken aus, indem
insbesondere grobe Sedimente fehlen. Dies kann
zur Sohlenerosion fithren.




e 80 Prozent der FFH-Lebensraumtypen der Still-
und FlieRgewdsser sowie 65 Prozent der in der
FFH-Richtlinie aufgefiihrten Fischarten weisen
nicht den geforderten , glinstigen Erhaltungszu-
stand”“ auf; bei 43 Prozent der Lebensraumtypen
ist der Zustand ,;schlecht“*

e Die Fischgemeinschaften verfehlen ebenso den
guten Umweltzustand nach der Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie.

e Auen sind natiirliche Uberschwemmungsflichen.
Bei Uberflutung kénnen Hochwasser abge-
schwicht und Schiden vermieden oder verringert
werden. Auen sind zudem Hotspots der Arten-
vielfalt. Die Fliisse sind in der Vergangenheit von
einem Grofiteil ihrer Auen abgekoppelt worden.
Seitdem kénnen nur noch rund ein Drittel der ehe-
maligen Uberschwemmungsflichen von Fliissen
mit Einzugsgebieten von tiber 1.000 Quadratkilo-
metern bei groRen Hochwasserereignissen tiber-
flutet werden.

e Im Bereich der Tidefliisse existieren aufgrund von
KistenschutzmafRnahmen (Eindeichungen) keine
grof¥flichigen Uberschwemmungsgebiete mehr.
Die anthropogene Uberprigung hat zudem einen
Einfluss auf die hydrologischen Verhiltnisse in
tidegepragten Fliissen. Dadurch sind dstuarine
Lebensrdume, zum Beispiel Flachwasserbereiche,
in vielféltiger Weise beeintrichtigt. Ein abgestimm-
tes Sedimentmanagement in tidegepragten Fliissen
ist daher erforderlich.

Was sind die Herausforderungen?

Intakte Flusslandschaften und ihre Auen gehéren zu
den artenreichsten Lebensrdumen in Mitteleuropa.
Natiirliche Gewdsser sind ein wichtiger Bestandteil
des Arten- und Biotopschutzes. Die grofien Potenziale
naturnaher FlieRgewisser und Auen zur Aufnahme
und Speicherung von Kohlenstoff aus der Luft sollen
ftir den nattirlichen Klimaschutz genutzt werden. Na-
turnahe FlieRgewdsser und Auen haben ebenfalls das
Potenzial, die Resilienz gegeniiber den Auswirkungen
des Klimawandels zu steigern und zur Sicherung der

“Dje Bezugsgrofe fiir die Prozentangaben ist die Summe

der Einzelbewertungen fiir die Gewisser-Lebensraumtypen

und Fischarten in den einzelnen biogeografischen Regionen
(atlantisch, kontinental, alpin), da es keine Gesamtbewertung fir
ganz Deutschland gibt.
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biologischen Vielfalt beizutragen. Naturnahe Auen-
flaichen wirken sowohl bei Hoch- als auch bei Nied-
rigwasser abflussregulierend und kénnen somit die
Folgen des Klimawandels auf den Landschaftswasser-
haushalt abmildern. Sie halten nennenswerte Mengen
an Wasser in der Landschaft zuriick mit positiver
Wirkung auf Vegetation und Mikroklima (Kithlung).

Zwischen Gewisserentwicklung und Naturschutz
bestehen zahlreiche Moglichkeiten zur Nutzung von
Synergien, unter anderem beim Hochwasserschutz
und Wasserriickhalt in der Flache. Durch die Nutzung
dieser Synergien lassen sich viele Okosystemleistun-
gen erhalten und/oder wiederherstellen. Das bezieht
die Erh6hung der Resilienz der wasserabhingigen
Okosysteme beziiglich Verinderungen, beispielsweise
durch die Klimakrise, ebenso mit ein wie relevante
Nutzungsanspriiche durch den Menschen, wie zum
Beispiel Energiegewinnung, Freizeit und Erholung,
Hochwasserschutz oder Schifffahrt. Die Verkniipfung
des notwendigen Schutzes und Erhalts der Okosys-
teme einerseits und der angemessenen Nutzung der
Gewisser und der angrenzenden Auen durch den
Menschen andererseits erfordert ein hohes Maf?

an Zusammenarbeit, Kompromissbereitschaft und
effektive Strategien fiir ein integriertes Gewasser-
management.

Fiir die Gewisserentwicklung und das Gewasser-
management ist auf européischer Ebene die Wasser-
rahmenrichtlinie das zentrale Instrument. Sie soll die
Umsetzung der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie fiir
die wasserabhingigen Arten und Lebensraumtypen
von gemeinschaftlichem Interesse mafigeblich un-
terstiitzen und ist insbesondere fiir den Auenschutz
in Natura-2000-Schutzgebieten von wesentlicher
Bedeutung. Die Umsetzung dieser Richtlinien trigt
auch zur Erreichung der Ziele der Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie bei, zum Beispiel um die Vorausset-
zungen fir die natiirliche Ausbreitung und Wande-
rung von Arten zu gewéihrleisten, die zwischen Meer
und Siiflwasserlebensrdumen wechseln. Zahlreiche
Programme der Linder und des Bundes dienen der
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie mit dem
Ziel des guten Zustands bzw. des guten 6kologischen
Potenzials aller Gewisser. Dieses Ziel soll grundsitz-
lich bis 2027 erreicht werden. Es gilt auch tiber dieses
Zieljahr hinaus, sodass auch weiterhin eine regelmé-
Rige Uberpriifung und gegebenenfalls Anpassung der
Bewirtschaftungspldne und Mafinahmenprogramme
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erforderlich sein wird, um eingetretenen Anderungen
etwa aufgrund der Klimakrise oder aufgrund von
Nutzungsidnderungen Rechnung zu tragen. Das Netz
Natura 2000 fordert einen glinstigen Erhaltungszu-
stand fir Arten und Lebensraumtypen. Die nach-
haltige Bewirtschaftung der Gewésser und ihrer
Auen ist entscheidend fiir die erfolgreiche Umset-
zung der WRRL, MSRL, Vogelschutzrichtlinie und
der FFH-Richtlinie.

Der Schutz dieser wertvollen Fluss-Auen-Okosys-
teme wird auch in der EU-Biodiversitétsstrategie
2030 im Rahmen des European Green Deal der
Europiischen Kommission zusammengefiihrt.
Hier sind die wesentlichen Ziele die Erh6hung von
Schutzgebietsausweisungen, die Wiederherstellung
intakter Okosysteme durch effiziente Manahmen,
die Wiederherstellung der Durchgingigkeit (Ziel:
25.000 Kilometer frei flieRende Gewisser in Europa)
und eine stringente Umsetzung der bestehenden
rechtlichen Vorgaben.

Der gute Zustand der Gewdsser und der glinstige
Erhaltungszustand von wasserabhdngigen FFH-
Lebensraumtypen und -arten sowie der gewésser-
gebundenen Vogelarten wird trotz der vielfiltigen
Bemiihungen von Bund, Lindern und Kommunen
derzeit iberwiegend noch nicht erreicht. Dabei ist
deutlich geworden, dass sich der Zustand von Ge-
wissern und Auen in unserer komplexen Industrie-
und Dienstleistungsgesellschaft mit den vielfiltigen
Nutzungsinteressen nur mit ineinandergreifenden
Mafnahmen auf allen Bewirtschaftungsebenen ver-
bessern lasst. Beispiele hierfiir sind naturbasierte
Losungen und Mafinahmen, die 6kologische, soziale
und 6konomische Belange beriicksichtigen. So kann
die Revitalisierung von Auen und Flusslandschaf-
ten auch Ziele fiir die Naherholung (zum Beispiel
naturvertriglichen Wassersport) schaffen oder die
flussnahen Grundwasserstiande stiitzen und so posi-
tive Effekte fiir nahe gelegene Wasserentnahmen
generieren.

Eine besondere Herausforderung fiir Bund und
Lander stellt das Erreichen der 6kologischen Zielset-
zungen der WRRL, insbesondere die Herstellung der
Durchgingigkeit fiir einheimische Arten und Sedi-
mente sowie die Umsetzung hydromorphologischer
Mafnahmen dar.

Auch als Folge der hiufig eingeschriankten Durchgin-
gigkeit fiir Sedimente tiefen sich die Flief}gewasser
insbesondere an Mittel- und Unterlaufen tiberméifig
ein, was zu einer Entkopplung von Fluss und Auen
fihren kann. Infolgedessen fehlen in vielen Fliissen
Sedimente an den Flussmiindungen (Deltabildung)
und als Nachschub fir den kiistennahen Sediment-
transport. Der Sedimenthaushalt und ein darauf
aufbauendes quantitatives Sedimentmanagement, das
Mafdinahmen zur Verbesserung der Sedimentdurch-
gangigkeit oder zum Ausgleich eines Sedimentdefizits
(zum Beispiel durch kiinstliche Sedimentzugaben)
vorsieht, sind in den Blick zu nehmen. Um der wei-
teren Eintiefung der Fliisse entgegenzuwirken und
die Auen wieder an die Gewésser zu koppeln, kénnen
unter anderem Mafinahmen zur Anhebung der Ge-
wissersohle erforderlich sein.

Die erforderlichen Mafnahmen sind zum Beispiel an
den Bundeswasserstraflen mit den Anforderungen
der schifffahrtlichen Nutzung, der Wasserkraft und
des Hochwasserrisikomanagements in Einklang zu
bringen. Die Wasserstrafien- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes ist fiir die Wiederherstellung

der 6kologischen Durchgingigkeit bei Stauanlagen
an Bundeswasserstrafden, die von ihr errichtet oder
betrieben werden, sowie fiir den wasserwirtschaft-
lichen Ausbau an Bundeswasserstrafien, soweit dieser
zur Erfiilllung der Bewirtschaftungsziele der WRRL
erforderlich ist, zustindig. Auch fiir die Lander ist die
Herausforderung aufgrund ihrer Zustandigkeit fiir
die Umsetzung der WRRL grof}, zum Beispiel fiir die
Aufstellung der Bewirtschaftungspline und Mafinah-
menprogramme.

Derzeit konnen in allen Gewissern notwendige
Mafdnahmen aus vielfiltigen Griinden nicht oder nur
verzogert umgesetzt werden. Das liegt oft an fehlen-
den Flachen, zum Beispiel fiir notwendige Renatu-
rierungsmafinahmen, aber vielfach auch an anderen
Prioritdtensetzungen beim Einsatz von personellen
und finanziellen Ressourcen, komplexen Planungs-
und Genehmigungsverfahren sowie Fachkrafteman-
gel. So wurden zum Beispiel 60 Prozent der geplanten
Mafnahmen zur Verbesserung der Gewésserstruktur
bis 2018 aus den genannten Griinden noch nicht
begonnen.




Zudem hingt die erfolgreiche Umsetzung der WRRL
auch von Mafnahmen in anderen Sektoren ab. So
lasst sich eine in sich schliissige und durchsetzungs-
fahige Gewasserschutzpolitik nur auf Grundlage einer
weiteren und verstirkten Unterstlitzung und Bertiick-
sichtigung gewasserpolitischer Ziele durch andere
Politik- und Regelungsbereiche wie Landwirtschaft,
Wasserkraft, Raumordnung oder Regionalentwick-
lung realisieren.

Die groflen Synergiepotenziale mit den Strategien und
Zielen des Naturschutzes insbesondere beim Hoch-
wasser- und Auenschutz sowie bei der Herstellung
eines Biotopverbunds sollten -~ wo immer moglich -
genutzt werden. Die Hochwasserrisikomanagement-
Richtlinie (HWRM-RL) nimmt ausdriicklich auf die
Synergien mit der WRRL Bezug (siehe auch Empfeh-
lungen der LAWA zur koordinierten Anwendung der
EG-HWRM-RL und EG-WRRL - Potenzielle Synergien
bei Mainahmen, Datenmanagement und Offentlich-
keitsbeteiligung). In den Bundeswasserstrafien kann
auch das Bundesprogramm ,Blaues Band Deutsch-
land“ einen wesentlichen Beitrag leisten.

Die Ziele der WRRL, MSRL, der FFH-Richtlinie, Vogel-
schutzrichtlinie und des européischen Green Deals
sind anspruchsvoll, und die Herausforderung besteht
darin, diese Ziele mit den vielfaltigen Nutzungsan-
spriichen auszubalancieren. Fortschritte wurden
erreicht zum Beispiel bei der Wiederherstellung der
Durchgingigkeit von Gewdssern. Diese gilt es nun
weiter auszubauen, und eine nachhaltige Gewasser-
bewirtschaftung bleibt somit eine ehrgeizige Dauer-
aufgabe.

Vision - Nachhaltige
Gewasserbewirtschaftung
im Jahr 2050

Alle Gewisser befinden sich seit Lingerem in einem
guten 6kologischen Zustand oder besitzen ein gutes
okologisches Potenzial entsprechend der WRRL; die
FFH-Lebensraumtypen und -arten der Binnengewas-
ser befinden sich in einem glinstigen Erhaltungszu-
stand. Wo dies aufgrund natiirlicher Gegebenheiten,
wie etwa lingere Zeitrdume in Anspruch nehmender
Regenerationsphasen der Okosysteme, noch nicht der
Fall ist, ist ein klarer Verbesserungstrend feststellbar.
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Es stehen quantitativ und qualitativ ausreichend
Lebensraume fiir die Flora und Fauna in den Ober-
flichengewissern und in den angrenzenden Auen

zur Verfligung, besonders fiir Arten, die laut den Roten
Listen gefahrdet sind. Die Lebensrdume, Fauna und
Flora sowie das Grundwasser werden liber vernetzte
Biotopstrukturen geschiitzt. Die Gewassernutzungen
sind so gestaltet, dass sie mit dem Schutz dieser Oko-
systeme vereinbar sind.

Auf die Klimakrise und den Biodiversititsverlust
wurde mit angemessenen strukturellen und fachli-
chen Mafinahmen reagiert, um eine nachhaltige und
integrative Gewisserbewirtschaftung zu erméglichen.
Hierzu gehoren die Renaturierung und Redynami-
sierung von begradigten und befestigten Fluss- und
Bachlaufen, eine gewisserschonende Unterhaltung,
die Wiederanbindung von ehemaligen Auen und
Nebenarmen und deren Vernetzung mit dem Grund-
wasser sowie die Schaffung von Uberflutungsflichen
und Flachwasserzonen. Fiir moglichst viele Moore,
Feuchtgebiete und wasserabhingige Lebensraume
sowie fiir Wilder sind ein naturnaher Landschafts-
wasserhaushalt sowie ausreichend hohe Grundwasser-
stinde dauerhaft gesichert. Der Wasserhaushalt steht
in Balance mit den Nutzungsanspriichen.

An den Bundeswasserstrafien sind die 6kologischen
Ziele des Bundesprogramms ,,Blaues Band Deutsch-
land“ in allen Bereichen (Umbau und Rickbau,
Durchgingigkeit, Unterhaltung, Biotopverbund und
Auenentwicklung) verwirklicht. Die Ziele der WRRL
sind erreicht und werden kontinuierlich tiberpriift
und abgesichert. In Deutschland hat die Fortentwick-
lung des Rechtsrahmens zu einer engeren fachlichen
Verzahnung der Bewirtschaftungsplanung nach
WRRL, MSRL, Vogelschutzrichtlinie und FFH-RL mit
Raumordnung, Naturschutz und Landschaftsplanung
gefiihrt.

In den Flussgebieten sind Sedimentmanagement-
plane vorhanden. Den qualitativen und den quan-
titativen Defiziten im Zusammenhang mit Sedi-
menten wird durch Mafinahmen der Gewédsser- und
Sedimentbewirtschaftung begegnet.
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Was ist dafiir zu tun?

Die WRRL, Vogelschutzrichtlinie und die FFH-RL
werden kontinuierlich umgesetzt. Dabei sind die am-
bitionierten Ziele der WRRL trotz der noch vorhan-
denen Defizite der Gewisserqualitit, der steigenden
Beanspruchung durch vielfiltige Nutzungen und

der Herausforderungen der Klimakrise weiterhin zu
verfolgen. Zudem gewihrleisten die Bewertungsprin-
zipien der Richtlinien, dass alle Belastungen beachtet
werden, ohne dabei die Nutzungen in der seit Jahr-
zehnten entwickelten Kulturlandschaft zu vernach-
lassigen.

Beim Schutz der fir den Wasserhaushalt und den
Gewisserschutz relevanten Okosysteme sollte darauf
geachtet werden, dass sie trotz der Verinderungen
durch die Klimakrise ihre Okosystemfunktionen
beibehalten, also resilient sind. Grenzen von Schutz
und Management konnen bei klimawandelinduzierter
lokal fehlender Wasserverfiigbarkeit in Gewassern
erreicht sein. Anforderungen an die Klimaresilienz
stehen zudem im Einklang mit den Zielen der Meeres-
strategie-Rahmenrichtlinie, der HWRM-RL und des
Green Deals der EU.

Die naturschutzfachlichen und wasserwirtschaft-
lichen Erfordernisse zur Umsetzung der FFH-RL,
Vogelschutzrichtlinie und der WRRL sind frithzeitig
gemeinsam zu betrachten und in den Bewirtschaf-
tungs- und Managementpldnen zu beriicksichtigen
sowie konkrete Mafinahmen unter Abwagung aller
Interessen zielorientiert umzusetzen. Die wasser-
bauliche Infrastruktur sowie die Unterhaltungsmaf3-
nahmen an Fliefigewissern missen sowohl deren
Durchgingigkeit als auch eine naturnahe Morpholo-
gie und Eigendynamik bei Einbeziehung und Wieder-
anbindung der Auen ermdglichen. Die seitlich an die
Gewdisser angrenzenden Flichennutzer sind fiir die
erforderliche Stirkung der 6kologischen Funktion der
Flieflgewasser zusitzlich zu sensibilisieren, um damit
ihre Akzeptanz von Mafnahmen zu erhéhen. Zudem
sind die fiir die Gewésserunterhaltung zustindigen
Institutionen (Linderverwaltungen, Gemeinden,
Gewdsserunterhaltungs- und Wasserwirtschafts-
verbiande oder weitere Zweckverbiande, Wasserstra-
Ren- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes) in ihrer
Umsetzungskompetenz umfassend weiter zu qualifi-
zieren und auszustatten.

Die Anstrengungen zur Schaffung eines kohirenten,
landertibergreifenden Biotopverbunds miissen weiter
verstiarkt werden. Hierzu bieten sich insbesondere
auch Fliefd{gewisser und ihre Auen als natiirliche Ver-
bundstruktur an, ergdnzt mit naturnahen Teichland-
schaften. Dies unterstitzt die Umsetzung der Ziele
der FFH-RL, Vogelschutzrichtlinie und der WRRL,
des Programms ,,Blaues Band Deutschland“ sowie der
EU-Biodiversitatsstrategie 2030. Zur nationalen Um-
setzung der Ziele der EU-Biodiversititsstrategie ist
ein fachliches Konzept zu erstellen, die Realisierung
in einer Modellregion zu erproben und die erforder-
lichen Mafnahmen sind schlief}lich in die MaRnah-
menprogramme gemifl WRRL, Vogelschutzrichtlinie
und FFH-RL zu integrieren.

Ein nachhaltiges Gewdssermanagement erfordert
neben finanziellen und personellen Kapazititen

vor allem auch klare und transparente Prioritidten
und Zustidndigkeitszuweisungen fir eine effizien-

te Planung und Umsetzung von Mafnahmen. Die
Akzeptanz fiir die Durchfithrung von Mafinahmen
soll durch die frithzeitige Beteiligung der Stakeholder
und der Offentlichkeit, durch Beratungsangebote,

die Bereitstellung von Handlungsempfehlungen fiir
Planung, Finanzierung und Umsetzung von Maffnah-
men oder durch die Férderung von Best-Practice-
Beispielen gestirkt werden. Der mit notwendigen
Mafinahmen verbundene 6kologische, wirtschaftliche
und soziale Nutzen ist gezielt zu vermitteln, indem
auch der monetire Wert der Okosystemdienstleis-
tungen dargestellt wird. Folgen einer unzureichenden
Gewaisserbewirtschaftung sind Politik und Gesell-
schaft deutlich aufzuzeigen.

Die Synergien zwischen Fluss- und Auenentwick-
lung, Erhalt und Férderung der Biodiversitat, Kli-
maanpassung, Erholung, Hochwasserschutz und
Niedrigwasserbewirtschaftung sollten konsequent
genutzt und den Gewéssern sollte mehr Entwick-
lungsraum zuriickgegeben werden. Die fiir diesen
Entwicklungsraum erforderlichen Flichenbedarfe
sind zu ermitteln und in Flachenzielen zu definieren,
um zu einer planungs- und baurechtlich verankerten
Flachenkulisse fiir Renaturierungsmafinahmen zu
gelangen und Moglichkeiten der Flichenbeschaffung
und -sicherung eruieren zu kénnen. Hierzu wire

es hilfreich, wenn vonseiten der Wasserwirtschaft
der Raumplanung die fachlichen Informationen zu
Gewisserentwicklungskorridoren anwendergerecht




zur Verfiigung gestellt werden. Dies erfordert bundes-
weit eine planerische Ermittlung und kartografische
Darstellung der Gewésserentwicklungsflichen. Fir
eine stringente und 6kologisch effektive Umsetzung
gewdsserstruktureller Mafinahmen ist die planerische
Sicherung von Gewésserentwicklungskorridoren und
Auen mit den dafiir notwendigen Flichenanteilen
anzustreben. Hierzu sind aufseiten der Raumordnung
und Bauleitplanung planerische Instrumente der
Sicherung von Gewésserentwicklungsflichen (ausge-
nommen an Bundeswasserstraf3en) im Rahmen des
geltenden Rechts stirker zu nutzen (Umsetzungsde-
fizit). Der im Raumordnungsgesetz § 2 Absatz 2 Nr. 6
Seite 1 geregelte Grundsatz zur Entwicklung, Siche-
rung und Wiederherstellung der Funktionsfahigkeit
des Wasserhaushalts ermoglicht grundsétzlich die
Unterstiitzung von Gewésserentwicklungsflichen wie
Gewisserkorridoren oder kiinftigen Trinkwasserge-
winnungsgebieten. Die fiir die Wasserwirtschaft und
Raumplanung zustindigen Behorden auf Bundes-
und Landesebene loten auf der Grundlage einer Aus-
wertung von bestehenden Landesraumordnungs- und
Entwicklungspldnen die konkreten Umsetzungsmog-
lichkeiten in Fachgesprichen aus.

Erginzend sollte in der fachrechtlichen Planung die
Einfiihrung einer Schutzgebietskategorie fiir Gewas-
serentwicklungsflichen im WHG nach dem Vorbild
der Hochwasserentstehungsgebiete und Wasser-
schutzgebiete gepriift werden, um fiir den Schutz
von besonders schiitzenswerten Gewdésserentwick-
lungsflichen allgemeine Rechtsverbindlichkeit zu
erreichen.
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II. 4 Risiken durch Stoffeintrige begrenzen

Basisinformationen

e Die Belastung der Gewésser mit vielen, vom regel-
méifigen Monitoring erfassten anthropogenen
Stoffeintragen ist in Deutschland in den letzten
Jahrzehnten zuriickgegangen.

e Sie ist aber immer noch so hoch, dass der gute
chemische Zustand von Oberflichengewissern (fla-
chendeckend) und des Grundwassers (33 Prozent
der Grundwasserkorper) in Deutschland geméaf
der EU-WRRL verfehlt wird. Ursdchlich daftr
sind insbesondere durch menschliches Handeln
ubiquitiar vorkommende Stoffe wie Quecksilber,
bromierte Diphenylether (in Flammschutzmitteln)
oder hochpersistente poly- und perfluorierte Stoffe
(PFAS) sowie Eintrage von Nihrstoffen und Pestizi-
den aus unterschiedlichen Quellen.

e Haiufig sind die in den Gewdssern gemessenen Kon-

zentrationen persistenter Stoffe auf Eintrage vergan-
gener Jahre oder gar Jahrzehnte (Einsatz von PFAS seit
den 1950er-Jahren) zurtiickzufiihren. Solche Stoffein-
trage werden den Zustand von Oberflichengewéssern
und Grundwasser tiber viele weitere Jahrzehnte oder
gar Jahrhunderte negativ beeinflussen.

Eine im Rahmen einer Einzelstudie zur Umsetzung
des Nationalen Aktionsplans zur nachhaltigen An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln durchgefiihrte
bundesweite Stichprobe zeigt, dass in mehr als

80 Prozent der kleinen FlieRgewdsser in der Agrar-
landschaft Rickstdnde von Pflanzenschutzmitteln
die im Rahmen der Zulassung als akzeptabel bewer-
teten Konzentrationen tiberschreiten. Ebenfalls tiber
80 Prozent der untersuchten Gewisser weisen einen
verminderten Anteil empfindlicher Gewésserorga-
nismen wie Libellen und Kécherfliegen auf. Pflan-
zenschutzmittel stellen damit einen entscheidenden
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Stressfaktor fiir Insekten in kleinen Gewéassern der
Agrarlandschaft dar.?

e In den Gewissern werden Spurenstoffe, zum Bei-
spiel Arzneimittel und deren Riickstdnde, Biozide,
Pflanzenschutzmittel, Kosmetika und andere Che-
mikalien nachgewiesen.

e Antibiotikaresistente Bakterien und Kunststoffparti-
kel werden kontinuierlich in den Oberflichengewais-
sern nachgewiesen.

e In den letzten Jahren ist der Medikamentenverbrauch
unter anderem durch den demografischen Wandel
angestiegen. Studien zeigen, dass dieser Anstieg bis
zum Jahr 2045 bis zu 70 Prozent betragen kann.

e 32,7 Prozent der Grundwasserkorper verfehlen auf-
grund zu hoher Nitratkonzentrationen und anderer
Schadstoffe gemafd WRRL einen ,,guten chemischen
Zustand“

® 16 Prozent der Grundwasserkorper, die den ,,guten
chemischen Zustand* verfehlen, zeigen steigende
Trends von Schadstoffkonzentrationen.

e Vor allem bei Niedrigwasser verursachen Einleitun-
gen von behandeltem Abwasser in abflussschwa-
chen Gewdssern oder in urban verdichteten Rdumen
signifikante Belastungen, zum Beispiel durch Arz-
neimittel oder Biozide. Ebenso gibt es eine Belastung
bei stirkeren Niederschlidgen durch unbehandelte
Mischwasserentlastungen.

e Sedimente und Auenbdden sind regional weiterhin
mit Schadstoffen belastet. Entnommene Sedimente
miissen daher zum Teil auf geeigneten Deponien
abgelagert werden, statt sie den Gewéssern wieder
zuzufihren. Die extensive Nutzung von Auen wird
durch solche Belastungen erschwert.

® Inder Nord- und Ostsee wird der gute Umweltzu-
stand nach der EU-Meeresstrategie-Rahmenricht-
linie (MSRL) ebenso flichendeckend verfehlt. Der
Eintrag von Nihrstoffen durch die Fliisse in die
Meere fiithrt zur Eutrophierung in den Kiistenge-
wissern. Die aus Fliissen eingetragenen Schadstoffe
kumulieren in den Meeresgewassern.

2Ljess, M., Liebmann, L., Lick, M., Vormeier, P, Weisner,

0., Foit, K, Knillmann, S., Schifer, R. B., Schulze, T., Krauss,

M., Brack, W., Reemtsma, Halbach, K., Link, M., Schreiner,

V. C,, Schneeweiss, A.,, Moder, M., Weitere, M., Kaske, O., von
Tampling, W.,, Gunold, R,, Ulrich, N,, Paschke, A, Schiiirmann,
G., Schmitt-Jansen, M., Kiister, E., Borchardt, D. 2022. Umsetzung
des Nationalen Aktionsplans zur nachhaltigen Anwendung

von Pflanzenschutzmitteln - Pilotstudie zur Ermittlung der
Belastung von Kleingewéssern in der Agrarlandschaft mit
Pflanzenschutzmittel-Riickstinden. UBA-Texte 07/2022.
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Was sind die Herausforderungen?

Der Eintrag von Stoffen, Stoffgruppen und Krank-
heitserregern sowie Partikeln in die Gewisser kann
ein Risiko fiir die menschliche Gesundheit und die
Umwelt darstellen. Trotz erheblicher Fortschritte bei
einer Reihe dieser Parameter, fiir die wasserrechtli-
che Qualitidtsnormen existieren, ist die Belastung der
Gewasser durch Stoffeintrige aus unterschiedlichen
Quellen wie Industrie, Kommunen und Landwirt-
schaft weiterhin zu hoch. Zusitzlich haben neue Ana-
lyse- und Bewertungsverfahren bisher nicht erkannte
Schadstoffbelastungen in den Gewéssern aufgezeigt.
Oftmals bestehen erhebliche Wissens- und Informa-
tionsdefizite hinsichtlich der gewidsserdkologischen
Wirkungen vieler Stoffe und deren Kombinationswir-
kungen. Viele Stoffe werden nur sehr langsam oder
gar nicht in den Gewéssern abgebaut. Dariiber hinaus
entstehen beim Abbau von Stoffen teilweise persis-
tente Transformationsprodukte. Diese persistenten
Stoffe kdnnen durch Ferntransport auch in die Meere
und an entlegene Orte wie in die Arktis oder Antarktis
gelangen. Persistente Stoffe konnen daher langfristi-
ge negative Auswirkungen auf die Okosysteme und
damit auf die Belange des Natur- und Artenschutzes
sowie die Nutzbarkeit der belasteten Gewéasser sowohl
regional als auch global haben. Fiir das Monitoring
von Kunststoffpartikeln sowie fir die Bewertung ihrer
Wirkungen auf die Menschen und Okosysteme fehlen
standardisierte Methoden.

Bereits heute besteht ein umfangreiches und kom-
plexes Regelwerk zur Regulierung von Stoffen. Dabei
spielen EU-Regelungen eine zentrale Rolle. Geregelt
werden unter anderem Registrierungs- und Zulas-
sungsvoraussetzungen (unterschiedlich fiir Chemi-
kalien, Pflanzenschutzmittel, Biozide, Arznei- sowie
Wasch- und Reinigungsmittel), Emissionen fir Abwas-
sereinleitungen und Qualitdtsnormen fiir die Gewaisser.
Allerdings ist das Zusammenspiel der verschiedenen
Regelungsbereiche auch nach Einschitzung der Euro-
paischen Kommission verbesserungswiirdig. Beispiels-
weise konnen Daten aus Umweltrisikobewertungen,
die im Rahmen der Arzneimittelzulassung eingereicht
wurden, nicht uneingeschrankt fiir die Ableitung von
Qualitatsnormen genutzt werden. In diesem Sinne sind
die europarechtlichen Zulassungsvoraussetzungen
weiterzuentwickeln.
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Eine Herausforderung besteht darin, die Schadstoff-
belastung des Abwassers durch Mafinahmen bereits
entlang der gesamten Wertschopfungskette deutlich
zu verringern. Die Abwasserfracht der einzelnen Pro-
duktionsstufen sowie wasserschonende Produkte und
Herstellungsverfahren sind bereits beim Produktdesign
mitzudenken. Eine solche integrierte Herangehenswei-
se im Sinne eines Multi-Barrieren-Prinzips erfordert
ein verantwortliches Zusammenwirken aller Akteure
entlang der Wertschopfungskette, einschliefdlich der
Produzierenden und Konsumierenden.

Neben den Eintragen aus urbanen Quellen, einschlief3-
lich Punktquellen, zum Beispiel aus Kldranlagen, spielt
die Stoffbelastung aus diffusen Quellen eine wichtige
Rolle. Das umfasst beispielsweise den Eintrag von
Niahrstoffen sowie Ruckstinden von Pflanzenschutz-
mitteln, Bioziden und Tierarzneimitteln aus der
Landwirtschaft durch Auswaschung aus den Béden ins
Grundwasser oder durch Oberflichenabfluss, Drainage
und Erosion von der Fliche in die Oberflichengewiés-
ser. Risikominderungsmafinahmen wie die Anlage
bewachsener Gewisserrandstreifen wurden in der
Diingeverordnung 2020 und in § 38 a WHG fiir Flichen
mit einer Hangneigung von mehr als fiinf Prozent fest-
geschrieben. Dartiber hinaus haben die Lander eigene,
zum Teil weiter gehende Regelungen getroffen. Durch
die im Jahr 2021 erfolgte Anderung der Pflanzenschutz-
anwendungsverordnung wurden die Rahmenbedin-
gungen fiir Gewdasserrandstreifen angepasst. Sie sieht
ein Anwendungsverbot von Pflanzenschutzmitteln an
Gewdssern in einem Abstand von zehn Metern und
flir bewachsene Randstreifen von fiinf Metern vor. Die
Erfolgskontrolle getroffener Mafinahmen stellt hohe
Anforderungen an den Vollzug und geeignete Monito-
ringkonzepte. Zusitzlich werden ubiquitére Stoffe wie
beispielsweise Quecksilber und polizyklische aroma-
tische Kohlenwasserstoffe (PAK) aus der Verbrennung
fossiler Brennstoffe durch die atmosphérische Depo-
sition flichendeckend verbreitet und gelangen in die
Gewisser. Nicht zu unterschétzen sind die diversen
stofflichen Eintrage unter anderem aus Industrie- und
Verbraucherprodukten, wie zum Beispiel durch Addi-
tive oder ungebundene Monomere in Kunststoffen
oder aus der Verwendung von PFAS-haltigen Mate-
rialien wie Textilimprignierungen, Schmierstoffen,
fluorierten Kiihl- und Kaltemitteln usw.

Die Eintragspfade sind vielféltig und selbst dort, wo
punktuelle Quellen (zum Beispiel kommunale oder
industrielle Kldranlagen) identifiziert werden kénnen,
gelingt es nur in spezifischen Fillen, Mafnahmen
und Verfahrenskombinationen zur ausreichenden
Reduzierung der Eintréige in die Gewasser umzuset-
zen. Angesichts der grofien Zahl bereits im Umlauf
befindlicher - aus Sicht des Gewisserschutzes - rele-
vanter Stoffe bleibt es daher eine Herausforderung,
produktionsintegrierte Verfahren, betriebliches
Chemikalienmanagement und Verfahren der Abwas-
serbehandlung weiter zu verbessern und diesen neuen
Stand der Technik in den bestehenden Regelwerken
zu etablieren. Hierzu ist auch Zusammenarbeit auf
EU- und internationaler Ebene wichtig, zudem ist in
den internationalen Flussgebietseinheiten eine enge
Kooperation bei der Begrenzung von Risiken durch
Stoffeintridge notwendig.

Kommunale Abwisser, Klarschlamme, Tierhaltungen
und Schlachthoéfe kénnen fir die Ausbreitung von
Antibiotikaresistenzen verantwortlich sein. Zum einen
werden diese direkt mit dem Abwasser, Wirtschafts-
diinger und Kliarschlamm in die Umwelt eingetragen.
Zum anderen konnen die darin enthaltenen Antibio-
tika die Entstehung von Resistenzen in der Umwelt,
auch in den Gewéssern, begilinstigen oder deren Selek-
tion fordern. Weitere ebenfalls im Abwasser enthaltene
Schadstoffe, wie zum Beispiel Schwermetalle, konnen
zusatzlich zur Selektion von antibiotikaresistenten
Stdimmen beitragen. Um bestehende Wissensliicken zu
schlieffen, bedarf es der Etablierung eines Screenings
und Monitorings in Abwasser, Klarschlamm und Ge-
wissern. Weitere priaventive und sektoriibergreifende
Mafinahmen sind in der Deutschen Antibiotika-Resis-
tenzstrategie festgehalten.

Der Eintrag von Kunststoffen in die Boden fithrt lang-
fristig zu einer Akkumulation. Die Persistenz dieser
Stoffe sorgt im Zusammenspiel mit der mechanischen
Zerkleinerung fiir eine Anreicherung immer kleinerer
Kunststoffpartikel (sogenanntes sekundires Mikro-
plastik), die letztendlich auch mobilisiert und in das
Grundwasser eingetragen werden kdnnen. Auch tiber
oberflichenabflussbedingte Erosion kénnen im Boden
enthaltene Kunststoffe in die Oberflichengewésser
gelangen.




Vision - Stoffeintrage
»null Verschmutzung® im Jahr 2050

Der Zielsetzung des Europiischen Null-Schadstoff-
Aktionsplans folgend, sind Schadstoffeintrige in Was-
ser, Luft und Boden so minimiert, dass Schadstoffe kein
Risiko mehr fir die menschliche Gesundheit und die
Gewisser darstellen. Beeintrichtigung der Okosystem-
funktionen oder der menschlichen Gesundheit sind so
auch langfristig ausgeschlossen. Besonders schidliche
Stoffe sind auf essenzielle Anwendungen beschrankt
und nicht mehr im Umlauf.

Die Eintragspfade hinsichtlich der Gewasserqualitit
relevanter Stoffe, Stoffgruppen und Partikel in die Ge-
wisser sind entlang der gesamten Wertschopfungs- und
Verwendungskette bekannt, das Risiko von Eintrigen ist
durch jeweils geeignete Mafinahmen auf den verschie-
denen Stufen der Wertschépfungs- und Verwendungs-
ketten minimiert. Hersteller, Inverkehrbringer und
Verwender nehmen ihre Verantwortung fiir eine Redu-
zierung und Vermeidung relevanter Stoffeintrige wahr.
In einem Zusammenspiel von ordnungsrechtlichen und
marktwirtschaftlichen Lésungen sowohl auf EU- als
auch auf nationaler Ebene ist die Hersteller- und Pro-
duktverantwortung fiir den Gewasserschutz realisiert
und schafft Anreize fiir eine fortlaufende Reduzierung
von Eintrdgen. Im Bereich der Landwirtschaft und des
kommunalen Abwassermanagements sind Mafinahmen
zur Reduzierung und Vermeidung von Eintrdgen rele-
vanter Stoffe/Stoffgruppen in besonders belastete oder
sensible Gewdasser und zum Schutz der Meere realisiert.

Bei der Entwicklung, Registrierung und Zulassung von
Stoffen werden Bewertungsliicken geschlossen und
die Verwendungen und deren Risiken fiir die Wasser-
qualitat durch den Menschen umfassend ermittelt und
in der Gesamtbewertung bertiicksichtigt. Das Vorsor-
geprinzip wird konsequent angewendet (Vermeiden,
Reduzieren, Substituieren). Fiir neu entwickelte Stoffe
gilt die Anforderung ,safe by design® Es erfolgt keine
Zulassung von Stoffen oder Stoffgruppen, die einzeln
oder in Kombination toxische Wirkungen fiir Mensch
oder Gewisserokosysteme haben oder erhebliche
andere unerwiinschte Wirkung auf die Wasserqualitit,
die Gewdsser und deren Nutzbarkeit haben. Fiir Aus-
nahmen gelten hohe Anforderungen an das auf einer
wissenschaftlichen Risikobewertung beruhende Risiko-
management. Verwendungen werden zur Vermeidung
inakzeptabler Risiken auf noch zu definierende essen-
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zielle Nutzungen beschrinkt. Bereits frither in den
Markt eingefiihrte gewdssergefdhrdende Stoffe sind
weitgehend durch sichere Alternativen ersetzt.

Eine auf EU-Ebene geregelte, anteilige Finanzierung
seitens der Hersteller und Inverkehrbringer fir die zu
ergreifenden Maffnahmen entlang der Wertschopfungs-
und Verwendungskette ist neben der Finanzierung
durch die 6ffentliche Hand sowie die Gebiihren- und
Beitragszahler etablierter Bestandteil des Finanzie-
rungssystems. Das Wissen tiber und das Verstdndnis

ftir das Verhalten und die Wirkungen von Stoffen im
Wasserkreislauf haben sich umfassend verbessert. Infor-
mationen Uber die Risiken fir Gewéasser und fir deren
Nutzungen (zum Beispiel Trinkwasserversorgung) sind
entlang der gesamten Wertschopfungs- und Verwen-
dungskette verfiigbar. Dies gilt entsprechend fiir Infor-
mationen liber einen sicheren Umgang mit Produkten,
die im Hinblick auf die Wasser- oder Gewasserqualitét
risikobehaftete Stoffe enthalten, oder mogliche Alterna-
tiven dazu. Eine transparente Risikokommunikation hat
das Verstdndnis fiir und das Wissen iber die Wirkungen
und deren Relevanz (einschlieRRlich Kombinationswir-
kungen) von punktuellen und diffusen Stoffeintrigen
in die Gewdsser und die Meere verbessert und ermog-
licht ein eigenverantwortliches Abwéigen und Handeln.
So kénnen die Konsumierenden ihre Kaufentscheidun-
gen und ihr Nutzungsverhalten neben anderen Aspek-
ten auch am Gewésserschutz ausrichten.

Mess- und Analysemethoden, die eine systematische
und effiziente Identifizierung stofflicher Belastungen
von Gewissern und deren Riickverfolgung zu ihren
Quellen ermoglichen, sind in der Gewésseriiberwa-
chung etabliert. Es erfolgt eine systematische Riick-
kopplung der erhaltenen Analysedaten in den Vollzug.
Stoffe, Stoffgruppen und Partikel sind hinsichtlich
ihrer Relevanz fiir die Gewésser und deren Nutzungen
sowie beziiglich ihrer Auswirkungen auf Natur und
Umwelt transparent bewertet und priorisiert. Dabei ist
die heute Gberwiegende Einzelstoffbetrachtung weit-
gehend durch eine stoffgruppenorientierte Betrach-
tung ergédnzt. Es stehen Methoden und Prozesse zur
Verfligung, die eine Einleitung von gefahrlichen und
persistenten Stoffen vermeiden und deren Entfernung
sowohl aus den Oberflichengewissern, dem Grund-
wasser als auch aus dem Abwasser ermoglichen. Somit
koénnen stoffliche Gewisserbelastungen, deren Um-
welteintrige teilweise jahrzehnteweit in die Vergan-
genheit reichen, minimiert oder gar eliminiert werden.
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Die Nahrstoffbelastungen von Grundwasser und
Oberflichengewissern, einschlieRlich der Kiistenge-
wisser, sind so weit reduziert, dass die Anforderungen
an einen guten Zustand von Grundwasser und Ober-
flichengewdssern sicher eingehalten und zum Beispiel
Eutrophierungsprozesse in Seen und Kiistengewéassern
vermieden werden.

Was ist dafiir zu tun?

Deutschland unterstiitzt den von der Europaischen
Kommission im Rahmen des Green Deals vorgelegten
Null-Schadstoff-Aktionsplan. Dieser bildet zusammen
mit der Chemikalienstrategie fiir Nachhaltigkeit den
europidischen Rahmen fiir MafRnahmen zur Vermei-
dung von Schadstoffbelastungen fiir Mensch und
Umwelt. Erginzt wird dies durch weitere Vorgaben,
zum Beispiel fiir Emissionen aus Industrieanlagen
und der Landwirtschaft, fiir die Abgabe von Bioziden
sowie durch Strategien (der EU-Kommission) wie die
Kunststoffstrategie, die Arzneimittelstrategie, den
strategischen Ansatz fiir Arzneimittel in der Umwelt,
die Farm-to-Fork-Strategie und die EU-Biodiversitits-
strategie 2030. Die beiden Letztgenannten haben unter
anderem zum Ziel, die Verwendung und das Risiko von
Pflanzenschutzmitteln insgesamt und antimikrobiel-
len Mitteln aus der Landwirtschaft um 50 Prozent zu
senken sowie eine mindestens 50-prozentige Redu-
zierung der Nihrstoffverluste zu erreichen. Damit soll
unter anderem eine Verringerung des Diingemittel-
einsatzes um mindestens 20 Prozent bis 2030 erreicht
werden. Auf internationaler Ebene ist im aktuellen
Entwurf des Handlungsziels zur Reduzierung der
Verschmutzung (Target 7) zum Global Biodiversity
Framework (GBF) zum UN CBD Post-2020 Process
eine Reduzierung der Stickstoffeintrage in die Umwelt
um mindestens die Hilfte (,reduce nutrients lost to
the environment by at least half“) enthalten. Dieses
Ziel wird aktuell noch unter der Konvention tiber die
Biologische Vielfalt (CBD) verhandelt und soll mit dem
GBF beschlossen werden. Die EU setzt sich hierbei
international fiir den Erhalt dieses numerischen Wer-
tes ein, analog zu den EU-Strategien zu Biodiversitit,
Farm to Fork, Zero Pollution und Boden. In der Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie ist fiir den Stickstoff-
tiberschuss der Landwirtschaft ein Zielwert von 70
Kilogramm Stickstoff pro Hektar im Fiinfjahresmittel
bis 2030 festgelegt. Um unter anderem diesen Min-
derungserwartungen gerecht zu werden, sind sektor-

ibergreifend noch grofle Anstrengungen erforderlich.
Hierzu bereitet das BMUV einen Vorschlag fiir eine
Gesamtstrategie vor.

Die auf EU-Ebene angestrebten Aktivititen und

deren Implementierung in Deutschland werden dazu
beitragen, die Belastungen von Mensch und Umwelt
durch Stoffe, Stoffgruppen und Partikel in einer stirker
integrierten Weise und iiber die verschiedenen Um-
weltmedien und bestehenden Umweltrechtsbereiche
hinweg zu reduzieren. So enthilt beispielsweise der
Nationale Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln bereits das Ziel, dass im Jahr
2023 an 100 Prozent der Gewdsser an landwirtschaft-
lich genutzten Flichen dauerhaft bewachsene Rand-
streifen, insbesondere in Trinkwasserschutzgebieten,
Naturschutzgebieten und in durch Hotspot-Analysen
identifizierten sensiblen Gebieten angelegt sind. Die
Pflanzenschutzanwendungsverordnung aus dem Jahr
2021 sieht zudem ein Anwendungsverbot von Pflan-
zenschutzmitteln an Gewéssern in einem Abstand von
zehn Metern (ohne bewachsenden Randstreifen) und
ftir bewachsene Randstreifen von finf Metern vor.
Umfangreiche Kontrollen sichern die flichendeckende
Umsetzung des geltenden Rechts.

Vielfaltige Mafnahmen in allen verantwortlichen Sek-
toren werden erarbeitet, die kohdrent zusammenwir-
ken und auf die Bewertung und die Beherrschung des
Risikos von Stoffen entlang der gesamten Kette - von
der Herstellung tiber die Verwendung bis zur Rick-
gewinnung und Wiederverwendung oder Entsorgung -
ausgerichtet sind. Die Verwendung von Stoffen, die ein
relevantes Maf} der Gefihrdung tiberschreiten oder ein
relevantes Risiko fir die Gewésser, die Trinkwasserge-
winnung oder die landwirtschaftliche Bewiasserung,
Aquakultur und Tiertrianke darstellen, soll auf essenzi-
elle Anwendungen beschrankt werden, um inakzepta-
ble Risiken fir Gewésser und Gewisserokosysteme von
vornherein zu vermeiden. Zu den Minderungsmaf3-
nahmen zihlen unter anderem Stoffsubstituierung,
produktionsintegrierte Mafinahmen, Wassersparmaf3-
nahmen, Teilstrombehandlung und weiter gehende
Abwasserbehandlung.

Ein Meilenstein in diesem Gesamtprozess sind die
Ergebnisse der Spurenstoffstrategie des Bundes, die
seit 2016 in einem Dialogprozess entwickelt wurde. Die
Empfehlungen aus diesem Prozess und anderen Gut-
achten zum Thema enthalten vielfiltige Hinweise fiir




die Umsetzung und (Weiter-)Entwicklung von Maf2-
nahmen zur Spurenstoffreduktion. Diese werden auch
in die Diskussion auf EU-Ebene eingebracht. Das 2021
neu geschaffene Spurenstoffzentrum des Bundes beim
Umweltbundesamt unterstiitzt diese Prozesse und
berit fachlich. Die Mafinahmen aus dem Spurenstoff-
dialog mit den Stakeholdern sollen fortgefiihrt und
weiterentwickelt werden. Aufbauend auf den Ergebnis-
sen des Spurenstoffdialogs wird eine Liste besonders
relevanter Schadstoffe erarbeitet.

Die Bundesregierung sieht in einer erweiterten
Herstellerverantwortung ein geeignetes Instrument,
Anreize fiir Mafinahmen zur Reduzierung der Belas-
tung der Gewdsser durch Spurenstoffe und Schadstoffe
entlang der gesamten Wertschopfungskette zu geben.
Nationale, européaische und internationale Hersteller
oder Inverkehrbringer von Stoffen oder Produkten auf
dem deutschen Markt, die zu einer Umweltbelastung
fihren, sollen verstarkt zur Vermeidung und Besei-
tigung der Substanzen und der dadurch ausgeldsten
Schiden in den Gewdssern beitragen. Mogliche Instru-
mente sind die Durchsetzung der ,besten verfiigbaren
Technik“ (BVT), Ausschluss bestimmter Anwendungen,
die Riicknahme- bzw. Beseitigungsverpflichtungen
sowie Beitrage der Hersteller oder Inverkehrbringer
zur anteiligen Finanzierung von Mafinahmen. Aus
Grunden der Effektivitit sowie zur Vermeidung von
Standortnachteilen sollte ein entsprechender Ansatz
auf EU-Ebene verfolgt werden.

Die Abwasserabgabe wird mit dem Ziel der Verbes-
serung des Gewasserschutzes reformiert. Dabei sind
verursacherbezogene Anreize zur Reduzierung von
Spurenstoffeintragen zu priifen.

An vielen Gewissern sind weiter gehende Mafinahmen
notwendig, um bestehende Sedimentbelastungen zu
reduzieren, insbesondere Altlasten zu sichern oder ge-
gebenenfalls zu entfernen. Dazu sollen landertbergrei-
fend Aufbereitungsschritte fiir Sedimente ausgearbeitet
und mit Priventionsmafinahmen verkniipft werden.
Alternative Verwendungen von entnommenen Sedi-
menten sind in Pilotprojekten weiter zu untersuchen.

Geeignete Instrumente, auch zur Verhinderung von
Stoffeintrigen durch Betriebsstérungen und Stor-
fallen in Gewésser und Boden, in Verbindung mit der
Errichtung und Nachriistung storanfilliger Anlagen
mit besten verfiigbaren Techniken (siehe auch BVT-
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Merkblatter) zur Vermeidung und Minimierung rele-
vanter und unerwiinschter Eintrige werden helfen,
Mafnahmen im Sinne des Multi-Barrieren-Prinzips
bei der Herstellung von Stoffen oder Erzeugnissen, bei
deren Verwendung oder bei der Abwasserbehandlung
zu etablieren und umzusetzen. Beispiele hierfiir sind
Handlungsempfehlungen fiir schadstoffarmes Bauen,
der Ausbau von Abwasserinfrastrukturen, aber auch
die Etablierung von Reduktionszielen fiir Schadstoff-
eintrdge in einzelnen Flussgebieten, wie das 2020
vereinbarte 30-Prozent-Reduktionsziel fiir Mikro-
verunreinigungen bis 2040 fiir den Rhein. So miissen
schutzgutbezogene Qualititsnormen, an den Stand
der Technik angepasste Emissionsnormen, stoff- und
produktbezogene Regelungen sowie Anforderungen
an die Minderung von Schadstoffen vor der Wieder-
verwendung oder Entsorgung zusammenwirken und
sich ergidnzen.

Weiterer Handlungsbedarf besteht darin, die Quali-
tatsanforderungen an den Schutz der Oberflichenge-
wasser, des Grundwassers und der Meere sowie deren
Uberwachung weiterzuentwickeln und fiir bislang
nicht geregelte, aber als Risikostoffe identifizierte Stoffe
festzulegen, um einerseits auch kiinftig Trinkwasser
mit naturnahen Aufbereitungsverfahren in ausrei-
chender Menge und in der bendtigten hohen Qualitat
zur Verfiigung zu stellen und andererseits die Ziele der
WRRL zu erreichen.

Auf rechtlicher Ebene wird es notwendig sein, Ur-
sachen fiir Vollzugsdefizite und Regelungsliicken zu
identifizieren und zu beheben, unter anderem mit dem
Ziel, den Vollzug zu erleichtern. So sollen wasserrecht-
liche Regelungen zur Verhinderung oder Minderung
von Uberflutungen mit den Regelungen betreffend
Anlagen zum Umgang mit gefahrlichen Stoffen (AwSV,
Storfall-Verordnung) zusammenwirken, um Stoffein-
trage aus Anlagen in Gewisser durch Uberflutungen zu
verhindern. Es wird zudem das Ziel verfolgt, Stor- und
Schadensfille in Anlagen zu reduzieren und damit

den Eintrag von geféhrlichen Stoffen durch Stoér- und
Schadensfille zu verringern. Die nationale und inter-
nationale Zusammenarbeit bei schddlichen Einleitun-
gen muss nicht nur bei Alarmierung, Warnung und
Gefahrenabwehr verbessert werden, sondern auch bei
Risikoreduktion und Pravention. Eine wichtige Voraus-
setzung hierfir ist die iibergreifende Forderung eines
integrierten Risikomanagements. Konkrete gesetzliche
Vorgaben zur Behandlung von Niederschlagswasser,
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zur Reduzierung unbehandelter Mischwasserentlas-
tungen und zur Vermeidung von Exfiltration von Ab-
wasser aus undichten Kanilen kdnnen einen wichtigen
Beitrag leisten, ungewollte Stoffeintrige in Gewéasser
und Boden zu reduzieren. Dies gilt auch fiir die Anpas-
sung der Riickhaltekapazititen von Abwasseranlagen
an das zu erwartende haufigere Auftreten von Stark-
regenereignissen.

Ab 2023 muss der risikobasierte Ansatz der EU-Trink-
wasserrichtlinie fiir die Einzugsgebiete von Entnah-
mestellen fiir die Trinkwassergewinnung in nationales
Recht umgesetzt sein. Die Mitgliedstaaten sollen dafiir
sorgen, dass bis Juli 2027 die Risikobewertung und das
Risikomanagement der Einzugsgebiete von Entnah-
mestellen von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch
das erste Mal erfolgt. Neben einer Bewertung dieses
Einzugsgebietes, die unter anderem die Identifizierung
der Gefihrdungen und Gefdhrdungsereignisse sowie
die Bewertung deren moglicher Risiken fiir die Qualitat
des Trinkwassers umfasst, ist ein entsprechendes
Risikomanagement zu entwickeln und zu implemen-
tieren. Ziel ist es, unter anderem die Einzugsgebiete von
Entnahmestellen von Wasser fiir die Trinkwasserge-
winnung vor Verunreinigungen zu schiitzen und damit
den fir die Gewinnung von Trinkwasser erforderlichen
Umfang der Aufbereitung zu verringern.

Auch das Bodenschutzrecht soll in diesem Zusammen-
hang insbesondere mit Blick auf Kunststoffe und neue
Schadstoffe tiberpriift werden. Vor allem dem Vorsor-
gegedanken ist kinftig mehr Bedeutung beizumessen,
damit Verunreinigungen nicht erst zu schidlichen
Bodenverianderungen und spiteren Altlasten fithren,
zumal es nicht immer moglich ist, einmal belastete
Boden zu sanieren.

Mit Blick auf den Gewisserschutz ist das Zusammen-
spiel zwischen der EU-Umweltqualititsnormen-
Richtlinie, den Anforderungen an den Stand der
Technik unter der EU-Richtlinie fiir Industrie-
emissionen und der Kommunalabwasserrichtlinie
sowie den EU-Gesetzgebungen fiir Chemikalien,
Biozide, Pflanzenschutz- und Arzneimittel zu ver-
bessern. Dies gilt auch fiir Verkniipfungen zu anderen
Rechtsbereichen wie zum Beispiel zum landwirtschaft-
lichen Forderrecht (unter anderem Agrarumweltmaf3-
nahmen).

Ein wichtiger Punkt ist dabei der Austausch und die
Vernetzung von Informationen und Daten tber Stoff-
eigenschaften und -bewertungen (zum Beispiel bun-
desweite Datenbank ,Stoffe“). Dazu sind Modelle fiir
die Abbildung von Eintrdgen ein wichtiges Instrument,
ebenso die transparente Bereitstellung von Daten fiir
eine prézise Auskunft iiber und eine Beurteilung von
Eintragspfaden. Neu konzeptionierte Monitoringsys-
teme (zum Beispiel Monitoring zur Diingeverordnung
[Stickstoff, Phosphor], Pandemievorsorge) und analy-
tische Verfahren ftr die Abwasser- und Gewéssertiber-
wachung sollten dazu genutzt werden, die Kenntnisse
uber Stoffe und Stoffgruppen und deren Wirkungen zu
verbessern. Das Monitoring zur Wirkung der Diinge-
verordnung (DiV-Wirkungsmonitoring) auf das
Grundwasser und die Oberflichengewdsser soll regio-
nale Aussagen dartber zulassen, ob die Mafnahmen
der DiiV wirken oder ob ein Nachsteuern erforderlich
sein wird. Dazu werden erstmals flichen- und betriebs-
bezogene Daten zur Dliingung herangezogen werden.
Ein digitales, anwenderfreundliches Herkunftssystem
Niahrstoffe wird als Grundlage fiir das Monitoring

zur Diingeverordnung aufgebaut, in dem betriebliche
Daten zur Dingung erfasst werden.

Um die Kenntnisse tiber Antibiotikaresistenzen und
Kunststoffpartikel zu erweitern, sollte jeweils ein
entsprechendes Monitoring entwickelt und etabliert
werden. Daten zu Risiken der Verbreitung antimikrobi-
eller Resistenzen in der Umwelt, die zukiinftig tiber die
EU-Regelungswerke zu erheben sind, sollten hierbei
mit einfliefen. Durch die Klimakrise bedingte Verdnde-
rungen der Temperatur und der Niederschlagsmengen
konnen auch das Vorkommen von Vektoren (zum Bei-
spiel Miicken) in Gewissern begiinstigen, sodass auch
andere Surveillance-/Monitoring-Systeme genutzt
werden missen, um frithzeitig eine Ausbreitung von
Vektoren und damit assoziierte Infektionen zu erken-
nen.




I1. 5 Wasserinfrastrukturen klimaangepasst
weiterentwickeln - vor Extremereignissen schiitzen

und Versorgung gewahrleisten

Basisinformationen

e Uber 99 Prozent bzw. 97 Prozent der Bevélkerung in
Deutschland, 6ffentliche Einrichtungen und Betrie-
be sind an die 6ffentliche Wasserver- und Abwasser-
entsorgung angeschlossen.

e Die Linge der Abwasserkanalnetze betragt
608.052 Kilometer, die des Trinkwassernetzes
etwa 544.000 Kilometer. Instandhaltung, Grund-
erneuerung, Ersatz und Erweiterung dieser Netze
erfordern erhebliche regelméfige jahrliche Inves-
titionen in Milliardenhohe (etwa 6 Milliarden Euro).

e Jihrlich werden etwa 5,4 Milliarden Kubikmeter
Wasser fur die 6ffentliche Wasserversorgung und
etwa 14,6 Milliarden Kubikmeter durch die nicht 6f-
fentliche Wassergewinnung fiir Industrie, Gewerbe,

Landwirtschaft und Energiegewinnung entnommen.

In Deutschland werden jahrlich etwa 9 Milliarden
Kubikmeter Abwasser durch die 6ffentliche Abwas-
serentsorgung behandelt (davon knapp 4 Milliarden
Kubikmeter Niederschlags- und Fremdwasser).

Die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) beziffert die Pro-Kopf-Aus-
gaben in Deutschland pro Jahr in den letzten Jahren
flr die Wasserver- und Abwasserentsorgung mit
knapp unter 300 Euro und schitzt, dass Deutschland
zur Erfiillung der Verpflichtungen der Trinkwasser-
und Abwasserrichtlinien bis 2030 mit rund 25 Prozent
Mehrinvestitionskosten zu rechnen hat.

Die Zunahme von Extremereignissen (zum Beispiel
Starkregen, Diirre) infolge der Klimakrise erhoht die
Belastung und Risiken fiir viele Wasserinfrastruk-
turen sowie die davon abhingigen Wassernutzungen
und Dienstleistungen.
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e Die Zahl der Querbauwerke in deutschen Fliissen
wird auf mehr als 215.000 geschitzt; dies entspricht
bezogen auf das gesamte deutsche Flief3gewisser-
netz etwa ein Querbauwerk alle zwei Flusskilome-
ter. Diese Querbauwerke dienen in der Regel dem
Hochwasserschutz, der Schifffahrt, der Wasserriick-
haltung, der Energieerzeugung, der Trinkwasserge-
winnung sowie anderen Zwecken.

e Vor allem in den Niederungen und Moorregionen in
Deutschland wird ein umfiangliches und flichenhaf-
tes System von Entwisserungsanlagen, wie Grében,
Kanilen und Schopfwerken, unterhalten.

e In Deutschland werden gegenwirtig etwa 8.300 Was-
serkraftanlagen betrieben, von denen rund 7.300
in das o6ffentliche Stromnetz einspeisen. Insgesamt
werden etwa 20.000 Gigawattstunden Strom pro Jahr
in das 6ffentliche Netz eingespeist. Uber 80 Prozent
dieses Stroms wird in Bayern und Baden-Wiirttem-
berg erzeugt. Kleinwasserkraftanlagen (Anlagen bis
1 Megawatt) haben einen Anteil von rund 90 Prozent
am Anlagenbestand und erzeugen rund 15 Prozent
des Stroms der gesamten Wasserkraftsparte. 57 Pro-
zent der grofien Wasserkraftanlagen sind tiber
60 Jahre alt. Die Betriebsgenehmigungen wurden
teilweise dauerhaft (sogenannte Altrechte) oder tiber
lange Zeitrdume (100 Jahre) erteilt.

e Im Rahmen der Umsetzung der WRRL wird die
Energiegewinnung aus Wasserkraft an 33 Prozent der
FlieRgewisser und 45.000 Kilometer Fliefstrecke von
den Bundeslandern als signifikante Belastung einge-
stuft. Je geringer der Stromertrag einer Wasserkraft-
anlage ist, desto ungiinstiger stellt sich das Verhaltnis
zwischen den Kosten der erforderlichen gewasseroko-
logischen Entwicklungsmafnahmen (insbesondere
§§ 33 bis 35 WHG) und dem Ertrag der Anlage dar.

e Das deutsche Bundeswasserstrafiennetz umfasst
derzeit etwa 7.300 Kilometer Binnenwasserstra-
fen, von denen rund 75 Prozent der Strecke auf
Flisse und 25 Prozent auf Kanile entfallen. Rund
60 Prozent der Schleusenanlagen und etwa die
Halfte der Wehranlagen wurden vor 1950 errichtet.
Etwa 10 Prozent der Wehre und bis zu 20 Prozent
der Schleusen stammen aus der Zeit vor 1900. Bei
vielen Anlagen ist die regulare Nutzungsdauer somit
erreicht oder bereits deutlich iiberschritten. Zu den
Bundeswasserstrafien zihlen auch etwa 23.000 Qua-
dratkilometer Seewasserstrafien.

e In Deutschland gibt es rund 380 grofe Talsperren
bzw. Wasserspeicher, die einen bedeutsamen Be-
standteil der wasserwirtschaftlichen Infrastruktur

bilden. Rund 100 Talsperren dienen der Trinkwasser-
versorgung. Diese Stauanlagen werden zunehmend
multifunktional in das Gesamtsystem der Wasser-
wirtschaft im Einzugsgebiet integriert und so neben
der Trink- und Brauchwasserversorgung fiir die
Niedrigwasseraufh6hung, den Hochwasserschutz,
den Naturschutz und die Naherholung genutzt.

e Entlang der deutschen Nord- und Ostseekdiste liegen
12.000 Quadratkilometer Kiistenniederungen mit
rund 2,5 Millionen Einwohnern. Deutschland hat
insgesamt 1.471 Kilometer Kiistenhauptdeiche. Der
Meeresspiegel ist an der deutschen Kiiste innerhalb
der letzten 100 Jahre etwa 0,15 bis 0,20 Meter ange-
stiegen, dies entspricht einem mittleren Anstieg des
Meeresspiegels von 1,1 bis 1,9 Millimeter pro Jahr -
ohne den Einfluss von Landsenkungen. Der neueste
Sachstandsbericht des Weltklimarates (sechster
Bericht, veroffentlicht am 9. August 2021) enthélt neue
Projektionswerte fiir den globalen Meeresspiegelan-
stieg, die auch auf die Nord- und Ostsee tibertragen
werden konnen. Dem aktuellen Bericht zufolge ergibt
sich bis 2100 ein globaler mittlerer Meeresspiegelan-
stieg von 0,77 Meter mit einer wahrscheinlichen
Bandbreite von 0,63 bis 1,02 Meter (SSP5 8.5) gegen-
iiber dem Niveau von 1995 bis 2014.% Sturmflutwas-
serstainde an den deutschen Kiisten werden daher in
Zukunft deutlich hoher ausfallen. Zusatzlich wird die
Entwisserung des Hinterlandes erschwert und Tide-
kennwerte kénnen sich dndern, sodass mehr Salzwas-
ser in das Binnenland eindringt und Auswirkungen
auf die Bewiasserung mit Wasser aus den Tidefliissen
haben kann.

Was sind die Herausforderungen?

Die tragenden Siulen der Daseinsvorsorge in der
Wasserwirtschaft sind die auch zukiinftig sichere
Versorgung mit Wasser in einer flir die verschiedenen
Wassernutzungen erforderlichen Qualitit und Menge
sowie ein effektives Abwasser- und Regenwasserma-
nagement. Die Vorsorge gegeniiber den Folgen von
Extremereignissen und Katastrophenfillen wie zum Bei-

%Siehe Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC),
ARG Climate Change 2021: The Physical Science Basis*, Kapitel 9
,Ocean, cryosphere and sea level change®, Tabelle 9.8, Seite 2263,
abrufbar unter: www.ipcc.ch/report/ar6/wgl/downloads/report/
IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf; Weitere Informationen hierzu
konnen auf der Website www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-
report-working-group-i/ abgerufen werden.
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spiel Hochwasser, Niedrigwasser und Diirren sowie Maf3-
nahmen gegen die weitere Schwichung der Okosysteme
und deren Leistungen sind weitere zentrale Elemente.
Der Sicherheit der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung
kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu.

Deutschland verfiigt Giber eine seit Jahrzehnten ent-
wickelte und im Wesentlichen gut funktionierende
wasserwirtschaftliche, verkehrswasserbauliche, Hoch-
wasserschutz- und Kistenschutz-Infrastruktur, deren
grundlegende Konzeption sich bewahrt hat und lange
kaum verdndert wurde. Der Werterhalt dieser Anlagen
sowie deren Modernisierung und Anpassung an die sich
dndernden Rahmenbedingungen stellen die Gesellschaft
vor grofie Herausforderungen, insbesondere sowohl
unter dem Gesichtspunkt der Finanzierung als auch
der Flichenkonkurrenz aufgrund von Ausgleichs- und
Ersatzmafinahmen sowie Kohidrenzmaffnahmen. Die
sich andernden Rahmenbedingungen betreffen die
Auswirkungen der Klimakrise (zum Beispiel vermehrte
Starkregenereignisse, lange Hitze- und Trockenperio-
den, Meeresspiegelanstieg), die Anforderungen einer
klimaneutralen sowie auf Ressourcenschonung und
-effizienz ausgerichteten Kreislaufwirtschaft sowie Ver-
dnderungen in der Bevolkerungsentwicklung und der
Wirtschaftsstruktur.

Durch diese Veranderungen erweitert sich die Aufga-
benstellung fur die Wasserinfrastrukturen. Sie miissen
verstirkt die Anforderungen des Klimaschutzes und zur
Energiewende, zur Klimaanpassung, zur Ressourcen-
schonung und zum Naturschutz sowie zum Schutz der
biologischen Vielfalt erfiillen und zudem entsprechend
aktive Beitrige leisten. Dies macht die Berticksichtigung
der Schnittstellen zu anderen Bereichen wie etwa zur
Energieversorgung, zum Umwelt- und Naturschutz
oder zur stadtebaulichen Infrastruktur (Verkehrswege,
Platze, Griinanlagen, Gebdude) sowie zur sektorentiiber-
greifenden Stadt- und Infrastrukturplanung immer
wichtiger. Wenn moglich, sollen Infrastrukturen nicht
nur fiir ein Ziel entwickelt werden, sondern multifunk-
tional mehreren Zielen geniigen. So konnen beispiels-
weise Flussldufe sowie Uberschwemmungs- und
Versickerungsflichen verschiedene Okosystemleistun-
gen (zum Beispiel Hochwasserschutz, Grundwasseran-
reicherung, Stoffriickhalt, Erhohung der Biodiversitit)
erbringen oder stadtische Wasserflachen und Griinan-
lagen der Erholung und Freizeitnutzung, der Biodiver-
sitdt, der Klimaresilienz, dem Regenwasserrtickhalt und
der Grundwasserneubildung dienen.
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Deshalb ist es erforderlich, neben den klassischen,
technisch geprigten ,grauen” Wasserinfrastrukturen,
wie Abwasserkanilen, Riickhaltebecken, Talsperren,
Brunnen, Schifffahrtskanilen, Hochwasser- und Kis-
tenschutzdeichen, verstarkt ,griine“ und ,blaue” Infra-
strukturen zu schaffen, zum Beispiel durch Renaturie-
rung von Auen, Mooren oder naturnahe Gewdsserldufe,
um ihre Okosystemleistungen nutzbar zu machen und
diese mit technischen Infrastrukturen zu kombinieren.
So kénnen griin-blaue Infrastrukturen ein anderes
Regenwassermanagement in Stidten und im urbanen
Raum ermoéglichen, beispielsweise durch die Entsiege-
lung von Flichen fiir den Regenwasserriickhalt sowie
flir die Kithlung der Stadte.

Eine der Herausforderungen besteht darin, die Funk-
tionsfahigkeit und damit die Verlasslichkeit der Was-
serstrafieninfrastrukturen bei gleichzeitigem Schutz
anderer Nutzungen der Wasserwege und deren Okosys-
temleistungen zu erhalten. Dies gilt insbesondere auch
hinsichtlich der Anpassung an den Klimawandel und
die klimaresiliente Gestaltung des gesamten Verkehrs-
systems. So sollten etwa auch bei einer Haufung durch
die Klimakrise bedingter extremer Niedrigwasserereig-
nisse zuverlassig kalkulierbare Transportbedingungen
an Wasserstrafien wie zum Beispiel dem Rhein méglich
sein. Ohne eine Kombination geeigneter Maf{nahmen
(infrastrukturelle, aber auch organisatorische, logisti-
sche sowie schiffbauliche Anpassungen) wird dies sonst
unweigerlich Auswirkungen auf die Versorgungssicher-
heit der Bevolkerung haben.

Gleichzeitig stellen sich der wasserwirtschaftlichen
Infrastruktur auch in ihrem Kernaufgabenbereich der
Wasserver- und Abwasserentsorgung neue Herausfor-
derungen. Dies gilt beispielsweise flir den Umgang mit
stofflichen Belastungen, einschliefilich pathogener Kei-
me, bei der Trinkwasseraufbereitung und beim Abwas-
sermanagement. Die Anpassung an sich verdndernde
Siedlungsstrukturen (Spreizung der Anpassungsbedarfe
zwischen Stadt und Land), an klimabedingte Extreme
(Trockenheit) oder Extremereignisse (zum Beispiel
Hochwasser oder Starkregen), aber auch die Digitalisie-
rung von Anlagen und Prozessen sind weitere Beispiele.
Dartiiber hinaus muss sowohl die physische als auch die
IT-Infrastruktur der Wasserver- und Abwasserentsor-
gung hohen Sicherheitsstandards gerecht werden, um
zum Beispiel wirksam gegen Manipulationen geschiitzt
zu sein. Infolge des vélkerrechtswidrigen Uberfalls der
Russischen Foderation auf die Ukraine mit seinen Kon-
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sequenzen fiir die Energiemarkte haben sich auch in
der Abwasserbehandlung und Trinkwasseraufbereitung
Abhiéngigkeiten bei der Versorgung mit fiir die Ein-
haltung der gesetzlichen Anforderungen wesentlichen
Betriebsmitteln (zum Beispiel Fill- und Flockungsmit-
tel) gezeigt. Unter anderem wirken sich hohe Energie-
kosten, Nachfrageriickginge bei den Hauptprodukten
und lieferkettenbedingte Produktionseinschrankungen
auf die Verfiigbarkeit dieser Betriebsmittel aus. Die
Lagerhaltung bei den Kldranlagen und Wasserwerken
war auf eine solche Entwicklung in vielen Fillen nicht
vorbereitet.

Die unterschiedlichen Herausforderungen kénnen
teilweise in einem Spannungsverhaltnis zueinander
stehen, zum Beispiel da héhere Anforderungen an die
Reinigungsleistung von Abwasserbehandlungs- und
Trinkwasseraufbereitungsanlagen mit einem erh6hten
Energieverbrauch verbunden sein kénnen.

Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden,
muss zum einen durch kontinuierliche und hinlang-
liche Investitionen in die Wasserinfrastruktur einem
Veralten und Wertverfall der bestehenden Infrastruk-
turen entgegengewirkt werden. Zum anderen gilt es,
das Potenzial verfiigbar werdender intelligenter, neuer
Infrastrukturkonzepte fiir die Weiterentwicklung und
den schrittweisen Umbau der Wasserinfrastrukturen
zur Starkung der Resilienz nutzbar zu machen und
somit auch steigende Risiken, wie Wassermangel- und
Uberschwemmungsgefahren, zu beriicksichtigen.

Eine vorausschauende und langfristige Infrastruk-
turplanung muss flexibel sein und die verschiedenen
zeitlichen, raumlichen und systemischen Grenzen von
Infrastrukturen berticksichtigen und in der Planung
integrieren, wie zum Beispiel durch die verstiarkte
Kombination griner Infrastruktur mit technischer Inf-
rastruktur oder wasserwirtschaftlicher mit anderer, wie
Verkehrs- oder Energieinfrastruktur. Hier sind Verbes-
serungen im 6kologischen Bereich ein wichtiges Ziel.

Fiir manche Infrastrukturen sind die Anforderungen
der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der FFH-Richtlinie
bisher nur teilweise umgesetzt worden. Als Beispiel
koénnen nicht angepasste Querbauwerke, Stauanlagen
und Entwisserungsanlagen genannt werden, die dazu
beitragen, dass die Bewirtschaftungsziele nach der
EU-Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland noch nicht
erreicht werden und auch die Zielerreichung eines

Lgunstigen Erhaltungszustands“ der Wanderfische von
gemeinschaftlichem Interesse gemaf} Anhang II zur
FFH-Richtlinie unwahrscheinlich bleibt. Problema-
tisch ist in diesem Zusammenhang die Vielzahl kleiner
Wasserkraftanlagen (<1 Megawatt), die zwar nur einen
minimalen Anteil an der Bruttostromerzeugung in
Deutschland haben, allerdings regional durchaus fir
die Stromerzeugung relevant sein konnen. Da Altrech-
te auf Basis der zum jeweiligen Zeitpunkt geltenden
rechtlichen Regelungen erteilt wurden, treten an Was-
serkraftanlagen Diskrepanzen zwischen den gewésser-
Okologischen Anforderungen nach heute geltendem
Wasserrecht (§§ 33-35 WHG) und deren Umsetzung auf.

Vision — Wasserinfrastrukturen
im Jahr 2050

Die technischen und naturnahen Infrastrukturen im
landlichen und urbanen Raum spielen eine wesentliche
Rolle, um Wassernutzungen und Dienstleistungen wie
die (Trink-)Wasserversorgung und die Abwasserent-
sorgung und -behandlung fiir Haushalte, 6ffentliche
Gebiude, das produzierende Gewerbe, Landwirtschaft,
Industrie und Bergbau wie auch die Energiegewin-
nung, den Hochwasser- und Kiistenschutz, das Stark-
regen- und Niedrigwassermanagement, den Biotop-
verbund, die Schifffahrt sowie Sport und Freizeit zu
ermoglichen. Die natiirlichen Systeme und naturnahen
Infrastrukturen haben dabei mit ihrer Multifunktio-
nalitdt unter Beachtung der Zielstellungen der Nach-
haltigkeit eine entscheidend grofiere Bedeutung fiir

die Funktionsfahigkeit der Wasserwirtschaft als derzeit
die technischen Infrastrukturen. Das Rohwasser wird
in Wassergewinnungsanlagen mit ausreichend groflen
Wasserschutzgebieten gewonnen und mit naturnahen
Verfahren zu Trinkwasser aufbereitet.

Die Wasserversorgung und das Abwassermanagement
werden nicht liberalisiert, bleiben auch weiterhin eine
offentliche Aufgabe und werden mithilfe 6ffentlicher
Infrastrukturen erfiillt.* Diese zeichnen sich durch
einen hohen technischen Stand aus, der durch die
praktische Umsetzung von Innovationen kontinuier-
lich fortentwickelt wird. Die Wasserinfrastrukturen
sind so gestaltet, dass sie mit moglichst geringem

“Demgegeniiber gibt es auch eine private Infrastruktur, zum
Beispiel von industriellen und landwirtschaftlichen Betrieben, die
sich auf Basis von Genehmigungen selbst versorgen.




Aufwand an sich dndernde Rahmenbedingungen wie
die Klimakrise, sich wandelnde gesellschaftliche Anfor-
derungen zu héheren ,,6kologischen Standards”“ oder
sich verandernde Wasserbedarfe der Nutzer angepasst
werden kénnen. Sie erméglichen mit intelligenten
Steuerungssystemen und Bausteinen regionale, lokale
und stadtteil- oder quartiersbezogene Lésungen. Die
Infrastrukturen sind - wo immer méglich - als natur-
basierte Losungen gestaltet, nutzen die Potenziale der
Verbindung von Wasser-, Energie- und Stoffkreisldufen
und sind auf geeigneter interkommunaler Ebene mitei-
nander vernetzt. Zwischen Stiadten als Verbrauchszen-
tren und den Gebieten, aus denen sie Wasser beziehen,
sind nachhaltige Losungen und Win-win-Ansitze
gefunden, die auch in den Hauptentnahmegebieten ei-
nen 6kologisch tragfahigen Landschaftswasserhaushalt
gewihrleisten. Stadte tragen vermehrt dazu bei, durch
Mafinahmen auf ihrem eigenen Stadtgebiet urbanen
Wasserkrisen vorzubeugen. Als kritische Infrastruktur
(KRITIS) ist zum Beispiel die Resilienz im Sektor Wasser
(Wasserver- und Abwasserentsorgung) deutschlandweit
sowohl vor klimabedingten Extremereignissen als auch
Gefahrdungen aus dem Cyberraum geschiitzt (siehe
unter anderem Resilienzstrategie der Bundesregierung
oder KRITIS-Strategie). Die Verfligbarkeit notwendi-
ger Betriebsmittel ist durch geeignete Mafnahmen
gesichert.

Die Wasserinfrastrukturen erfiillen die Anforderungen
der WRRL und der FFH-RL sowie andere relevante
Rechtsvorschriften. Die Wasserversorgungsinfrastruk-
turen sind in geeigneter Weise Gberortlich und gegebe-
nenfalls iiberregional vernetzt (Fernversorgungsnetze,
Wasserstrafien), ohne Kaskadeneffekt zu begiinstigen,
und gewihrleisten so eine flichendeckende, bedarfs-
gerechte Wasserversorgung auch in Gebieten mit
geringem Ortlichem Wasserdargebot und in Trocken-
perioden. Eine Ubernutzung értlicher Wasserressour-
cen wird vermieden. Potenziale fiir eine Mehrfachnut-
zung von Speichern fiir Zwecke der Energieversorgung
und das Hoch- und Niedrigwassermanagement werden
genutzt. Der Anteil der Binnenschifffahrt am Giiter-
transport wird durch geeignete schiffsseitige und logis-
tische Mafnahmen sowie durch eine bedarfsgerechte
und die 6kologischen Erfordernisse berticksichtigende
Wasserstrafieninfrastruktur erhéht. Wassertourismus
und Wassersport ist in Einklang mit anderen Anfor-
derungen moglich und férdert so unter anderem das
,Naturerleben® am Wasser.
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Die Hochwasserschutzmafinahmen an den Binnen-
gewissern sowie der Umgang mit Regenwasser
innerhalb von Siedlungen sind klimaangepasst und
naturvertréglich. Technische und naturbasierte Hoch-
wasserschutzmafinahmen sowie Mafinahmen zum
Schutz vor Starkregen erginzen sich. Die Synergien
zwischen Natur- und Gewésserschutz kénnen sich
entfalten.

Die umfinglichen flichenhaften Entwiasserungs-
anlagen in der genutzten Landschaft sind riickgebaut
oder derart in Richtung Multifunktionalitit weiter-
entwickelt worden, dass sie zu einem effektiven
Wassermanagement und zur Stabilisierung des Land-
schaftswasserhaushalts beitragen. Sie unterstiitzen
die Wiedervernassungsmafinahmen der Moorbéden
und tragen durch die Stabilisierung der Torfkérper zur
Minderung der Treibhausgasemissionen aus entwais-
serten Moorbdden bei. Eine anschliefiende angepasste
nachhaltige Bewirtschaftung der wiedervernissten
Flachen ist moglich.

Die Infrastrukturen an der Kiiste sind klimaangepasst
und die Kiistenregionen durch einen effizienten Hoch-
wasserschutz sowie angepasste Anlagen zum Wasser-
management gesichert. Die Robustheit (Resilienz) der
Okosysteme von Kiisten, Meeren und Binnengewissern
wurde durch unterschiedliche MaRnahmen gesteigert.

Was ist dafiir zu tun?

Die bestehenden Wasserinfrastrukturen miissen konti-
nuierlich instand gehalten, modernisiert und resilien-
ter gemacht werden. Zudem miissen MafRnahmen zur
Erhaltung und Erhéhung der Versorgungssicherheit
getroffen werden. Unter Beriicksichtigung von Klima-
anpassungszielen, die im Rahmen der Weiterentwick-
lung der Deutschen Anpassungsstrategie an die Folgen
des Klimawandels (DAS) formuliert werden, sind bun-
desweit einheitliche konzeptionelle Leitlinien zu ent-
wickeln und bestehende weiterzuentwickeln und die
technischen Regelwerke laufend zu tiberpriifen. Diese
Leitlinien und tiberarbeiteten Regelwerke sind nicht
nur fir den Wassersektor wichtig, sondern oft auch
flir die Transport- und Energiewirtschaft oder andere
Wirtschaftssektoren, ebenso aber auch fiir den Kiisten-
und Naturschutz sowie die Raum- und Stadtplanung.
Die Anpassung muss auch, wo sinnvoll, den Riick-

bau von nicht mehr benétigter Infrastruktur und die
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Foérderung von naturnahen und natirlichen Elemen-
ten in der Infrastrukturplanung und -umsetzung
beinhalten, beispielsweise in Form naturbasierter Lo-
sungen. Bei langerfristiger Planung zur Instandhaltung
und Finanzierung von Infrastrukturen muss die Klima-
entwicklung miteinbezogen werden, da bestimmte
Anlagen und Einrichtungen unter den zukiinftigen
Bedingungen gegebenenfalls nicht mehr funktions-
tlchtig oder wirtschaftlich sind.

Unter Bertiicksichtigung der Auswirkungen der Klima-
krise, eines sich verindernden Niederschlagsregimes,
aber auch sich verdndernder Abflussverhaltnisse sollen
Synergien und eine ausgewogene Balance zwischen
Hoch- und Niedrigwasserrisikomanagement, insbeson-
dere mit Blick auf das Speichermanagement, unter-
sucht und Losungsansitze entwickelt werden. Dafiir
bedarf es unter anderem einer beschleunigten und
digitalen Kartierung von Gebieten, die bei Starkregen
besonders von Uberflutungen betroffen sein kénnen
(Starkregenhinweiskarten).

Um die zukiinftigen Herausforderungen proaktiv an-
zugehen, erarbeiten die Lander auf Ebene von Bilanz-
rdumen (zum Beispiel Einzugsgebiete) in Kooperation
mit Wasserversorgern, Kommunen und weiteren
Wassernutzern (produzierendes Gewerbe, Handwerk,
Dienstleistungsgewerbe, Industrie, Landwirtschaft,
Naturschutz, WSV etc.) flichendeckende regionale und
gegebenenfalls iberregionale Wasserversorgungskon-
zepte, die unterschiedliche Szenarien der kiinftigen
Entwicklung von Wasserdargebot und Wasserbedarfen
sowie iberregionale Schnittstellen berticksichtigen
und dem risikobasierten Ansatz gerecht werden. Die
Wasserversorgungskonzepte sollten auf bundesweit
vergleichbaren Methoden beruhen, damit auch deren
Ergebnisse zu einem konsistenten lindertbergreifen-
den Gesamtbild zusammengefiihrt werden konnen.
Hierbei sind in den Landern bestehende Konzepte und
bereits angewandte Methoden so weit wie moglich zu
berticksichtigen (siehe Kapitel IL. 1). Es soll gemeinsam
mit den Landern eine bundesweit einheitliche Rah-
menkonzeption, die auch Mindeststandards enthilt,
entwickelt werden. Dies dient der Unterstiitzung der
Lander bei der Erarbeitung von Wasserversorgungs-
konzepten, die unterschiedliche Szenarien einschlief3-
lich langer anhaltender Trockenheit berticksichtigen.
Diese Konzepte verhindern eine Ubernutzung sowie
qualitative Beeintrachtigung der Wasserressourcen und
legen die Grundlage flr die Planung der tiber6rtlichen

Wasserversorgungsinfrastrukturen (Vernetzung von
Versorgungsgebieten, Festlegung von Korridoren fiir
Fernwasserversorgungen, Speicher). Dabei berticksich-
tigen sie Synergiepotenziale mit der Energieversorgung
(gemeinsame Nutzung von Speicherinfrastrukturen),
Grundwasseranreicherung, Wasserriickhalt- und Hoch-
wasserschutzkonzepte sowie das Abflussmanagement
flir Oberflichengewésser und Potenziale der Wasser-
wiederverwendung. Es werden vorhandene Struk-
turen der Partizipation und Mediation (zum Beispiel
Wasserbeirite, Wassernetzwerke) genutzt und weiter-
entwickelt, aber bedarfsgerecht auch neue Strukturen
geschaffen, die durch Beteiligung der zustindigen
Behorden die Umsetzung der nationalen Vorgaben zur
Wassernutzung begleiten, regionale Wasserverteilun-
gen empfehlen und sich vor allem fiir die Akzeptanz
und den Erfolg dieser Vorgaben einsetzen.

Da es sich dabei meistens um langfristige Investitionen
handelt, miissen Verwaltungen und Infrastrukturbe-
treiber mehr kosteneffiziente, sektoriibergreifende
Rahmenkonzepte und Férdersysteme (siehe dazu I1.7)
entwerfen und umsetzen sowie noch intensiver die
Chancen der Anpassung veralteter vor der Schaffung
neuer Infrastrukturen nutzen. Dabei miissen auch die
Kostenstrukturen und eine generationengerechte
Kostenverteilung berticksichtigt werden. Die Belastung
der offentlichen Haushalte sowie der Gebiihrenzahlen-
den muss sich in Grenzen halten. Ebenso sind Koopera-
tionen zwischen verschiedenen Nutzern zu fordern, un-
ter anderem durch Bereitstellung von Brauchwasser in
geeigneter Qualitit oder zur Grundwasseranreicherung.

Die gesetzlichen Regelungen werden gepriift, wenn
notig angepasst und so genutzt, dass sie eine optimale
Voraussetzung fiir die Entwicklung und beschleunigte
breite Umsetzung von effizienten und nachhaltigen
Wasserinfrastrukturen schaffen (zum Beispiel ver-
pflichtende Entwisserungsplane fiir Kommunen).
Existierende Regelungsliicken, wie zum Beispiel im
Regenwassermanagement (inklusive Gefahren- und
Risikokarten fiir Starkregen), werden geschlossen. Es
sind Forschungsstrukturen (sogenannte Reallabore)
zu entwickeln, die es ermoglichen, neuartige Umset-
zungskonzepte zur wassersensiblen Stadt (zum Beispiel
Schwammstadt, multifunktionale Flichennutzung bei
Starkregen) und zur Nutzung neuartiger Sanitarsys-
teme in der Praxis grof}flichig anzuwenden und eine
breite gesellschaftliche und wirtschaftliche Akzeptanz
dafiir zu schaffen. Forschung in diesem Bereich soll




Wassermengen und verschiedene Wasserqualititen
berticksichtigen, um Risiken fiir alle (inklusive der
Umwelt und Gesundheit) zu reduzieren und so-

mit perspektivisch den Weg fiir eine Umsetzung zu
ebnen. Es wird dabei auf den etablierten Strukturen
der deutschen Forschungslandschaft wie auch den
Ressortforschungseinrichtungen aufgesetzt, die in
diesen Bereichen bereits eine umfangreiche Expertise
besitzen. Gleichwohl ist die Verbesserung der ressort-
tibergreifenden Koordinierung der Forschungsaktivita-
ten anzustreben. Mit Blick auf die Herausforderungen
infolge der Klimakrise wird die Stadtebauférderung ein
unverzichtbarer Baustein sein, damit sich die Kommu-
nen strategisch besser aufstellen. Als Voraussetzung
fur die Forderung aus der Stddtebauférderung sind im
Rahmen der Gesamtmafnahme Mafnahmen des Kli-
maschutzes und zur Anpassung an den Klimawandel,
beispielsweise durch Verbesserung der griinen und mit
der Verwaltungsvereinbarung 2022 auch blauen Infra-
struktur, vorzusehen. Mafnahmen zur Entwicklung
der griinen und blauen Infrastruktur sind zugleich als
Querschnittsaufgabe in allen Programmen férderfihig.
Zudem sind Mafinahmen des Klimaschutzes und der
Anpassung an den Klimawandel bei der Neuaufstellung
oder Uberarbeitung der integrierten stidtebaulichen
Entwicklungskonzepte zu beriicksichtigen. Bei der
stddtebaulichen Erneuerung sind damit insbesonde-

re auch ,griine” und ,blaue“ Maffnahmen angespro-
chen - beispielsweise Verbesserung der griinen/blauen
Infrastruktur, Bodenentsiegelung, Fassadenbegriinung
oder Schaffung/Erhalt/Erweiterung von Griinflidchen,
Schaffung von Versickerungs- und Schwammfldchen.
Die Verwaltungsvereinbarung wird laufend weiterent-
wickelt. Damit soll auch die Anpassung der Stidte an
den Klimawandel weiter gestirkt werden.

Auf Grundlage eines integrierten risikobasierten
Ansatzes sind Leitlinien und Regelwerke fiir Kritische
Infrastrukturen (KRITIS) im Sektor Wasser zu erarbeiten
und weiterzuentwickeln und bei den relevanten Stellen
(Behorden und Betreibern) zu implementieren. So
konnen Risiken ganzheitlich identifiziert, bewertet und
mit geeigneten Mafinahmen beherrscht werden. Durch
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sind Optio-
nen zu entwickeln, die die Abhangigkeit des sicheren
Betriebs von Abwasserbehandlungs- und Wasserauf-
bereitungsanlagen fiir die Trinkwasserversorgung von
krisenanfilligen Lieferketten fiir notwendige Betriebs-
mittel vermindern helfen. Zudem sind aus Griinden der
Daseinsvorsorge Mafnahmen zu priifen, wie kiinftig
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moglichen Konsequenzen krisenbedingter Produktions-
ausfalle bei fiir den sicheren Betrieb solcher Anlagen
notwendigen Produkten besser begegnet werden kann
(zum Beispiel verstirkte Lagerhaltung durch Betreiber
und verbesserte Verteilorganisation durch Linder).

Mit hohen (IT-)Sicherheitsstandards, die kontinu-
ierlich fortgeschrieben werden, stellt die Wasser-
wirtschaft sicher, dass die IT-Infrastruktur und die
physischen Anlagen der Trinkwasserversorgung und
Abwasserentsorgung wirksam gegen Manipulationen
und Sabotage geschiitzt sind. Dabei ist im Bereich der
IT-Sicherheit nach der Kritis-Verordnung des Bundes-
amtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik eine
Ausweitung der Anwendung auf mittelgrofie Versorger
(1.000 bis 50.000 versorgte Einwohner) als Kritische
Infrastruktur (KRITIS) anzustreben.

Bei der Entwicklung der Wasserstrafien muss die
Zielerreichung der WRRL sichergestellt werden. Ver-
kehrliche Aspekte (einschlieflich der Bedeutung der
Wasserstrafien fir Lieferketten und die Versorgung

der Bevolkerung) miissen mit wasserwirtschaftlichen/
okologischen Zielen und dem kiinftig verfiigbaren
Wasserdargebot in Einklang gebracht werden. Im Span-
nungsfeld der Nutzungsinteressen und Anforderungen
im Bereich der Wasserstrafien ist dabei (zum Beispiel
durch frihzeitige Beteiligung, Transparenz und Maf3-
nahmen zur Minderung 6kologisch nachteiliger Effek-
te) eine hohere Akzeptanz fiir notwendige Infrastruk-
turmafRnahmen (zum Beispiel bei der Bevolkerung,
Umweltverbianden) im Interesse der Nachhaltigkeit
und der Anpassung an sich verdndernde klimatische
Bedingungen zu erwirken. Dafiir bedarf es nicht zuletzt
eines intensiven Dialogs mit allen Stakeholdern an den
Wasserstraen und mit der Offentlichkeit. Die Nutzung
von Wasserstraen als Verkehrsweg ist in Verbindung
mit der Reduzierung der Schiffsemissionen ein wichti-
ger Baustein fiir eine klimafreundliche Mobilitét.

Das Nationale Hochwasserschutzprogramm (NHWSP) -
inklusive Deichriickverlegungen zur Riickgewinnung
natirlicher Retentionsriume (zum Beispiel Auen) - ist
aus Griinden des vorsorgenden Hochwasserrisikoma-
nagements weiterzuentwickeln und in seiner Finanzie-
rung zukunftsfahig zu gestalten. Es konnen sich daraus
Synergien mit dem Natur-, Gewisser- und Moorschutz
sowie auch mit den Handlungsoptionen zur Anpassung
an den Klimawandel ergeben, die auch im Rahmen der
DAS verankert sind.
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Grundlage fiir den Kiistenschutz und entsprechen-

de Anpassungsmafinahmen sind die Generalplidne

und Regelwerke Kiistenschutz. Vorgesehen sind

neben technischen Maffnahmen des Kiistenschutzes
(Entwicklung und Umsetzung innovativer Deichkon-
zepte) auch sogenannte weiche Mafinahmen, zu denen
natiirliche Anpassungsinstrumente wie unter anderem
der Einsatz von Ufervegetation oder Sandnehrungen,
aber auch nutzungsfreie und nutzungsangepasste
Ufer- und Kistenbereiche zihlen. Mit einer geeigneten
Kombination naturbasierter und technischer Kiisten-
schutzmafRnahmen kénnen dynamische Prozesse der
Kiistenentwicklung geférdert werden. Um sich an den
Klimawandel und den damit einhergehenden Mee-
resspiegelanstieg anzupassen, wird an der deutschen
Nord- und Ostseekiste zum Zwecke des Kiistenschut-
zes zuklnftig ein auf den Klimawandel bezogenes
Vorsorgemaf? von mindestens 1,0 Meter bei der
Bemessung von Verstirkungsmafinahmen an Kiisten-
schutzanlagen verwendet. Dieses Vorsorgemaf umfasst
einen Zeitraum von 100 Jahren bezogen auf das Jahr
2000 bzw. den aktuellen Uberpriifungszeitpunkt. In
Abhingigkeit von den lokalen Rahmenbedingungen
sowie bauwerksspezifisch kann das Vorsorgemafd durch
unterschiedliche Mafinahmen umgesetzt werden. Das
Vorsorgemaf? wird regelmiflig oder anlassbezogen
aufgrund neuerer wissenschaftlicher Erkenntnisse
{iberpriift und gegebenenfalls angepasst. Uber die GAK
konnen unter anderem Ufer- und Hochwasserschutz-
werke, Buhnen und andere Kiisten- und Hochwasser-
schutzmafRnahmen durch Bund und Linder unter-

stitzt werden.

Schlieflich sind bei allen Planungen und Maf$nah-
men von Infrastrukturen neben der Umsetzung der
EU-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie die
Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der
FFH-Richtlinie zu beachten, die einen guten Zustand
der Grund- und Oberflichengewisser sowie einen
glinstigen Erhaltungszustand der Arten und Lebens-
raume der Still- und Flief3gewisser fordern. Um die
geforderte Kohirenz des Netzes Natura 2000 zu stirken,
ist insbesondere der linderiibergreifende Biotopver-
bund auszubauen (vor allem Biche, Fliisse, Auen).
Auch der Riickbau von Anlagen und Befestigungen ist
vorzusehen und rechtlich zur erleichtern. Flaichenhafte
Entwisserungssysteme sind auf ihre Zweckmafigkeit
zu Uberprifen und insbesondere in Moorgebieten
derart auszugestalten, dass Wiedervernissungsmaf-
nahmen weitestgehend ermoglicht werden. Bei Neuzu-
lassung, Anderung oder Anpassung der Zulassung von
Wasserinfrastrukturen oder deren Nutzungen - wie
zum Beispiel die Wasserkraft - miissen das geltende
Wasserrecht und gegebenenfalls weitere einschléigige
Rechtsbereiche, wie etwa das Fischereirecht, daher
konsequenter angewendet und die nétigen Mafinah-
men zur Minderung der 6kologischen Auswirkungen
von Wasserkraftanlagen nach §§ 33-35 WHG getrof-
fen werden. Bei auslaufenden Zulassungen wird nach
geltender Rechtslage eine ,Verlangerung“ im Einzelfall
von der Erfiillung der 6kologischen Anforderungen
abhingig gemacht.




I1. 6 Wasser-, Energie- und Stoffkreisliufe verbinden

Basisinformationen

e Die Energieproduktion aus Rohschlamm (Klar-
gas) verzeichnet einen Aufwértstrend von ein bis
zwei Prozent jahrlich. Mit der Riickgewinnung des
im Abwasser enthaltenen Phosphors kann etwa die
Halfte der jahrlichen Phosphormineraldiingerim-
porte eingespart werden.

e Der Einbau einer vierten Reinigungsstufe steigert
zwar den Energiebedarf durchschnittlich um 5 bis
30 Prozent, tragt aber durch Spurenstoffeliminati-
on auch zur Steigerung der Wasserqualitit in den
Gewadssern bei.

e FEtwas weniger als die Halfte der Wasserentnahmen
in Deutschland entfallt gegenwartig auf die Ener-
gieversorgung, iiberwiegend zur Kithlung. Durch
den Umbau des Energiesystems (Kohleausstieg,
Foérderung erneuerbarer Energien im Strom- und
Wirmesektor, Ausstieg aus der Atomenergie) wird

eine deutliche Reduzierung der Kiithlwasserent-
nahmen um 50 bis 60 Prozent bis 2030 und um
70 bis 85 Prozent bis 2050 erwartet.

Was sind die Herausforderungen?

Stoffe im Abwasser konnen auch Rohstoffe sein, die im
Sinne der Kreislaufwirtschaft genutzt werden sollten.
Eine bewusst kreislauforientierte Nutzung des Wassers
und der darin enthaltenen Inhaltsstoffe fithrt zu mehr
Nachhaltigkeit im Wassersektor. Das betrifft sowohl
eine Wiederverwendung des Wassers, wenn es nut-
zungs- und umweltgerechte Qualititen aufweist, als
auch die Gewinnung und den Verbrauch von Energie
im System sowie die Nutzung im Abwasser enthaltener
Stoffe, wie etwa Phosphor und Stickstoff.
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Eine sparsame und effiziente Wassernutzung kann
durch eine Wasserkreislauffiihrung begiinstigt werden,
wie beispielsweise bei verschiedenen industriellen Nut-
zungen (zum Beispiel Kithl- und Prozesswasser in der
Stahlproduktion, in Industrieparks oder im Bergbau)
oder auch der technischen Aquakultur. Eine Verwen-
dung von aufbereitetem (kommunalem) Abwasser zum
Beispiel fiir landwirtschaftliche Bewésserungszwecke,
zur Grundwasseranreicherung oder als Brauchwasser
fur die private und gewerbliche Nutzung kann unter
Umstdnden zu einer Schonung knapper Grund- und
Oberflichenwasserressourcen und zur Vermeidung
moglicher Nutzungskonflikte beitragen. Dabei sind
anspruchsvolle Umwelt- und Gesundheitsanforde-
rungen sowie zusitzliche Kosten und Energiebedarfe
fuir die Aufbereitung und Verteilung im Rahmen einer
Nachhaltigkeitsbetrachtung vorrangig zu berticksich-
tigen und signifikante Belastungen zu vermeiden.

Im Gegensatz zur Kreislauffihrung von Kihl- und
Prozesswasser in der produzierenden Wirtschaft findet
eine Kreislauffithrung von genutztem Trinkwasser
oder die Bewirtschaftung von Regenwasser in Gebau-
den, Stidten und Gemeinden noch wenig statt. So ist
die Wiederverwendung von genutztem Trinkwasser
(Grauwassernutzung mit Warmertickgewinnung)

oder die Nutzung von Regenwasser in Gebduden trotz
ausgereifter Technik noch nicht weit verbreitet. Auch
die Bewdsserung von Girten sowie von Dach- und
Fassadenbegriinungen mit diesen alternativen Wasser-
ressourcen ist ausbaufihig. Fiir beides bedarf es einer
starkeren Flankierung durch die 6ffentliche Hand. In-
telligente Systeme werden unter den Bedingungen der
Klimakrise zunehmend wichtiger. Um die Modellpro-
jekte in der Fliche auszurollen, bedarf es einer stirke-
ren Forderung durch die 6ffentliche Hand sowie einer
Anpassung derzeit bestehender formaler Hiirden wie
zum Beispiel der strengen Auslegung des Anschluss-
und Benutzungszwangs fiir zentrale Infrastrukturen.

Die Abwasserwirtschaft kann durch die Nutzung weite-
rer technischer Moglichkeiten fiir Energieeinsparmaf3-
nahmen und Energienutzungspotenziale einen Beitrag
zum Klimaschutz leisten und einen gegebenenfalls h6-
heren Energieverbrauch aufgrund hoherer Reinigungs-
leistungen kompensieren. Die energetische Nutzung
von Klirgas ist in zahlreichen Anlagen bereits etabliert
und wird im Rahmen des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes gefordert. Vielfach werden aber von Betreiber-
seite bei der praktischen Umsetzung Barrieren beklagt,

die einer noch breiteren Umsetzung entgegenstehen.
Auch die Warmeversorgung von Gebduden oder die
Nutzung von Klérgas zur Erzeugung von Prozesswirme
bieten noch Potenziale.

Eine weitere Herausforderung fiir die Abwasserwirt-
schaft ist die SchliefSung von Stoffkreislaufen durch
die Einfiihrung geeigneter und nachhaltiger Techni-
ken und Managementkonzepte zur Rickgewinnung
von Nahrstoffen. Derzeit bleiben die im Abwasser
enthaltenen Nihrstoffe Phosphor und Stickstoff noch
weitgehend ungenutzt. Dabei konnen diese Nahrstoffe
beispielsweise zur Herstellung von Diingemitteln oder
in der Industrie Verwendung finden. In Deutschland
wird die Phosphorriickgewinnung aus Klarschlamm
und Klarschlammverbrennungsasche aufgrund der
2017 in Kraft getretenen Novelle der Klarschlamm-
verordnung ab 2029 verbindlich. Es fehlen derzeit
Initiativen zur Rickgewinnung aus der Wasserphase,
da auch entsprechende rechtliche Anforderungen im
Wasserrecht nicht vorhanden sind. Hierfiir sind in den
néchsten Jahren erhebliche Investitionen in entspre-
chende Riickgewinnungstechniken erforderlich, die
vielfach die Bildung neuer regionaler Kooperations-
strukturen erfordern. Der zurtickgewonnene Phosphor
soll Phosphor aus natiirlichen Vorkommen in Teilen
ersetzen.

Vision - Wasser-, Energie- und
Stoffkreislaufe im Jahr 2050

Die Wasserwirtschaft der Zukunft ist effizient, ressour-
censchonend und nachhaltig in ihrem Umgang mit
Natur und Umwelt, Energie, Roh- und Wertstoffen.
Die nachhaltige Nutzung von Rohstoffen und die effi-
ziente und nachhaltige (Rick-)Gewinnung von Energie,
Wasser und Wertstoffen wird in starkerer Kooperation
mit anderen Sektoren wie der Abfall-, Sekundérroh-
stoff- und Energiewirtschaft, der Dingemittelproduk-
tion (zum Beispiel Phosphat) und der Landwirtschaft
umgesetzt. Potenziale zur Reduzierung von Treibhaus-
gasemissionen sind erkannt und werden genutzt.

Der Energieverbrauch der Systeme der Wasserversor-
gung und der Abwasserentsorgung ist unter Einhaltung
der an sie gestellten Qualitidtsanforderungen optimiert
und wird im Wesentlichen durch Eigenerzeugung auf
der Grundlage erneuerbarer Energietrager und der
Verwertung von Energiepotenzialen aus den eigenen




Prozessen gedeckt (zum Beispiel Nutzung der bei den
Reinigungsprozessen entstehenden Warme im Kldran-
lagenablauf). Durch diese Form der Eigenerzeugung ist
eine Starkung der Resilienz kritischer Infrastrukturen
(zum Beispiel fiir das Szenario Stromausfall) erreicht
worden. In der industriellen Produktion und in der
technischen Aquakultur gibt es weitgehend geschlos-
sene Wasser- und Stoffkreislaufe.

Der neue EU-Aktionsplan fiir die Kreislaufwirtschaft
ist umgesetzt. Abwasser und Abwasserinhaltsstoffe
werden als Ressource genutzt. Die Schlieffung von
Kreislaufen, die Vermarktung und mehrfache Nutzung
von Rohstoffen sind gewdhrleistet und gesellschaftlich
anerkannt. Die Produktion innovativer Energietrager
wie Wasserstoff findet so statt, dass andere Wassernut-
zungen nicht beeintrichtigt werden. Die nachhaltige
Nutzung der Ressource Wasser mindert den Eingriff
auf ein naturvertriagliches Mafl. Die Wasseraufberei-
tung orientiert sich so weit wie moglich an natiirlichen
Prozessen und bindet diese in ihre Gesamtkonzeption
fuir ein nachhaltiges und umweltvertragliches Wirt-
schaften ein.

Was ist dafiir zu tun?

Derzeit gibt es eine Vielzahl von Forschungsvorhaben
und -projekten zu technischen Alternativen und recht-
lichen Grundlagen zur Riickgewinnung von Energie,
Wasser und Wertstoffen, insbesondere fiir Abwasser-
systeme und zur Vernetzung mit anderen Sektoren
(Sektorenkopplung).

Eine konsequente Riickgewinnung und Kreislauf-
fihrung setzt neben der Verfiigbarkeit technischer
Losungen aber auch sektoriibergreifend konsistente
rechtliche Regelungen voraus, die einer sachgerechten
und effizienten Nutzung von schadstoffarmen Riickge-
winnungsprodukten nicht entgegenstehen. So bedarf
es zum Beispiel rechtlicher Voraussetzungen fiir die
Verwendung von Produkten aus der Riickgewinnung
von Phosphor aus dem Abwasser oder Klarschlamm.
Um die Gewinnung von Phosphor aus dem Abwasser
insgesamt zu steigern, wiren in einem ersten Schritt
auch entsprechende Anforderungen im Wasserrecht zu
etablieren. Dabei bedarf es jedoch einer Abstimmung
zwischen dem Wasser-, Bodenschutz-, Abfall- und
Diingemittelrecht, um an der Schnittstelle zwischen
Abwasser und Klarschlamm gegenlaufige Entwicklun-
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gen zu verhindern. Neben der Riickgewinnung und
Nutzung von nutzbaren Inhaltsstoffen aus dem Abwas-
ser geht es um die Verbindung des Energiesektors mit
anderen Sektoren mit dem Ziel einer gemeinsamen
Optimierung unter weitgehender Nutzung von erneu-
erbaren Energien sowie von Speichertechnologien zum
Ausgleich von Schwankungen in der Bereitstellung von
Strom aus erneuerbaren Energien. Fiir Gewerbe, indus-
trielle Fertigung, Wohnquartiere oder die Versorgung
einer Stadt mit Strom oder Warme gibt es technische
Losungen. Als erster Schritt ist nun eine vergleichende
Bestandsaufnahme erforderlich, um daraus eine stra-
tegisch passende rechtliche, 6konomische und tech-
nische Grundlage fir weitere Aktionen (zum Beispiel
Hilfestellung bei der Anwendung von Sektorenkopp-
lung in der Wasserwirtschaft) zu schaffen. Dies schliefdt
auch Regeln zum Daten- und Informationsaustausch
Uber Stofffrachten und Betriebsdaten ein.

Die Abwasseranlagen und insbesondere die Abwas-
serbehandlungsanlagen sollen zur Optimierung des
Energieverbrauchs wie auch zur Abschépfung von
Energieerzeugungspotenzialen im Sinne einer etwai-
gen Energieeinspeisung in Stromnetze gemeinsam mit
dem Energiesektor geplant und erttichtigt werden, um
sich leichter an den Bedingungen zukiinftiger Ener-
giesysteme orientieren zu kénnen. Um die Investiti-
onsmoglichkeiten von kommunalen Aufgabentrigern
der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung in
Energieeffizienz und regenerative Energieerzeugung
zu erhohen, sollen die energie- und steuerrechtlichen
Rahmenbedingungen tiberpriift und gegebenenfalls
angepasst werden.

Die Vorgaben der EU-Verordnung iiber Mindestanfor-
derungen an die Wasserwiederverwendung werden
umgesetzt, um die hygienisch sichere, gesundheitlich
unbedenkliche sowie auch im Hinblick auf persistente
Spurenstoffe umweltgerechte Nutzung von aufberei-
tetem Abwasser zur Bewésserung in der Landwirtschaft
zu gewahrleisten. Entsprechende Regelungen fiir
andere Anwendungsbereiche, zum Beispiel im urba-
nen Raum, sind zu entwickeln, soweit dies 6kologisch
sinnvoll und vertretbar ist und keine gesundheitlichen
Gefiahrdungen zu befiirchten sind. Dies lasst sich am
besten bei industrieller Nutzung ausschliefen. Die
Umsetzung dieser Verordnung dient auch zur Optimie-
rung der Nahrstoffkreislaufe. Zudem werden rechtliche
Anforderungen und Leitlinien fiir den Einsatz von
aufbereitetem Abwasser entwickelt. Entsprechende
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Konzepte sind in der kommunalen Bauleitplanung
und in Wasserversorgungskonzepten zu berticksich-
tigen. Uber die Sinnhaftigkeit der Verwendung von
aufbereitetem Abwasser sollte zusétzlich mithilfe einer
regionalen Nachhaltigkeitsabwagung (zum Beispiel in
Wasserversorgungskonzepten) entschieden werden.
Der Wasserbedarf wird aufgrund der Herstellung von
Wasserstoff in einigen Regionen Deutschlands steigen.
Daher werden fir die Produktion von Energietragern
wie Wasserstoff Rahmenkonzepte erarbeitet, die Aus-
wirkungen auf den Wasserhaushalt minimieren und
Konkurrenzsituationen mit anderen Wassernutzungen
vorbeugen. Fiir unterirdische Speichertechniken, die
flir eine Transformation der Warme- und Kélteversor-
gung hin zu erneuerbaren Energien insbesondere in
urbanen Raumen erforderlich sind, werden Konzepte
zur thermischen Bewirtschaftung des Grundwassers
genutzt. Diese sorgen dafiir, dass unterirdische War-
me- und Kiltespeicher nur dort genutzt werden, wo die
Temperaturdnderungen keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf andere Wassernutzungen wie zum Beispiel die
Qualitat des Grundwassers als Trinkwasserressource
oder das Grundwasser als Lebensraum haben. Dazu
werden fiir das Grundwasser thermische und 6kolo-
gische Qualititsziele entwickelt. Darauf aufbauend
sollten die Lander thermische Bewirtschaftungspliane
in verdichteten Stadtraumen verpflichtend erstellen,
um ausreichend Warmespeicherkapazititen in den
Stiddten zu entwickeln, zu identifizieren und vorzu-
halten. So soll erreicht werden, dass in jeder Grof3stadt
ein wasserwirtschaftliches Konzept fr die thermische
Bewirtschaftung des Untergrunds aufgestellt wird und,
wo es technisch und wasserwirtschaftlich moglich ist,
Potenziale zur thermischen Speicherung von Energie
erkannt und genutzt werden. Die vorher entwickel-
ten Qualititsziele fiir das Grundwasser sind in diesen
Konzepten zwingend zu beachten. In diesem Zusam-
menhang ist auch das Instrument der unterirdischen
Raumordnung zu priifen.

Die Treibhausgasemissionen der Wasserinfrastruk-
turen sind in den Nationalen Emissionsinventaren
erfasst. Sie werden so minimiert, dass die Wasserinfra-
struktur den notwendigen Beitrag zur Treibhausgas-
neutralitat bis 2045 leistet. Hierzu sind Forschungs-
arbeiten zur Quantifizierung der Emissionen von
Treibhausgasen sowie zu den Moglichkeiten, diese zu
reduzieren, erforderlich.




I1. 7 Leistungsfihige Verwaltungen stiarken, Datenfliisse
verbessern, Ordnungsrahmen optimieren und

Finanzierung sichern

Basisinformationen

e Die Wasserwirtschaft in Deutschland ist vielschich-
tig organisiert. Die 6ffentlichen wasserwirtschaft-
lichen Aufgaben sind auf Bund, Linder, Kreise und
Kommunen verteilt. Aufgaben der Wasserwirtschaft
werden auch von verschiedenen Organisationen
in privat- und 6ffentlich-rechtlich organisierten
Unternehmens- und Verbandsformen (unter ande-
rem Zweckverbdnde, sondergesetzliche Verbiande,
Wasser- und Bodenverbande, Gewisserunterhal-
tungsverbédnde) ibernommen.

e Rund 250.000 Facharbeitskrafte waren im Jahr
2019 in den verschiedenen Bereichen der Wasser-
wirtschaft beschéftigt. Davon werden mehr als
60.000 Arbeitskrafte altersbedingt bis zum Jahr 2025
ausscheiden.

e Der Vollzug wasserwirtschaftlicher Regelungen ist

Aufgabe der Bundesldnder und wird dort von Behor-
den auf Landesebene, Kreisebene oder kommunaler
Ebene wahrgenommen. Die Zustindigkeit fiir den
Verkehr auf Bundeswasserstrafien einschliefilich der
damit verbundenen Vollzugsaufgaben liegt beim Bund.
Wasserwirtschaftlich ist der Bund auch zustéindig ftr
die Wiederherstellung der 6kologischen Durchgéngig-
keit an von ihm errichteten oder betriebenen Stauan-
lagen und fiir den wasserwirtschaftlichen Ausbau an
Bundeswasserstrafden, sofern dieser zur Erreichung der
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich ist. Die
klassischen, stark konditional orientierten Vollzugsauf-
gaben (bei Bund und Landern) erfordern oftmals hoch
spezialisierte technische und rechtliche Fachkenntnis-
se und die Fihigkeit zur wirkungsvollen Vertretung der
umweltfachlichen Aspekte.
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e Die Wasserwirtschaftsverwaltungen sowie ande-

re mit wasserwirtschaftlich relevanten Aufgaben
betrauten Umweltverwaltungen und 6ffentliche
Institutionen unterliegen auf der einen Seite dem
finanziellen Einspardruck und der Forderung nach
Buirokratieabbau, wobei in nahezu allen Bundeslan-
dern in den letzten Jahrzehnten bereits in erheb-
lichem Umfang Personal abgebaut wurde. Auf der
anderen Seite erweitern sich das Aufgabenspektrum
und der Schwierigkeitsgrad der Aufgabenerfiillung
fortlaufend. Heutige Umweltprobleme sind durch
eine hohe Komplexitit gekennzeichnet, die auch
anspruchsvolle Losungen, verbessertes Instrumen-
tarium und dafiir notiges Personal erfordern, das
aufgrund des akuten Fachkraftemangels immer
schwieriger zu gewinnen ist.

Der Anstieg der Datenmengen und die dadurch be-
dingten Anforderungen an Erhebung, Verarbeitung
und Verbreitung sowie die Anforderung an Daten-
qualitit und themeniibergreifende Aus- und Ver-
wertbarkeit stellen auch die Wasserwirtschaftsver-
waltungen vor grofie Herausforderungen. Technische
und rechtliche Hiirden behindern oft den reibungs-
losen Austausch von Daten und Informationen.

Die Datenstrategie der Bundesregierung kritisiert,
dass ein Datenaustausch zwischen dem Bund, den
Landern und den Kommunen nur punktuell und
teilweise nur auf Anfrage stattfindet. Alle Bundes-
ministerien verpflichten sich daher, die Vernetzung
und den Ausbau leistungsfihiger Dateninfrastruktu-
ren durch eine zielorientierte Zusammenarbeit auch
mit den Bundesldndern laufend voranzutreiben. Die
Etablierung von Datenkooperationen fir den staat-
lichen Versorgungsauftrag auch mit Stellen aufler-
halb der Verwaltung erginzt diesen Ansatz.

Eine weitere Verbesserung des internationalen Da-
tenaustauschs im Sinne der ,,Long-Term“ Ambitions
der Weltorganisation fiir Meteorologie (WMO) in der
Hydrologie, dem Global Climate Observing System
und der Beschleunigung der Umsetzung des SDG 6
beférdert zudem einen Beitrag zu kontinentalen
und globalen Beobachtungen und Vorhersage des
Wasserkreislaufs hinsichtlich Quantitit und Qualitit
von Wasserressourcen.

Die Aufgabentriger weisen regelmafiig darauf hin,
dass die aktuellen Rahmenbedingungen (organi-
satorisch, personell, finanziell und regulatorisch)
unzureichend sind, um die wasserwirtschaftlichen
Ziele zu erreichen sowie zahlreiche neue wasserwirt-
schaftliche Herausforderungen, zum Beispiel infolge

der Klimakrise sowie des Biodiversitatsverlusts, zu
bewiltigen.

e Bis zur Erreichung der WRRL-Bewirtschaftungsziele
in allen Wasserkorpern sind in den nichsten Jahren
laut Schatzung der LAWA Ausgaben von zusétzlich
insgesamt rund 35 Milliarden Euro erforderlich.

e In die Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung
wurden zuletzt jahrlich etwa 7,5 Milliarden Euro
investiert.

e Uber die GAK werden unter anderem Mafinahmen
zur naturnahen Gewisserentwicklung, zum Neubau
und zur Erweiterung von Abwasserbehandlungsan-
lagen, zum Bau von Wasserspeichern, verschiedene
Hochwasserschutzmafnahmen oder Investitionen
in wassersparende Bewisserungstechnik gefordert.

Was sind die Herausforderungen?

Die Umsetzung wasserwirtschaftlicher Ziele erfolgt in
unterschiedlichen administrativen Organisationsein-
heiten. Sie ist in entscheidendem Mafie von dem Funk-
tionieren der jeweiligen Verwaltungs- oder Organisati-
onsstrukturen abhidngig. Die Umweltverwaltungen, zu
denen die wasserwirtschaftlichen Behorden zahlen, ar-
beiten - wie der Sachverstindigenrat fiir Umweltfragen
unter anderem in zahlreichen Fachgesprachen doku-
mentieren konnte - inzwischen vielfach an der Grenze
der Belastbarkeit und vermogen selbst nach eigener
Einschitzung nicht mehr konsequent alle gesetzlich vor-
gegebenen Aufgaben angemessen zu erfiillen. Dies wird
durch entsprechende Hinweise insbesondere seitens
der Lander und Kommunen, aber auch der zum Beispiel
von langwierigen Genehmigungs- und Planungsver-
fahren betroffenen Wirtschaft deutlich, wonach die
Verwaltungen nicht mit ausreichendem, qualifiziertem
Personal ausgestattet seien, mit einem zunehmenden
Fachkriaftemangel konfrontiert seien sowie {iber keine
den aktuellen Anforderungen entsprechende technische
und finanzielle Ausstattung verfiigten.

Die klassischen Vollzugsaufgaben werden zunehmend
um umweltqualitatszielorientierte Aufgabenbereiche
erginzt, deren Bewiltigung hoch qualifizierte und in-
terdisziplinir ausgerichtete Verwaltungen erfordert, die
mit der Entwicklung strategischer Konzepte beauftragt
und dazu befihigt sind. Interkommunale Koopera-
tionsprojekte und verbandsiibergreifende Koopera-
tionen werden angesichts tibergreifender Aufgaben der
Wasserwirtschaft bereits praktiziert.



Die Digitalisierung wird die Arbeitsprozesse und damit
auch die Kommunikationsablaufe verwaltungsiiber-
greifend grundlegend veridndern. Sie sorgt fiir Um-
wilzungen in Wirtschaft und Gesellschaft, bei Arbeit,
Konsum, Kooperation und Kommunikation. Eine Reihe
wichtiger Vorhaben und Mafnahmen hat die Bundes-
regierung im Rahmen der ,Digitalen Agenda 2020“
bereits umgesetzt. Als wichtige strategische Heraus-
forderungen fur die Daten der Wasserwirtschaft und
Umweltinformationen sind hier zu nennen:

e Entwicklung eines noch besser abgestimmten
technischen, organisatorischen und inhaltlichen
Datenmanagements von Bund und Lindern

e Harmonisierung von Datenbestinden/Fachinfor-
mationssystemen zwischen Bund, Lindern und
Kommunen, zum Beispiel beim datenbezogenen
Umweltberichtswesen innerhalb der Fachnetz-
werke (EU, Europdische Umweltagentur) sowie bei
der Bereitstellung von Umweltdaten und Informa-
tionen

e Reduzierung technischer, organisatorischer und
rechtlicher Hiirden in Deutschland, Europa und mit
Organisationen der Vereinten Nationen beim Aus-
tausch von Daten und Informationen unter Beach-
tung der Anforderungen des Datenschutzes

e Schutz der kritischen Infrastrukturen (KRITIS) vor
Cyber- und physischen Angriffen

e Erschliefung von Daten tiber den Zustand von und
uber Einflussfaktoren auf Natur und Umwelt aus
Smart Devices oder aus der Nutzung des Internets/
digitaler Dienste privater Nutzer (auch solcher Da-
ten, die private Nutzer zwar generieren, die jedoch in
Hinden privater Unternehmen liegen)

Die Richtlinie tiber offene Daten und die Weiterver-
wendung von Informationen des 6ffentlichen Sektors
(Richtlinie [EU] 2019/1024) stellt einen entsprechenden
ersten Schritt dar. Die wasserwirtschaftlich relevan-
ten Daten missen in Regelungen zu hochwertigen
Datensétzen im Sinne dieser Richtlinie aufgenommen
werden. Der europdische Data Governance Act sowie
der in der Erarbeitung befindliche Data Act bilden
weitere Schritte zur ErschlieRung wasserwirtschaftli-
cher Daten jenseits der 6ffentlichen Hand oder solcher
bei der 6ffentlichen Hand, die beispielsweise durch
Betriebs- oder Geschiftsgeheimnisse, Urheberrechts-
normen oder das Statistikgeheimnis bisher von einer
Weiterverwendung ausgeklammert sind.

Nationale Wasserstrategie

Wasser ist das verbindende Glied zwischen den ver-
schiedenen Sektoren, wie beispielsweise Gesundheit,
Landwirtschaft, Fischerei und Aquakultur, produzie-
render Wirtschaft, Energie, Infrastruktur, Umwelt- und
Naturschutz, Raumplanung oder Regionalentwicklung
und den jeweiligen verantwortlichen Verwaltungen.
Diese agieren auf unterschiedlichen Ebenen (Kom-
munen, Regionen, Linder, Bund). Es muss durch
Verwaltungsstrukturen iibergreifend sichergestellt
werden, dass Ressorts wie die Energie-, Verkehrs- und
Landwirtschaftsverwaltungen die ihnen obliegenden
Gewidsserschutzaufgaben bewiltigen kdnnen.

Derzeit nutzen die bestehenden Governance-Struktu-
ren die moglichen Synergien im Sinne einer gemeinsa-
men Zielvorstellung des Gewéasserschutzes noch nicht
immer zielgerichtet und aktiv. Dadurch werden finan-
zielle sowie personelle Ressourcen nicht ausreichend
ausgeschopft. Vereinfachungen und Vereinheitlichun-
gen sowie die Digitalisierung kénnen zur Einsparung
finanzieller und personeller Ressourcen beitragen und
sollten deshalb umfassend genutzt werden.

Die zunehmende Komplexitit wasserwirtschaftlicher
Planungsprozesse aufgrund von fachiibergreifenden,
sich tiberlagernden Umsetzungserfordernissen und
qualititszielorientierten Vorgaben kann auch kiinf-

tig die Kapazititen einzelner Behorden iiberfordern.
Manche kiinftige Problemstellung wird zum Beispiel
im Rahmen der Zustandigkeit einzelner Kommunen
nicht mehr l6sbar sein. Bei der Erbringung bestimmter
Leistungen der Daseinsvorsorge wird bereits eine Auf-
gabenteilung und Zusammenarbeit zwischen Kommu-
nen im Sinne wirtschaftlicherer Losungen praktiziert.
Diese interkommunale Kooperation sollte ausgeweitet
und gestéirkt werden. Die rechtlichen und strukturellen
Rahmenbedingungen sollten gepriift und bei Bedarf
angepasst werden.

Die in dieser Strategie beschriebenen Herausforderun-
gen an die deutsche und teilweise auch an die europa-
ische Wasserwirtschaft erfordern eine Weiterentwick-
lung des Rechtsrahmens.

Aufgrund der steigenden Anforderungen und Kom-
plexitat der Wasserwirtschaft ist zu erwarten, dass
die rechtlich geregelten Beteiligungsprozesse fiir die
Stakeholder und die breite Offentlichkeit nicht mehr

ausreichen oder zu spit ansetzen werden. Alle Inte-
ressengruppen miissen frithzeitig und so aktiv wie
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moglich in die Politikformulierung, in die Planung
und Entscheidung von Vorhaben einbezogen werden
und die Umsetzung von Projekten begleiten konnen.
Dies zu gewihrleisten ist — auch angesichts aktueller
Anforderungen des Européischen Gerichtshofs - eine
Herausforderung.

Wie der Sachverstindigenrat fiir Umweltfragen?
festgestellt hat, tragen Gebiihren und Entgelte ge-
genwartig nur in vergleichsweise geringem Mafle zur
Finanzierung von Umweltschutzmafinahmen bei.
Angesichts knapper Haushaltskassen und der Zunah-
me von Offentlichen Aufgaben im Umweltschutz kann
eine stirkere Nutzer- und Verursacheranlastung der
Verwaltungskosten zur finanziellen Entlastung und zur
langfristigen Sicherstellung einer addquaten Aufga-
benwahrnehmung des Staates beitragen. Eine nutzer-
gerechte Kostenanlastung durch Gebiihren ist insbe-
sondere dort moglich und vorteilhaft, wo die durch
Umweltschutzdienstleistungen, wie die Abwasserbe-
seitigung, entstehenden Kosten dem Gebtiihrenschuld-
ner direkt zugerechnet werden konnen. Gleichzeitig
kénnen Umweltschutzgebtihren ein nicht zu unter-
schitzendes Lenkungspotenzial im Zusammenhang
mit der Bereitstellung 6ffentlicher Giiter haben und
zur Vermeidung negativer Umwelteffekte, zum Beispiel
durch die Einleitung von Schadstoffen tiber das Abwas-
ser (Indirekteinleitungen), beitragen.

Vision - Verwaltung, Datenfllsse,
Ordnungsrahmen und Finanzierung
im Jahr 2050

Die Entscheidungsebenen und Verwaltungsstrukturen
in Bund, Lindern, Kreisen und Kommunen in der deut-
schen Wasserwirtschaft sind organisatorisch, technisch,
personell und finanziell so aufgestellt, dass sie die neu-
en Herausforderungen wie zum Beispiel die Folgen der
Klimakrise, den Verlust an biologischer Vielfalt, aber
auch den demografischen Wandel und den Ausgleich
zwischen Stadt und Land bewiltigen kdnnen. Eine die
Verwaltungsebenen der Wasserwirtschaft iibergreifen-
de Zusammenarbeit und eine kooperative und vernetz-
te Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungen, deren
Handeln Synergien hervorrufen und/oder Konflikte

%Siehe Sachverstandigenrat fiir Umweltfragen (2007): Umwelt-
verwaltungen unter Reformdruck: Herausforderungen, Strate-
gien, Perspektiven.

mit der Wasserwirtschaft vermeiden kann, ist gegeben.
Dies schliefit eine effektive interkommunale Zusam-
menarbeit im Bereich der wasserwirtschaftlichen
Daseinsvorsorge ein.

Ein Verbundsystem von Internetanwendungen und
Datenbanken zur Unterstiitzung komplexer Ablau-

fe bei umweltschutzbezogenen Dokumentations-,
Melde- und Berichtspflichten ist etabliert. Damit

wird den nationalen Verpflichtungen gegentiber der
Europédischen Kommission, der Européischen Umwelt-
agentur oder Monitoringverpflichtungen innerhalb
zwischenstaatlicher Kooperationen (HELCOM, OSPAR
etc.) Rechnung getragen. Das Verbundsystem von In-
ternetanwendungen und Datenbanken hat das Ziel der
nachhaltigen Reduktion des Verwaltungsaufwands von
Unternehmen und Behorden aller Verwaltungsebenen
und der Sicherung eines hohen Gewisserschutzniveaus
in Deutschland erreicht.

Integrative Arbeitsweisen werden den verdnderten
Rahmenbedingungen und Anforderungen angepasst.
Ebenso gibt es einen intensiven Austausch zu angemes-
senen Verwaltungsstrukturen in gemeinsamen Arbeits-
gruppen iiber die Grenzen der Bundeslinder hinweg,
der ein gegenseitiges Lernen voneinander ermoglicht.

Die Wasserwirtschaft und die Wasserbehorden verfii-
gen Uber attraktive Berufsbilder, Arbeitspldtze mit ho-
her gesellschaftlicher Wertschiatzung und vielfiltigen
Entwicklungsmoglichkeiten, die angemessen besetzt
sind. Die Fachkréfte werden gemafs den laufenden
Entwicklungen in der Technik, der Digitalisierung
sowie den neuen umweltpolitischen Anforderungen
qualifiziert. Die Arbeitsleistungen werden angemessen
honoriert. Die Auswahl des Personals ist an die neuen
Herausforderungen angepasst.

Der wasserspezifische Rechtsrahmen ist mit anderen
relevanten Rechtsbereichen (unter anderem Chemi-
kalien-, Pflanzenschutzmittel- und Arzneimittelrecht,
Energierecht, Naturschutz-, Raumordnungs- und
Baurecht, Klimaschutz- und Klimaanpassungsrecht)
harmonisiert, Zielkonflikte sind reduziert und den
neuen Herausforderungen angepasst.

Synergien bei der Gesetzgebung, der Planung, dem

Bau und Betrieb der wasserbezogenen Infrastruktu-
ren ermoglichen ein effektives Verwaltungshandeln
unter Einbeziehung aller relevanten Akteure und unter




Anwendung moderner Management- und Arbeitsor-
ganisationsformen, mit dem Ziel einer Beschleunigung
von Projekten der Wasserinfrastrukturen.

Die kostendeckende Finanzierung der Wasserdienst-
leistungen (Wasserversorgung und Abwassermanage-
ment) ist durch angepasste Abgaben-, Gebiihren- und
Preissysteme, die die Finanzierungsbedarfe fiir Erhalt
und Modernisierung von Anlagen und Infrastrukturen
einbeziehen, nachhaltig gesichert. Die Leistungen der
Aufgabentrager der 6ffentlichen Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung zum Schutz von Wasser-
ressourcen und Gewdssern sind dabei angemessen be-
ricksichtigt. Die Moglichkeiten der Digitalisierung fiir
eine nachfragesteuernde Differenzierung von Tarifen
werden genutzt.

Zur Finanzierung der von offentlichen Tragern umzu-
setzenden Mafinahmen der Gewésserbewirtschaftung
(Gewdsserschutz, Gewasserunterhaltung, Hoch- und
Niedrigwassermanagement) stehen auch im Rahmen
der Instrumente der gemeinschaftlichen Finanzierung
von Bund und Landern ausreichende Mittel zur Ver-
flgung, um die Transformation der Wasserwirtschaft
bewiltigen zu konnen. An Gewisserbelastungen an-
kntpfende Abgaben, die Anreize fiir eine Reduzierung
dieser Gewdsserbelastungen setzen, leisten zugleich
einen zweckgebundenen Beitrag zur Finanzierung
von MafRnahmenprogrammen, zur wasserbezogenen
Klimaanpassung, zur Erhaltung der Okosystemleistun-
gen, zum Schutz von Arten und Lebensrdumen sowie
zur Gewdsserentwicklung.

Was ist dafiir zu tun?

Eine aktive Mitgestaltung und Begleitung von Veran-
derungsprozessen in der Wasserwirtschaft durch die
Verwaltungen setzt eine angemessene Ausstattung der
Verwaltungen mit qualifiziertem Personal und bei Be-
darf angepasste Verwaltungsstrukturen voraus. Bund,
Liander und Kommunen sollten daher bei der Entwick-
lung und Umsetzung von Konzepten zur Stirkung und
Qualifizierung des Personals der wasserwirtschaftli-
chen Fachverwaltungen zusammenarbeiten. Dazu ist
zundchst, gemeinsam mit Verbidnden und wasserwirt-
schaftlichen Dienstleistern, eine Bestandsaufnahme
iber die vorhandenen Ausbildungskapazititen sowie
eine Personalbedarfsanalyse mit kurz-, mittel- und
langfristigen Zeithorizonten zu erarbeiten. Diese
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werden regelméflig aktualisiert, die Qualifizierungs-
erfordernisse werden tiberpriift und fortgeschrieben.
Die Kompetenzen der Wasserstrafen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes sollen fr Aufgaben der
Gewisserokologie, des Klimaschutzes und der Klima-
anpassung gestarkt werden.

Die Zusammenarbeit aller staatlichen Ebenen wird
verbessert. Die interkommunale Zusammenarbeit soll
weiterentwickelt und wesentlich erleichtert werden,
um die Leistungserfiillung bei der Wasserver- und
Abwasserentsorgung sowie Gewisserentwicklung und
-unterhaltung zu stirken und die Wirtschaftlichkeit
von Daseinsvorsorgeleistungen in ldndlichen Regio-
nen dauerhaft zu sichern. Hierzu ist die Beratung

und Unterstiitzung von Kommunen bei der Anbah-
nung und Umsetzung von Kooperationen zu stirken.
Dartber hinaus soll auch gepriift werden, ob durch
die Bindelung von Fachkompetenz, etwa durch die
Schaffung von verwaltungsinternen Kompetenzzen-
tren, eine Entlastung von lokalen Aufgaben erreicht
werden kann.

Starkung der Verwaltung bedeutet auch, digitale Kom-
petenzen zu verbessern und die sich durch die Digita-
lisierung bietenden Chancen zu nutzen. So ist fiir die
Datenqualitit und die Qualitit der Informationen, die
Uiber IT-Systeme verfiigbar gemacht werden, eine Ver-
starkung der Digitalkompetenzen der Wasserverwal-
tungen in der Fliche wesentlich. Mit dem Regierungs-
programm , Digitale Agenda 2020, mit der ,Digitalen
Strategie 2025“ sowie mit dem E-Government-Gesetz
und dem Onlinezugangsgesetz (OZG) sind erste Grund-
lagen geschaffen, um Verwaltungsprozesse zu straffen,
zu optimieren und medienbruchfreie Serviceleistungen
flir alle Blirgerinnen und Biirger und Unternehmen zu
schaffen. Diese gilt es konsequent weiterzuentwickeln.
Eine klare Standardisierung und Vereinheitlichung von
IT-Verfahren nach dem Einer-fiir-Alle-Prinzip wird
unterstiitzt. Kommunen sollen von der Wirkung der
Forderung profitieren und im Rahmen des Einer-fiir-
Alle-Prinzips entwickelte Losungen einfach tiberneh-
men kdnnen.

Fiir den Vollzug bedeutet dies zum Beispiel die pers-
pektivische Zurverfiigungstellung von Diensten fiir
wasserrechtliche Verfahren - wo sinnvoll und mog-
lich - oder auch die (Weiter-)Entwicklung von 6ffent-
lich zugédnglichen Umweltinformationssystemen.
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In Bezug auf die Erhebung, das Management und die
Weitergabe von wasserwirtschaftlich relevanten Daten
sind weitere Harmonisierungs- und Standardisie-
rungsprozesse anzustoflen, um zum Beispiel Reibungs-
verluste aufgrund unterschiedlicher Datenstandards
in den verschiedenen Verwaltungsebenen zu minimie-
ren. Die Erarbeitung einer Konzeption zur Schaffung
einheitlicher rechtlicher Grundlagen fiir die Erhebung
und die Nutzung wasserwirtschaftlicher Daten (Was-
serdatenstrategie) in Zusammenarbeit mit Lindern
und anderen wasserwirtschaftlichen Akteuren kann
diesen Prozess begleiten und einrahmen. Die harmo-
nisierte Digitalisierung von Datenmanagement und
-vernetzung sowie die Entwicklung und Bereitstellung
von webbasierten Diensten fiir unterschiedliche Nut-
zer aufseiten der Verwaltungen stellen eine wichtige
Grundlage fiir die Digitalisierung der Wasserwirtschaft
insgesamt dar. Sie sind auch eine Voraussetzung zur
Verbesserung der Warnsysteme, die ein bundesweites
Prognose- und Informationssystem fiir Gefahren und
Risiken von Extremwetterereignissen (Hochwasser,
Starkregen, Diirre) erfordert.

Der Klimawandel und seine Auswirkungen auf den
Wasserhaushalt und die Gewisser betreffen potenziell
zahlreiche Anlieger und Nutzer von Gewassern. Hier
koénnen operationelle Dienste einen wichtigen Beitrag
flr eine rechtzeitige Anpassung an den Klimawandel
leisten. Zur Umsetzung der Deutschen Anpassungs-
strategie an den Klimawandel (DAS) im Bereich Klima
und Wasser ist eine aufeinander abgestimmte und
aufbauende Methodik zielfithrend, um Klimainde-
rungssignale und zukiinftig aktualisierte Klimaprog-
nosen Uber die Bereiche Hydrologie, Hydrodynamik,
Wasserglite, Morphodynamik und Schifffahrt im
FlieRgewisser-, Astuar- und Ozeanbereich in weiter
gehende nutzerorientierte Daten zu transformieren
und Bedarfstrager zu beraten.

Es ist notwendig, benachbarte Interessen und Diszipli-
nen, zum Beispiel bei naturschutzfachlichen und/oder
wasserbaulichen Planungen und Projekten, frihzeitig
zu informieren und in die Planung einzubinden. Nur
so kdnnen Synergien genutzt und die geforderte integ-
rierte Betrachtung von Gewissersystemen gewahrleis-
tet werden.

Zur Begleitung der Transformation der Wasserwirt-
schaft und vor allem fiir die Akzeptanz und den Erfolg
von Umsetzungsprozessen bieten sich regionale
Beteiligungsformate als Instrument an. Bei diesen
Beteiligungsformaten beraten deren Mitglieder (unter
anderem Landbesitzer, Wasserversorger, Kommu-
nen, relevante Verbande sowie die untere Wasser-,
Naturschutz-, Verkehrs- und Landwirtschafts- und
Fischereiverwaltung) gemeinsam und interdisziplinar
tber die notwendigen regionalen wasserwirtschaftli-
chen Aufgaben. Diese regionalen Beteiligungsformate
tragen ebenso wie eine mit wasserwirtschaftlichen
Aspekten und Fragen gestiarkte gesamtraumliche Pla-
nung zur Entwicklung einer transparenten, flexiblen
und nachhaltigen Bewirtschaftung von Wasserressour-
cen bei und dienen der friithzeitigen Vermeidung von
Nutzungskonflikten.

Bund, Linder und Kommunen prifen in ihren Zu-
stindigkeitsbereichen laufend die Passfahigkeit und
den Anpassungsbedarf der bestehenden Strukturen.
Um Orientierung fiir den Transformationsprozess in
der Wasserwirtschaft zu erhalten, ist daneben eine
unabhingige Evaluierung (Peer-Review) der wasser-
wirtschaftlichen Zustdndigkeits-, Zusammenarbeits-
und Entscheidungsstrukturen sinnvoll. Dies kénnte
in Form eines von Bund und Landern gemeinsam
beauftragten Forschungsvorhabens erfolgen.

Das WHG und weitere wasserrelevante Vorschriften
sollen Gberprift und erforderlichenfalls angepasst
werden, um den in der Wasserstrategie identifizierten
Herausforderungen (insbesondere Auswirkungen der
Klimakrise und Verlust der Biodiversitit) gerecht zu
werden. Das aktuelle Wasserrecht wird zudem dahin
gehend tiberpriift, ob die Regelungen den zukiinfti-
gen Herausforderungen und den Entwicklungen auf
Ebene der Européiischen Union, etwa dem Green Deal
und der Biodiversitétsstrategie 2030, entsprechen. In
diesem Zusammenhang soll méglichst eine Verbes-
serung der Kohdrenz zwischen verschiedenen recht-
lichen Vorgaben durch Anpassung der Rechtsakte fiir
alle relevanten Bereiche (national und auf EU-Ebene)
angestrebt werden, um Zielkonflikten bei der Umset-
zung vorzubeugen.




Die 6ffentliche Beschaffung soll zunehmend Produkte
erwerben und Dienstleistungen beauftragen, die mog-
lichst geringe Auswirkungen auf die Wasserressourcen
haben.

Um die notwendige Aufgabenerfiillung in allen wasser-
wirtschaftlichen Bereichen sicherzustellen, werden die
bestehenden organisatorischen und regulatorischen
Rahmenbedingungen einschlieflich der Finanzie-
rungsinstrumente, zum Beispiel GAK, hinsichtlich ihrer
Zukunftsfahigkeit evaluiert. Aktuelle und sich abzeich-
nende Finanzierungsliicken sind zu identifizieren und
Vorschlige fiir die zuktnftige ausreichende Sicherstel-
lung von wasserwirtschaftlichen Aufgaben zu entwi-
ckeln. Im Rahmen des Aktionsprogramms Nattrlicher
Klimaschutz des Bundesumweltministeriums soll ein
LBundesprogramm fir klimabezogene Maffnahmen in
der Wasserwirtschaft und die Gewasserentwicklung”
aufgelegt werden. Hiermit sollen die wasserwirtschaft-
lichen Voraussetzungen fiir Mafnahmen des nattrli-
chen Klimaschutzes verbessert, ein Beitrag zur Umset-
zung von EU-rechtlich erforderlichen Mafinahmen des
Gewadsserschutzes und der Gewdsserentwicklung sowie
von MaRnahmen der wasserwirtschaftlichen Anpas-
sung geleistet werden. Doppelférderungsstrukturen
miissen dabei auch aus Transparenz- und Effizienz-
griinden vermieden werden.
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I1. 8 Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver
vor stofflichen Eintrigen vom Land schiitzen

in der Arbeit der regionalen Meeresschutziiberein-

Basisinformationen

Laut SDG 14 der Agenda 2030 sollen Ozeane, Meere
und ihre Ressourcen im Sinne nachhaltiger Ent-
wicklung erhalten und nachhaltig genutzt werden.
Derzeit sind sie aber erheblich durch menschliche
Einfliisse belastet und gefahrdet.

Die in Nord- und Ostsee miindenden FlieRgewés-
ser sind ein Haupteintragspfad fir Nihrstoffe aus
diffusen Quellen (zum Beispiel Landwirtschaft)
und Punktquellen (zum Beispiel Kldranlagen) sowie
fiir Schadstoffe und Kunststoffabfille (einschlief-
lich Mikroplastik) aus Industrie, Gewerbe und
Haushalten.

Die Bundeslander und die Flussgebietsgemeinschaf-
ten erfassen die Nahr- und Schadstoffeintrige im
Rahmen eines regelmifigen Uberwachungspro-
gramms (Monitoring). Die erhobenen Daten werden

kommen und in den internationalen Flussgebiets-
kommissionen verwendet. Fir Kunststoffeintrage
liegt eine vergleichbare Uberwachung noch nicht vor.
Deutschland hat die ambitionierten Reduktions-
ziele fur flussbiirtige Néhrstoffeintriage in Hohe von
50 Prozent im Vergleich zu 1985 erfiillt, die von

den Internationalen Nordseeschutzkonferenzen der
Jahre 1987 und 1990 ausgingen und von HELCOM
fiir die Ostsee tibernommen wurden. Gleichwohl

ist der gute Zustand hinsichtlich Eutrophierung in
deutschen Meeresgewdssern langst nicht erreicht.
Deshalb wird mittels der Bewirtschaftungspline
der WRRL versucht, die Néhrstoffeintrige weiter zu
reduzieren. Im Vergleich der Zeitriume von 1983
bis 1987 sowie von 2012 bis 2014 verringerten sich
die Stickstoffeintrdge in die Oberflichengewisser
im deutschen Ostsee-Einzugsgebiet (Flussgebiete




Warnow/Peene, Schlei/Trave und Oder) um 65 Pro-
zent von 63.000 Tonnen pro Jahr auf 22.200 Tonnen
pro Jahr. Die Phosphoreintrige gingen in diesem
Zeitraum um 78 Prozent von 3.600 Tonnen pro Jahr
auf 800 Tonnen pro Jahr zuriick. Die Nahrstoffe-
intrage in die Oberflichengewdsser im deutschen
Nordsee-Einzugsgebiet (Flussgebiete Elbe, Weser,
Ems und Eider) verringerten sich im Vergleich der
Jahre 1983 bis 1987 und 2012 bis 2014 fiir Stickstoff
um iiber 50 Prozent von 804.038 Tonnen pro Jahr auf
353.400 Tonnen pro Jahr und fiir Phosphor um mehr
als 70 Prozent von 67.164 Tonnen pro Jahr auf 17.540
Tonnen pro Jahr.

Die neun Ostsee-Anrainerstaaten haben fiir die
Néhrstoffe Stickstoff und Phosphor die maximal
zuldssigen anthropogenen Eintrige in die Ostsee-
becken ermittelt, die nicht tiberschritten werden
diirfen, um den guten Zustand dieser Gewisser in
Bezug auf Eutrophierung zu erreichen, wobei diese
Begrenzung noch nicht automatisch zur Erreichung
eines guten Zustands fiihrt. Sie haben darauf auf-
bauend eine maximal erlaubte Eintragsobergrenze
in Tonnage/Jahr sowie ein zukiinftiges Reduktions-
ziel formuliert. Diese Zielberechnungen bertick-
sichtigen Eintrége tiber Fliisse, iiber die Luft und
uber Ferntransporte aus anderen Meeresgebieten
und kénnen bei Vorliegen neuer wissenschaftlicher
Erkenntnisse noch verschirft werden. Die Nordsee-
Anrainerstaaten arbeiten bei OSPAR an der Ablei-
tung dhnlicher Ziele.

Der neue Ostseeaktionsplan (2021-2030) der
HELCOM gibt die konkreten Ziele und die hierfiir
erforderlichen Mafnahmen in den Themenfeldern
Eutrophierung, Gefihrliche Stoffe (einschliellich
Meeresmiill), Schifffahrt (inklusive UW-Lirm) sowie
Biodiversitit, die fiir die Erreichung eines guten
Umweltzustandes erforderlich sind, fur alle Ostsee-
anrainerstaaten vor.

Die neue Umweltstrategie von OSPAR (North-East
Atlantic Environment Strategy, NEAES 2021-2030)
hat als strategisches Ziel, das Problem der Eutro-
phierung anzugehen durch die Limitierung des
Eintrags von Néhrstoffen und organischem Material
auf ein Maf, das keine negativen Auswirkungen

auf die Meeresumwelt zur Folge hat. Die konkreten
Mafinahmen zur Umsetzung dieses Ziels werden
derzeit erarbeitet.

Die Verordnung zum Schutz der Oberflichengewés-
ser (Oberflichengewisserverordnung, OGewV) legt
fiir Stickstoff am Ubergabepunkt limnisch-marin
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Konzentrationen von 2,8 Milligramm pro Liter
Gesamtstickstoff fir Nordseezufliisse und 2,6 Milli-
gramm pro Liter Gesamtstickstoff fiir Ostseezufliisse
als Grundlage fiir die Bewirtschaftung der Fluss-
gebietseinheiten fest. Es wird davon ausgegangen,
dass eine zuklinftige Einhaltung dieser Werte zur
Erreichung des guten Zustands der Meeresgewais-
ser in Bezug auf Eutrophierung fithren kann. Fiir
Phosphor liegen derzeit fliefigewisserspezifische
Orientierungswerte vor (0,10 bis 0,15 Milligramm
pro Liter Gesamtphosphat flir Ostseezufliisse und
0,10 bis 0,30 Milligramm pro Liter Gesamtphosphat
fur Nordseezufliisse).

Von 24 Ostseezufliissen in Deutschland erreichen
funf Fliisse den Bewirtschaftungszielwert fir
Gesamtstickstoff und drei Fliisse den flief3gewais-
serspezifischen Orientierungswert fiir Gesamtphos-
phor. Von den neun im Bewertungszeitraum 2015
bis 2019 betrachteten Nordseezufliissen erreicht
nur der Rhein den Zielwert fiir Gesamtstickstoff.
Den fliefigewisserspezifischen Orientierungswert
fir die Gesamtphosphorkonzentrationen erreichen
der Rhein, die Eider, Treene, Arlau, Miele und der
Bongsieler Kanal.

Fiir Schadstoffe, die tiber die Fliisse ins Meer einge-
tragen werden, liegen derzeit weder national noch
auf EU-Ebene konkrete Eintragsziel- oder -grenz-
werte fiir den Ubergabepunkt limnisch-marin vor.
Es fehlt an einer quantifizierten Abschiatzung, wel-
che Reduktionen und entsprechenden Mafinahmen
in den Flussgebieten erforderlich sind, um zu einem
guten Zustand der Meeresgewdsser beizutragen.

Die Eintrage von Cadmium, Blei und Quecksil-

ber iber die Nord- und Ostseezufliisse haben seit
den 1980er-Jahren stark abgenommen. So waren
beispielsweise fiir diese drei Schwermetalle die am-
bitionierten Reduktionsziele in Hohe von mindes-
tens 50 Prozent - spiter dann von 70 Prozent - im
Vergleich zu 1985 wichtige Treiber; diese Werte
wurden auf den Internationalen Nordseeschutzkon-
ferenzen im Jahr 1990 festgelegt und 1995 bestétigt;
diese Ziele wurden gleichzeitig auch bei HELCOM
fir die Ostsee aufgegriffen. Wahrend die Qualitats-
ziele in der Wasserphase nach EU-Wasserrahmen-
richtlinie fiir alle drei Stoffe eingehalten werden,

ist dies fiir die deutschen Meeresgewésser, wo sich
diese Stoffe in Sedimenten und in Meereslebewesen
anreichern, nicht der Fall. Somit ist der gute Zustand
hinsichtlich der Schadstoffeintrage in deutschen
Meeresgewissern bisher nicht erreicht.
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e Abfille im Meer bestehen zu drei Viertel aus
Kunststoffprodukten, die an Land produziert und
meist dort angewendet werden. Kunststoffprodukte
zerfallen in der Umwelt - teilweise tiber Jahrhun-
derte - in kleinste Teile und werden zu sekundirem
Mikroplastik, das sich in Sedimenten sowie in der
Wassersdule anreichert und schadliche Auswir-
kungen auf marine Biota hat. Auch zur konkreten
Nutzung gezielt produziertes, sogenanntes primares
Mikroplastik, das unter anderem als Beigabe zu
Reinigungsprodukten oder in der Medizin verwen-
det wird, gelangt iber die Fliisse ins Meer. Ein Grund
kann sein, dass es zum Beispiel von Klarwerken
nicht vollstindig zuriickgehalten wird oder dass es
auf dem Luftpfad aus Produktionsanlagen, beispiels-
weise als Pellets, direkt in Gewasser gelangt. Laut der
aktuellen Zustandsbewertung der deutschen Nord-
und Ostseegewisser gemiafR MSRL aus dem Jahr
2018 sind Kunststoffe (inklusive Mikroplastik) an der
Meeresoberflache, in der Wassersaule, den Sedimen-
ten und in Meereslebewesen zu finden.

e Diese bisherigen Reduzierungen aller beschriebenen
Eintrage waren aber bei Weitem nicht ausreichend,
um den guten Zustand der Meeresgewéasser gemaf}
den aktuellen Vorgaben von OSPAR, HELCOM,
der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL),
EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) und der
EU-FFH-Richtlinie zu erreichen. Zudem findet der
Eintrag von Stoffen weiter statt. Die von Deutsch-
land zur Umsetzung der MSRL gesetzten Umwelt-
ziele sehen daher vor, dass die Eintrage von Nahr-
stoffen, Schadstoffen und Abfall (Fokus: Kunststoffe)
insbesondere tber die Fliisse, aber auch die Atmo-
sphire weiter zu reduzieren sind.

Was sind die Herausforderungen?

Nord- und Ostsee stellen 6kologisch wertvolle und
sensible Bereiche dar und sind einem wachsenden
Nutzungsdruck ausgesetzt.

Zu den vielfaltigen Nutzungsformen gehéren zum
Beispiel verschiedene Formen der Energiegewinnung,
Abbau von Rohstoffen sowie die Schifffahrt, die Fische-
rei, der Wassersport und der Strandtourismus. Damit
verbundene BaumafRnahmen im Meer (zum Beispiel
Vertiefung des Meeresbodens) kénnen das Okosystem
ebenfalls bedeutend und dauerhaft beeintrachtigen.
Hinzu kommen fortdauernde Belastungen durch die

in der Vergangenheit durchaus tibliche Nutzung der
Meere als Senke fiir unterschiedliche Arten von Abfal-
len. Diese seeseitigen Belastungen werden durch die
zuklnftige nationale Meeresstrategie adressiert.

Die sich als Konsequenz aus land- und seeseitigen Nut-
zungen ergebenden Belastungen verhindern derzeit in
Nord- und Ostsee die Erreichung des guten Umweltzu-
stands, wie ihn die EU-Meeresstrategie-Rahmenricht-
linie (MSRL) vorgibt und fiir dessen Erreichung sich
Deutschland aktiv einsetzt.

Vision - Landseitiger Schutz
der Meere im Jahr 2050

Die vielfiltigen Belastungen von Nord- und Ostsee,
vor allem aus den Fliissen, sind auf ein geringfiigiges
Maf reduziert. Die Anforderungen der EU-Biodiver-
sitdtsstrategie 2030, der MSRL, WRRL und FFH-Richt-
linie sowie die Vorgaben von OSPAR und HELCOM fiir
einen guten Zustand der Meere sind erfllt.

Was ist dafiir zu tun?

In der kiinftigen nationalen Meeresstrategie wird es
auf ein land- und seeseitige Mafinahmen umfassen-
des abgestimmtes Vorgehen zum Schutz der Meere

in seiner Gesamtheit ankommen. Anforderungen des
Meeresschutzes miissen sektoreniibergreifend in ande-
re Politikbereiche integriert werden, sodass Schutz und
Nutzung in eine Balance kommen. Hierzu gehort die
Starkung des Bewusstseins fiir die Effekte der flussbiir-
tigen und atmosphérischen Eintrage auf die Meere und
die Ubernahme von Verantwortung fiir die Reduzie-
rung auch bei den Eintragsquellen im Binnenland.

Neben der Kooperation bedarf es eindeutiger Zielvor-
gaben und Zielwerte, die eine schrittweise Reduzierung
der stofflichen Eintridge vom Land in das Meer ermog-
lichen. Die bisher fiir Stickstoff festgelegten Zielwerte
am Ubergabepunkt limnisch-marin haben sich als gu-
tes Instrument erwiesen, um Umsetzung und Wirkung
von Mafinahmen im Binnenland zur Reduzierung von
Stickstoffeintrdgen und ihre Auswirkungen im Meer
bewerten zu kénnen. Zielwerte am Ubergabepunkt
limnisch-marin sollen auch fiir Gesamtphosphor und
ausgewdihlte Schadstoffe abgeleitet werden. Sie sollen
die Grundlage fiir die Ableitung landseitiger Minde-




rungsbedarfe bilden, um die Zielwerte zu erreichen und
entsprechende Maffnahmen in den Flussgebietseinhei-
ten ergreifen zu konnen. Hierzu ist ein transparenter
und partizipativer Prozess unter Beteiligung aller Bin-
nen- und Kistenlander vorgesehen. Ein Informations-
und Datenaustausch sowie eine Abstimmung von
Zielwerten in den internationalen Flussgebietskom-
missionen sowie zwischen diesen und den regionalen
Meeresschutzkommissionen ist ebenso anzustreben
wie eine harmonisierte Vorgehensweise auf EU-Ebene.
BMUV und UBA werden diese Arbeiten mit einem breit
angelegten Forschungsvorhaben unterstiitzen. Die in
dem Forschungsvorhaben ermittelten Zielwerte sollten
perspektivisch in die Oberflaichengewdsserverordnung
aufgenommen werden, um damit Vorgaben fiir die Be-
wirtschaftung der Fliisse im Sinne des Meeresschutzes
zu regeln. In gleicher Weise sind im Rahmen weiterer
Forschung Zielvorgaben fiir Kunststoffeintrige (inklu-
sive Mikroplastik) mit Blick auf die Meeresgewisser zu
entwickeln.

Im Zusammenhang mit dem Vertragsverletzungs-
verfahren zur Nitratrichtlinie wird ein Bund-Liander-
Monitoring zur Diingeverordnung unter anderem

zu den Phosphoreintrigen in Fliefgewisser auf- und
ausgebaut. Dieses sollte zugleich genutzt werden, um
die Phosphoreintrige in die Meere laufend zu ermit-
teln. Mit diesem Monitoring soll iiberpriift werden, ob
die Maftnahmen der Dingeverordnung wirken. Dies
bedingt auch einen deutlichen Ausbau der Messstellen
fr Phosphor.

Nationale Wasserstrategie

Die Eintrige aus und die Minderungsbedarfe in den
Oberliegerstaaten miissen mitbetrachtet werden. Die
Festlegung von Zielwerten am Ubergabepunkt lim-
nisch-marin sollte mittelfristig auf EU-Ebene fiir alle
Mitgliedstaaten geregelt werden; allein in Deutschland
geregelte Werte sind fiir andere Staaten nicht verbind-
lich. Die Eintrage in die Meere sind in den internati-
onalen Flussgebietskommissionen und den Meeres-
schutziibereinkommen intensiver zu diskutieren, um
eine moglichst einheitliche Herangehensweise aller
Staaten zu erreichen. Mit der aktuellen ,Zero Pollution
Ambition“ der EU im Kontext des Green Deals beste-
hen gute Chancen, die stofflichen Eintrage EU-weit zu
regulieren und zu reduzieren. Die EU-Biodiversitéts-
strategie ermdglicht eine sehr gute Flankierung dieser
Ambition.

Die fiir zwischen Stf- und Salzwasser wechselnde
Wanderfische wichtige Durchgéngigkeit der Fliefige-
wasser einschliefilich der diesbeziiglich relevanten,
dem Kistenschutz dienenden Bauwerke wird in II. 3
und II. 5 behandelt.




II. 9 Bewusstsein fiir die Ressource Wasser stirken

Basisinformationen

e 46 Prozent der Befragten in Deutschland sagen
aus, dass die Wasserqualitdt in Gewéssern (Wasser-
verschmutzung und Ausbau) ein ziemlich bis sehr
ernstes Problem darstellt.

e 70 Prozent wiinschen sich mehr Informationen
tiber die 6kologischen Folgen des Wasserverbrauchs
und halten ausreichende Informationen tiber den
Wasserverbrauch fiir die effektivste MaRnahme zur
Verringerung dieser Probleme.

e Der deutsche Wasserfulabdruck wird mafigeblich
durch die Giitererzeugung und den Import aus dem
Ausland bestimmt: Knapp 70 Prozent entfallen auf
die externe Wassernutzung.

e 62 Prozent der Befragten in Deutschland sagen aus,
dass fiir sie Verdnderungen der Okosysteme beson-
ders bedrohlich seien; 58 Prozent der Befragten ge-

ben an, dass die Klimakrise besonders bedrohlich sei.

e 85 Prozent der Menschen in Deutschland sind mit

dem Preis-Leistungs-Verhaltnis von Trinkwasser
zufrieden.

90 Prozent der Bevolkerung haben nach eigenen
Aussagen keinerlei Informationen zu den Bewirt-
schaftungspléanen fiir die Flussgebiete, die nach der
EU-Wasserrahmenrichtlinie regelmafiig erstellt
werden miissen.

2012/2013 sammelte die europaische Right2Water-
Initiative (offiziell bezeichnet als ,Wasser und
sanitdre Grundversorgung sind ein Menschenrecht!
Wasser ist ein 6ffentliches Gut und keine Han-
delsware!“) mehr als 1,6 Millionen Unterschriften
(davon mehr als 1,2 Millionen aus Deutschland),
damit die Versorgung mit Trinkwasser und die
Bewirtschaftung der Wasserressourcen nicht den
Binnenmarktregeln unterworfen und die Wasser-
wirtschaft von der Liberalisierungsagenda ausge-
schlossen werde.




Was sind die Herausforderungen?

Der nachhaltige Schutz der Wasserressourcen und
Gewisser sowie die zukunftsfeste Weiterentwicklung
und Umgestaltung der Wasserwirtschaft werden in
vielen Bereichen Verdnderungen notwendig machen.
Diese Veranderungsprozesse benotigen eine breite ge-
sellschaftliche Akzeptanz, die erarbeitet werden muss.

Die Gewdisserdkosysteme und wassergepragten
Okosysteme - Grundwasser, Quellen, Biche, Fliisse,
Seen, Meere, Teichlandschaften, Simpfe, Auen, Moore,
Wilder - erbringen eine Vielzahl von Leistungen fiir
Mensch und Gesellschaft. Sie sind zum Beispiel Nah-
erholungsrdume, Lebensraume fiir Flora und Fauna
und Senken fiir Kohlendioxid. Sie kénnen natiirlichen
Schutz vor Hochwasser bieten, tragen zur Verbesse-
rung der Wasserqualitit bei und bilden nicht zuletzt
die Grundlage fiir die Versorgung mit Wasser. Walder
haben eine besondere Bedeutung als Grundwasser-
speicher. Gewdsser und Wald tragen zur Regulierung
des Klimas bei (unter anderem Vorbeugung gegen
Uberhitzung der Stidte, stidtische Hitzeinseln).
Zudem sind Gewaisser auch Verkehrswege und fir

die Bewiasserung landwirtschaftlicher Kulturen und
die Nahrungsmittelproduktion notwendig.

Dieses Verstandnis setzt eine allgemeine Wertschit-
zung der natirlichen Funktionsweise des Wasser-
haushalts und der Bedeutung gesunder Gewésser fir
den Naturhaushalt, das menschliche Wohlbefinden,
die Gesundheit, die Erndhrung und die wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung insgesamt voraus. Die
Nutzung der oben genannten Okosystemleistungen
erscheint vielen als selbstverstdndlich.

Auch die Versorgung mit sauberem Trinkwasser

in ausreichender Menge und Qualitit und zu jeder
Tageszeit wird in Deutschland als fester Bestandteil
der Daseinsvorsorge und damit als selbstverstindlich
wahrgenommen. Zukiinftig gehort dazu auch die Ver-
sorgung mit Trinkwasser im 6ffentlichen Raum (zum
Beispiel mit Trinkwasserbrunnen). Vielen Menschen
sind aber die hinter diesen Nutzungen stehenden
nattrlichen Ressourcen und auch der mit der Bereit-
stellung von Trinkwasser verbundene Aufwand nicht
deutlich.
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Die Auswirkungen des eigenen Verhaltens und Kon-
sums auf Gewisserbelastungen - beispielsweise durch
die Verwendung von schadstoffhaltigen Produkten
(zum Beispiel Medikamenten, Pflanzenschutzmit-
teln, Reinigungsmitteln und Chemikalien, Bioziden,
behandelten Materialien) oder die unsachgeméfie
Entsorgung (zum Beispiel von Medikamenten tber
Toiletten) und die Inanspruchnahme der verfiig-
baren Wasserressourcen, etwa durch den Konsum
wasserintensiv hergestellter Giiter wie Textilien, sind
vielen Menschen grundsatzlich bewusst. Es fehlt aber
vielfach an transparenten Informationen tiber die
Hohe und die moglichen Auswirkungen des eigenen
Wasserverbrauchs und des Wasserverbrauchs, der
mit der Herstellung, Nutzung und Entsorgung von
Produkten verbunden ist, sowie tiber die sonstigen
nachteiligen Auswirkungen auf die Gewasser durch
die Verwendung von Produkten, wie etwa den Eintrag
von Stoffen. Oft fehlt ein alternatives Angebot an
Giitern, die wasserschonend produziert wurden, und
die entsprechenden Informationen. Ein nachhaltiger
Umgang mit Wasserressourcen muss angesichts eines
steigenden Nutzungsdrucks in allen Nutzungsberei-
chen gefoérdert werden - nicht zuletzt, um méglichen
Nutzungskonflikten vorzubeugen. Bei der Bereitstel-
lung entsprechender Informationen kommt neben
staatlichen Stellen auch der Wasserwirtschaft sowie
den Herstellern und Inverkehrbringern von Produk-
ten eine Verantwortung zu. Die mogliche Komplexitit
zur Berechnung dieser Informationen wird bertick-
sichtigt und transparent fiir die Verbraucherinnen
und Verbraucher dargestellt.

Der Wert des Wassers in seiner Gesamtheit muss im
gesellschaftlichen und politischen Bewusstsein pra-
senter werden. Es gilt, die Okosystemleistungen der
Ressource Wasser und der Gewésser — unter anderem
als Lebensraum - sowie die Leistungen der Trink-
wasserversorgung und der Abwasserentsorgung fir
die Gesellschaft transparent zu machen, in Wert zu
setzen und wertzuschitzen. Dabei kdnnen Synergien
zum Engagement Deutschlands in Entwicklungs- und
Schwellenldandern zur Erreichung des Nachhaltig-
keitsziels zu Wasser und Sanitirversorgung (SDG 6)
genutzt werden. Die Nationale Wasserstrategie soll
dazu beitragen, das Wissen iiber die Bedeutung von
Wasser in all seinen Facetten zu erh6hen und aktiv in
das Bewusstsein der Gesellschaft zu riicken, um die
notige Unterstiitzung fiir die erforderlichen Verande-
rungen in der Bewirtschaftung der Wasserressource
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zu erhalten. Dariiber hinaus sollen die Menschen auf
dieser Grundlage befihigt werden, sorgsam mit der
Ressource Wasser umzugehen und Entscheidungen
im Sinne der Nachhaltigkeit zu treffen.

Vision — Wasser ist wertvoll -
eine grofle Wertschatzung bis 2050

Der Wert des Wassers und seine Bedeutung sind als
offentliches Gut (unter anderem als Lebensmittel,
Lebensraum und Wirtschaftsfaktor) in allen Berei-
chen der Gesellschaft verankert. Das Recht aller auf
Wasser und der freie Zugang zu Wasser sind Bestand-
teile der Daseinsvorsorge auf allen Ebenen. Der Staat
sichert den Schutz des Wassers und ist verantwortlich
flr die hierfiir benotigte 6ffentliche Infrastruktur.

Das Wissen um den Wert von Wasser ist in allen
gesellschaftlichen Gruppen verankert und zeigt sich
in vielen Facetten des alltiglichen Lebens. Unterneh-
men identifizieren und bertcksichtigen bei der Her-
stellung von Waren und Dienstleistungen ihren Was-
serfufabdruck und ihre Wasserrisiken, weisen diese
aus und nehmen ihre Verantwortung wahr - auch in
den Produktionslandern aufierhalb Deutschlands.
Die Konsumierenden konnen dank entsprechender
Informationen den Wasserfuflabdruck bei ihrer Kauf-
entscheidung bertcksichtigen. Die Verbraucherinnen
und Verbraucher finden zu angemessenen Preisen
ein breites Angebot an regionalen und saisonalen
Lebensmitteln und Produkten, die umweltvertraglich
und wasserschonend hergestellt wurden, und legen
Wert auf ein solches Angebot. Produkte, die unter
Bedingungen erzeugt werden, die in wasserarmen
Gebieten zu einem hohen Wasserverbrauch fiithren,
werden wenig oder gar nicht konsumiert. Dadurch
wird die Umstellung wasserintensiver, nicht nach-
haltiger Produktionsweisen eingefordert oder diese
verlieren an Bedeutung. Der Einsatz von Produkten,
deren Bestandteile negative Auswirkungen auf die
Gewissertkologie haben, wird im Sinne der Nachhal-
tigkeit vermieden, generell erfolgt ein bewusster Um-
gang mit schadstoffhaltigen Produkten. Der Handel
als Schlisselsektor hat im Grofiteil seines Sortiments
gewisserschonend hergestellte Produkte im Angebot
und die Verbraucherinnen und Verbraucher kénnen
diese durch dargestellte Informationen zum 6kolo-
gischen Fuflabdruck, zum Beispiel im Rahmen von
Umweltkennzeichen, schnell identifizieren und aus-

wiahlen. Mehraufwendungen werden in den Kaufent-
scheidungen und tiber moéglicherweise hohere Preise
als gemeinsamer Beitrag zum Schutz der Gewisser
honoriert.

Die Verbraucherinnen und Verbraucher meiden
Freizeitaktivititen, die an wasserarmen Standorten
zu einem Uberméafligen Wasserverbrauch fiihren.
Sie sind Uber die Risiken von Extremereignissen, wie
Starkregen, Hochwasser und Trockenheit, aber auch
tber die Risiken des Konsums von Stagnationswasser
informiert und kdnnen eigenverantwortlich vorsor-
gende Mafinahmen ergreifen.

Zur Vermeidung und Lésung von Nutzungskon-
flikten ist ein Bewusstsein fiir die Notwendigkeit
einer ausgleichenden Bewirtschaftung der Wasser-
ressourcen bei den Nutzern, das heifft auch in der
Bevolkerung, gegeben. Die verschiedenen Nutzungs-
interessen, die Ziele der Gewasserentwicklung sowie
die Erfordernisse eines naturnahen Wasserhaushalts
sind fiir die Bevolkerung nachvollziehbar. Die daraus
resultierenden Entscheidungen sind transparent
dargestellt.

Was ist dafiir zu tun?

Es werden Bildungs-, Beratungs- und Informations-
angebote zur Wertschitzung von und zum Umgang
mit Wasser fiir Personen verschiedener Alters- und
Berufsgruppen geschaffen und mit neuen sowie mit
bereits vorhandenen Angeboten vernetzt. Da ein
grofier Teil der wasserwirtschaftlichen und gewés-
serschutzbezogenen Entscheidungen auf kommuna-
ler Ebene getroffen werden, sollen fiir kommunale
Entscheidungstriagerinnen und Entscheidungstrager
(in Politik und Verwaltung) freiwillige Schulungsan-
gebote etabliert werden, damit sie die Zusammen-
hinge der Wasserwirtschaft umfassend kennen- und
verstehen lernen.

Die mit Wasserthemen befassten Bundesbehorden
(unter anderem, Umweltbundesamt, Bundesamt fur
Naturschutz, Bundesanstalt fiir Gewasserkunde, Bun-
desanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung [BLE]
mit dem Bundesinformationszentrum Landwirtschaft
[BZL], Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe) werden ihre diesbeziiglichen Informa-
tions- und Bildungsangebote weiterentwickeln und




ausweiten. Wichtige Multiplikatoren sind aufierdem
Verbdnde aus den Bereichen Wasser, Natur- und Um-
weltschutz, Freizeit und Sport.

Ebenso ist die Schaffung und Vernetzung von Lern-
orten, an denen die Bedeutung von Wasser erfahrbar
wird sowie die Aus- und Weiterbildung moglich

ist (zum Beispiel Bildungs- und Ausstellungsstit-
ten zu Wasser-/Gewaisserthemen, Erlebnisorte an
Gewissern, Forschungs- und Demonstrationsfelder)
ein wichtiger Baustein. Damit verbunden wird die
Forderung der Wertschitzung fir die Leistungen
der Wasserwirtschaft im Bereich der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge.

Im Rahmen einer langjahrigen Bildungs- und Kom-
munikationsoffensive ,Wasser” (unter Einbindung
der schulischen Bildung) soll das Bewusstsein in der
Bevolkerung und spezifischen Berufsgruppen in den
folgenden Themen gestarkt werden:

e Kenntnisse Uiber wasserwirtschaftliche Infrastruk-
turen

e Kenntnisse tiber Stoffeintrage in die Gewasser und
deren Ursachen, zum Beispiel die falsche Entsor-
gung von Chemikalien und Arzneimitteln

e Gewdsser und wasserabhingige Biotope als Lebens-
raum, Steigerung der Lebens- und Erholungsqua-
litdt durch intakte Gewdasser und wassergepragte
Landschaften

e Wassernutzung, Gewdisser sowie Anpassung an
Folgen der Klimakrise und Klimaschutz

e Partizipationsmaoglichkeiten in der wasserwirt-
schaftlichen Planung

e Konzept des WasserfuRabdrucks und der Wasser-
risiken und ihre moégliche Berticksichtigung bei
der Herstellung, den globalen Lieferketten und
beim Konsum von Produkten (zum Beispiel im
Rahmen von entsprechenden Umweltkennzeichen,
die Kriterien {iber quantitative und qualitative
Auswirkungen des Produkts auf Wasserressourcen
beinhalten)

e Vorteile von saisonalen und regionalen Lebens-
mitteln, moglichst aus 6kologischer Erzeugung, fiir
den Gewésserschutz

e Eigenvorsorge an Gebduden bei Extremereignissen
(zum Beispiel Schutz vor Uberflutung bei Starkre-
gen, private Zisternen zur Gartenbewéisserung bei
Trockenheit)

e sorgsame Wassernutzung in Haus und Garten
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e Gesundheits- und Hygieneaspekte der Trinkwas-
sernutzung (zum Beispiel Vermeidung des Kon-
sums von Stagnationswasser)

e nachhaltiger, gewésserschonender Tourismus

e Sensibilisierung der Wirtschaft zum schonenden
Umgang mit Wasserressourcen und zur Wahrneh-
mung ihrer Verantwortung entlang ihrer Wert-
schopfungskette sowie Beachtung der Wasserrisiken

e Risikokommunikation/Starkung des Risikobe-
wusstseins und Vermittlung der Notwendigkeit
eines geeigneten und zielfithrenden Risiko- und
Krisenmanagements inklusive der Schaffung fach-
licher Methodenkompetenz

Diese Bildungs- und Kommunikationsinitiative soll auf
verschiedene Zielgruppen (priméir Kinder/Jugendliche,
Erwachsene, Fach- und Fiihrungskrifte der Wirtschaft
einschliefdlich der Land- und Forstwirtschaft, Gewer-
betreibende, Lehrkrifte und der allgemeinen und
beruflichen Bildung sowie sekundire Multiplikatoren
und Fachleute vor Ort) ausgerichtet werden. Ziel der
Kommunikationsmaffnahmen ist es, die gesellschaft-
liche Akzeptanz eines nachhaltigen Umgangs mit der
Ressource Wasser und den Gewéssern sowie die Wert-
schiatzung der wasserwirtschaftlichen Dienstleistungen
zu starken, einen Beitrag zur Risikokommunikation
(Uberflutung, Hochwasser, Diirre) zu leisten, die Figen-
vorsorge (Schutz vor Naturgefahren) zu unterstiitzen
und die Umweltbildung im Bereich des Gewésserschut-
zes zu fordern. Im Rahmen der Bildung fiir nachhal-
tige Entwicklung sollte der Themenkomplex Wasser
einschliefilich besonders wichtiger Teilaspekte, wie
beispielsweise das Konzept des Wasserfuflabdrucks,
gestiarkt werden.

Mit aktivierenden Beteiligungsprozessen, wie Inst-
rumenten der Biirgerwissenschaft (Citizen Science),
wird die Gesellschaft motiviert, sich mit Fragen rund
um das Wasser zu beschiftigen. Die Erfahrungen

der Naturschutz-, Angler- und naturvertriaglichen
Wasserverbiande im Bereich Citizen Science werden
genutzt.

Im inlandischen Produktionssektor werden Anreize
fiir eine wasser- und gewiasserschonende Produktion
geschaffen (zum Beispiel Giber einen Sustainable
Water Award). Private und kommunale Unterneh-
men sollen so auf freiwilliger Basis ihre globalen
Produktionsstandorte, Liefer- und Erzeugerketten
auf Nachhaltigkeitskriterien, ihren Wasserfufdab-
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druck und Wasserrisiken prifen sowie Ergebnisse

in Nachhaltigkeitsberichten offenlegen. Zudem
sollen sie im Rahmen ihrer Verantwortung Beitréige
zu einer effizienten Wassernutzung, zur Reduktion
von Schadstoffeintrigen und zur Vermeidung von
Nutzungskonflikten leisten. Verbraucherinnen und
Verbraucher werden anhand von Informationsan-
geboten oder Produktlabeln (zum Beispiel Textilien,
Arzneimittel, Reinigungsmittel) tiber die Bewertung
eines Produkts hinsichtlich wasser- und gewasserre-
levanter Kriterien, zum Beispiel Wasserfuflabdruck,
informiert. Im Rahmen der ,,Deutschen Sustainable
Finance-Strategie“ der Bundesregierung soll unter
anderem auch die Transparenz von Wasserrisiken
fir Investitionsentscheidungen verbessert werden.
Wenn Verbraucherinnen und Verbraucher bewusster
und mehr Produkte mit kleinem Wasserfufiabdruck
konsumieren, leisten sie einen wichtigen Beitrag, um
die Gewdsser zu schonen und den Wasserverbrauch
zu verringern. Berticksichtigt werden sollte der
Wasserverbrauch auch beim Verarbeitungsprozess.
Durch zielgruppengerechte Informationsangebote
und Mafinahmen sollten die Verbraucher in die Lage
versetzt werden, eine fundierte Kaufentscheidung zu
treffen.




I1. 10 Gemeinsam die globalen Wasserressourcen

nachhaltig schiitzen

Basisinformationen

e GemiR Prognosen der Vereinten Nationen wird die
Weltbevolkerung bis 2050 auf 9,7 Milliarden Men-
schen (und auf 10,9 Milliarden bis 2100) anwach-
sen. Gleichzeitig dndert sich auch die Lebensweise
vieler Menschen. Beides fiihrt zu einer gesteigerten
Nutzung von Wasserressourcen. Die Nachfrage nach
Wasser soll bis zum Jahr 2050 um 55 Prozent steigen.

e Bereits jetzt leben etwa zwei Milliarden Menschen
in Regionen mit hoher Wasserknappheit (SDG 6.4.2).
Expertinnen und Experten rechnen damit, dass
diese Zahl in den néchsten Jahrzehnten stark steigen
wird. Zugleich dndern sich Dargebot und Bedarf an
Wasser durch die Auswirkungen des Klimawandels.
Beispielsweise treten Niederschlige mit gednderter
Intensitat und Haufigkeit auf, Verdunstungsraten
erhohen sich bei steigender Temperatur, und fir

landwirtschaftliche Bewdsserung und Kithlung ftr
Industrie und Energieerzeugung werden zunehmen-
de Wasserbedarfe erwartet. Dariiber hinaus werden
laut Schiatzungen bis zum Jahr 2030 700 Millionen
Menschen weltweit durch extreme Wasserknappheit
aus ihrer Heimat vertrieben worden sein.

Im Jahr 2050 werden rund 70 Prozent der Weltbe-
volkerung in Stidten leben, deren Abwésser ohne
addquate Reinigung eine extreme Belastung fir
Grund- und Oberflichengewisser darstellen werden.
Nach Schitzungen der Vereinten Nationen gelangen
weltweit immer noch tiber 80 Prozent der Abwésser
ohne eine angemessene Behandlung in die Umwelt.
Laut SDG 6 der Agenda 2030 soll die Verfiigbarkeit
und die nachhaltige Bewirtschaftung der Wasserres-
sourcen und Sanitdrversorgung fiir alle Menschen
gewihrleistet werden. Neben Ziel 6 ist Ziel 13 mit
der Ergreifung von umgehenden Maffnahmen zur
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Bekampfung des Klimawandels und seiner Auswir-
kungen zu berticksichtigen, um Wassermanagement
und Wasserinfrastrukturen klimaresilient zu gestal-
ten, damit Klimaanpassung zu erméglichen und zur
Klimawandelminderung beizutragen.

Der nachhaltige Zugang zu Wasser-, Sanitar- und
Hygieneversorgung tragt mafigeblich dazu bei,
Menschen ein gesundes Leben zu ermoglichen, ihnen
Perspektiven und Handlungsoptionen zu er6ffnen
und ihre Teilhabe an der 6ffentlichen Daseinsvorsor-
ge zu gewahrleisten. Laut Erhebungen der Vereinten
Nationen hat derzeit jedoch noch jeder dritte Mensch
weltweit (rund zwei Milliarden Menschen) vor
allem in Lindern mit geringem Einkommen keinen
sicheren Zugang zu sauberem Trinkwasser, und etwa
die Halfte der Weltbevolkerung (rund 3,6 Milliarden
Menschen) lebt ohne addquate Sanitarversorgung.
UN-Water stellte Ende 2019 fest: ,,Das nachhaltige
Entwicklungsziel fiir Wasser (SDG 6) der Agenda 2030
wird nicht zu erreichen sein, wenn die Staatenge-
meinschaft und die UN-Organisationen ihre Anstren-
gungen nicht deutlich verstirken. Unter anderem ist
eine deutliche Verbesserung der Zusammenarbeit
unter den UN-Organisationen notwendig"

Die institutionellen Strukturen der Vereinten Natio-
nen zu Wasser sind stark zersplittert, die Aufgaben
und Verantwortlichkeiten im Bereich der Wasserpo-
litik und des Wassermanagements verteilen sich auf
32 VN-Organisationen, -Programme und -Fonds.
Seit 2011 benennt das Weltwirtschaftsforum jahrlich
die globale Wasserkrise als eines der groften Risiken
fr Wirtschaft, Umwelt und Frieden auf der Welt.
Der Produktivitatsverlust durch Erkrankungen, die
auf mangelhafte Wasser- und Sanitirversorgung
zuruckzufuhren sind, belduft sich in vielen Lindern
auf bis zu 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.
Zudem wird geschétzt, dass 78 Prozent der globa-
len Arbeitsplitze von Wasser abhingig sind, davon
ungefahr die Hilfte in hohem Mafe.

Der deutsche Wasserfufiabdruck wird mafigeblich
durch die Giitererzeugung und den Import aus dem
Ausland entlang globaler Wertschépfungsketten be-
stimmt: Knapp 70 Prozent entfallen auf die externe
Wassernutzung.

Laut SDG 15 ,Leben an Land“ der Agenda 2030 sind
unter anderem Siiflwasserokosysteme zu schiitzen,
zu renaturieren und nachhaltig zu nutzen. Wasser-
basierte Okosysteme bilden Hotspots der biolo-
gischen Vielfalt, wobei die Bestdnde von Siiflwasser-
arten seit 1970 besonders stark eingebrochen sind.

Was sind die Herausforderungen?

Der globale Wasserkreislauf ist ein geschlossenes
System, das Wasservorkommen auf der Erde bleibt

also insgesamt gleich. Allerdings steht nur ein ver-
schwindend geringer Anteil der globalen (Stf-)
Wasserressourcen (unter drei Prozent) als nutzbare
Stuflwasserressource fiir die Gewinnung von Trink-
wasser oder fiir andere Zwecke zur Verfiigung, und die
weltweite Verteilung ist sehr ungleichmaflig. Etwa ein
Drittel der Weltbevolkerung lebt in Kiistennihe, die
Bevolkerungsdichte ist in diesen Gebieten doppelt so
hoch wie im globalen Durchschnitt. Die vorhandenen
Sufiwasserressourcen sind hier aufgrund ihrer Ndhe
zum Meer von Versalzung bedroht. Ursachen dafiir
sind zum einen eine Ubernutzung der Grundwasserlei-
ter, sodass es zu Meerwasserintrusion kommen kann,
zum anderen fithren aber auch die durch den Klima-
wandel zunehmenden Extremwetterereignisse und der
Meeresspiegelanstieg zu Belastungen der kiistennahen
Grundwasservorkommen. Aufgrund der sektortiiber-
greifenden Bedeutung der Ressource Wasser ist ein in-
tegriertes, nachhaltiges Wassermanagement essenziell
flir eine nachhaltige Entwicklung sowie die weltweite
Armutsbekdmpfung. In der Landwirtschaft und Indus-
trie (einschlieRlich Energieproduktion) werden, wenn
sich nichts dndert, die Wasserbedarfe in den nachsten
Jahrzehnten durch Bevolkerungswachstum, die Folgen
der Klimakrise sowie zunehmende Elektrifizierung,

die Verdnderung von Lebensweisen und Konsumver-
halten und die damit einhergehende wirtschaftliche
Entwicklung stark zunehmen. Um Wassermanagement
nachhaltig zu gestalten, ist unter anderem die Transfor-
mation der Agrar- und Erndhrungssysteme essenziell.
Agrookologische Ansitze kdnnen helfen, natiirliche
Ressourcen weniger stark zu belasten und die Systeme
so nachhaltiger zu gestalten. Uber die Sektoren des
Wasser-Energie-Erndhrungs(WEF)-Nexus hinaus, spielt
Wasser auch fiir Gesundheit, Bildung, Geschlechter-
gerechtigkeit, nachhaltige Stadtentwicklung, gesunde
Okosysteme, Erhalt der Biodiversitit, aber auch Frieden
und Stabilitit eine entscheidende Rolle. Expertinnen
und Experten rechnen damit, dass die Zahl der Men-
schen, die in Regionen mit hoher Wasserknappheit
leben, in den nichsten Jahrzehnten auf ein Drittel der
Weltbevolkerung steigen wird. Dasselbe gilt fiir die
Zahl derer, die durch extreme Wasserknappheit aus
ihrer Heimat vertrieben werden. Oft wird aus Ober-
flachen- und Grundwasser langfristig zu viel Wasser
entnommen. Wasser kann Ursache von Konflikten in




und zwischen sozialen Gruppen und Staaten, aber auch
Mittel zur Verstdndigung und Kooperation sein.

Gleichzeitig werden die verfiigbaren Wasserressourcen
durch eine zunehmende Verschmutzung von Oberfla-
chen- und Grundwasser belastet, wodurch das nutzbare
Wasserdargebot eingeschriankt wird und der Aufwand
und die Kosten fiir die Bereitstellung von unbedenk-
lichem Trink- und Brauchwasser erhoht werden. Die
Verschlechterung des Zustands der Gewésser trifft
Entwicklungs- und Schwellenldnder besonders schwer.
Seit den 1990er-Jahren hat sich die Wasserverschmut-
zung in fast allen Fliissen in Afrika, Asien und Latein-
amerika erhoht.

Die genannten Belastungen von Wasserressourcen und
Gewissern drohen zunehmend Quelle von Konflikten
in und zwischen sozialen Gruppen und Staaten zu
werden, wobei mehr Verstindigung und Kooperation
zur Vermeidung und Lésung von Konflikten beitragen
konnten. Eine nachhaltige Nutzung von Wasserres-
sourcen und Wasserokosystemen ist Voraussetzung fiir
den Erhalt oder die Verbesserung der Lebensbedingun-
gen der Bevolkerung. Wasser in all seinen Facetten ist
zudem eine zentrale Komponente lebenswerter und
resilienter Stidte, die verstirkt in den Blick genommen
werden muss.

Bereits heute fehlen in den meisten Stadten und lind-
lichen Regionen adaquate Infrastrukturen, Betriebs-
und Finanzierungsmechanismen und Ressourcen, um
eine effiziente und nachhaltige Sanitir- und Hygie-
neversorgung sowie ein entsprechendes Wasser- und
Abwassermanagement sicherzustellen, damit Fikalien
und anderes Abwasser sicher verbracht, behandelt und
im besten Fall darin enthaltene Stoffe im Sinne der
Kreislaufwirtschaft wiederverwendet werden kénnen.
Die Wasserwirtschaft sieht sich vielerorts mit einem
Fachkriaftemangel konfrontiert, durch den Planungen
und Umsetzungsmaffnahmen verzogert werden. Eine
Verstirkung des Fachkraftemangels ist aufgrund vieler
Faktoren als gesichert anzunehmen. Als Beispiele sind
fehlende Nachwuchsgewinnung und -férderung sowie
unzureichend bedarfsorientierte Ausbildungscurricula
zu nennen. Dies gilt insbesondere fiir Frauen, die in
allen Bereichen der Wasserwirtschaft stark unterrepra-
sentiert sind, nicht zuletzt aufgrund tradierter Rollen-
bilder, mangelnder Bildung und Férderung sowie des
Fehlens eines angemessenen Arbeitsumfelds.
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Der Ausbau der Infrastrukturen hilt mit dem Tempo
des Bevolkerungswachstums und der zunehmenden
Urbanisierung vielerorts nicht Schritt. Weltweit gelan-
gen Fakalien und Abwisser immer noch iiberwiegend
ohne eine angemessene Behandlung in die Umwelt.
Daraus resultieren nicht nur ein schlechter Gewasser-
zustand, Gesundheitsgefahren und erhohte Emissionen
des Treibhausgases Methan, sondern es bleiben auch
wichtige im Fakalschlamm und Abwasser enthaltene
Ressourcen ungenutzt. Noch muss jeder dritte Mensch
weltweit verunreinigtes und damit gesundheitsgefahr-
dendes Wasser trinken, und etwa die Halfte der Welt-
bevolkerung lebt ohne addquate Sanitdrversorgung.
Besonders vulnerable Personen (zum Beispiel Kinder,
Frauen, Menschen mit Behinderungen, Minderheiten,
Arme, Personen in Fragilitits- und Krisenkontexten,
Einwohner lindlicher Rdume) sind tiberproportio-

nal stark betroffen. Qualitit und Verfiigbarkeit von
Wasserressourcen und der Zugang zu Trinkwasser,
Sanitdrversorgung und Hygiene stehen dabei in engem
Zusammenhang. In bewaffneten Konflikten wird Was-
serinfrastruktur wie Trinkwassersysteme, Klaranlagen,
Stauddmme und Bewisserungskanile zudem hiufig
zur Zielscheibe zur Ausiibung von Druck auf Zivil-
bevolkerung und Politik. Zur Erreichung der Ziele der
Agenda 2030 fiir Trinkwasser- und Sanitdrversorgung
(SGDs 6.1 und 6.2) muss die Fortschrittsrate bei der
Umsetzung vervierfacht, fiir eine nachhaltige Wasser-
wirtschaft (SDG 6.5) muss die aktuelle Fortschrittsrate
bis 2030 verdoppelt werden.

Aufgrund der globalen wirtschaftlichen Verflechtung
hangt der Wohlstand in Deutschland auch von der
Verfiigbarkeit und der Qualitdt von Wasserressourcen
in anderen Lindern der Welt ab. Gleichzeitig tragen
die Industriestaaten mit ihrem Wasserfufdabdruck,
also mit ihren Produktions- und Konsummustern
und ihrem Lebensstil, eine Mitverantwortung an der
weltweiten Ubernutzung von Wasserressourcen und
der Verschmutzung von Gewissern. Durch globale
Lieferketten werden diese Umweltauswirkungen oft
weit entfernt von Verbraucherinnen und Verbrauchern
und deren Aufmerksambkeit an Orten mit schwachem
Umweltrecht und unzureichender Umsetzung beste-
henden Rechts verursacht.

Nachhaltiges Wasserressourcenmanagement und
gesunde Gewaisser sind auch Voraussetzung fiir funk-
tionsfahige terrestrische und aquatische Okosysteme,
die ihrerseits zudem von hoher wirtschaftlicher Be-
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deutung sind. Der Wert der jahrlich von ihnen bereitge-
stellten Okosystemleistungen iibersteigt das jihrliche
globale Bruttosozialprodukt. So bieten Feuchtgebiete
die héchste Kohlenstoffspeicherfunktion aller Okosys-
temtypen. Dennoch sind gerade solche Okosysteme
und ihre Artenvielfalt quantitativ am starksten von
Schidigungen und Zerstérung betroffen (SDG Indika-
tor 6.6.1 und SDG 15.1.2). Intakte Wasserokosysteme
sind zudem eine wichtige Komponente der Vorbeu-
gung gegen Krankheiten im Sinne des One-Health-
Ansatzes. Dieser basiert auf dem Verstindnis, dass die
Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt eng mitein-
ander zusammenhingt, und setzt auf interdisziplinire
Zusammenarbeit und internationale Kooperation.

Die VN-Resolution 64/292 aus dem Jahr 2010 erkennt
den Zugang zu einwandfreiem und sauberem Trink-
wasser sowie zu Sanitirversorgung als eigenes Men-
schenrecht an. Im Jahr 2015 bestédtigte die VN-General-
versammlung (Resolution 70/169) die Menschenrechte
auf Wasser und Sanitarversorgung als zwei gesonderte
Rechte. Ebenfalls im Jahr 2015 verpflichteten sich die
193 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zu den
Zielen der Agenda, darunter SDG 6: Gewihrleistung der
Verfligbarkeit und des nachhaltigen Managements von
Wasser und Sanitirversorgung fiir alle.

Im Jahr 2017 verabschiedeten die Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen auf der dritten Versammlung des
Umweltprogramms (UNEP) eine Resolution fur den
Kampf gegen Wasserverschmutzung und den Schutz so-
wie die Wiederherstellung wasserbasierter Okosysteme.

Nach Analysen der Vereinten Nationen wird das SDG 6
der Agenda 2030 mit den jetzigen internationalen Be-
miihungen nicht zu erreichen sein. Auch das Entwick-
lungssystem der Vereinten Nationen kann bisher keinen
ausreichenden Beitrag zur Umkehrung dieser Prognose
leisten. Nach einem vom UN-Generalsekretir beauftrag-
ten Bericht aus dem Jahr 2017 wird der weit iiberwie-
gende Anteil des fiir Wasserthemen verfiigbaren Budgets
der Vereinten Nationen im Bereich der Not- und
Ubergangshilfe eingesetzt (UNICEF, UNOPS, UNRWA,
UNHCR), wobei dieser Bereich im Hinblick auf die welt-
weit hohen humanitiren Bedarfe dennoch weiter stark
unterfinanziert ist. Die den Vereinten Nationen zur Ver-
fligung stehenden Mittel zum Beispiel fir das integrierte
Wasserressourcenmanagement und die Verbesserung
der Wassernutzungseffizienz sowie fiir eine nachhaltige
Verbesserung des Zugangs zu Trinkwasser und Sanitir-

versorgung sind demgegentiber verschwindend gering.
Umso dringender ist es, die wasserbezogenen Herausfor-
derungen sektoriibergreifend anzugehen und vorhande-
ne Finanzmittel aus verschiedenen Bereichen gebtindelt
flir gemeinsame Losungen einzusetzen. Die Bundes-
regierung unterstiitzt die Arbeit von VN-Organisationen
im Wasserbereich, insbesondere auch in Krisen-, Flucht-
und Vertreibungskontexten. Dies geschieht vor allem
durch die Férderung von WASH-Vorhaben (Wasser,
Sanitirversorgung und Hygiene), aber auch durch die
Forderung von effizienter Wassernutzung in der Land-
wirtschaft, vor allem tiber UNICEF und WFP.

Die institutionelle Wasserlandschaft der Vereinten
Nationen ist zudem stark zersplittert, eine ibergeord-
nete Koordinierung und kohirente Ausrichtung auf

die Umsetzung der Ziele der Agenda 2030 findet nur in
Ansitzen statt. Der bestehende interne Koordinierungs-
mechanismus UN-Water verfiigt nur iiber ein schwaches
Mandat und kann nicht in die programmatische Aus-
richtung der einzelnen VN-Organisationen eingreifen.

Nachhaltiges Wassermanagement erfordert einen kon-
tinuierlichen Erkenntnisgewinn und die Bereitschaft,
aus Erfahrungen zu lernen. Das Verstindnis tiber die
komplexen Prozesse in Fluss-Grundwasser-Meer-
Systemen erfordert langfristig orientierte Strategien fir
die Erhebung von Daten (zum Beispiel zu Nihr- und
Schadstoffen, Hydrologie, Morphologie, Sedimenten,
Biodiversitit, Gewéssernutzungen), fiir deren wissen-
schaftliche Auswertung und Interpretation sowie fiir
den Transfer von Erkenntnissen in die Praxis. Ahnliches
gilt fir Daten zum Zugang zur Wasser-, Sanitar- und
Hygieneversorgung sowie zu deren Zustand, insbeson-
dere in Haushalten, Schulen und Gesundheitseinrich-
tungen. Dabei sind eine Kooperation und Vernetzung
zwischen Forschenden und Handelnden iiber nationale
Grenzen hinweg unverzichtbar.

Vision — Globale Wasserressourcen
im Jahr 2050

Die nachhaltige Verfiigbarkeit von Wasserressourcen
und die Qualitit von Oberflichen- und Grundwasser
sind weltweit verbessert.

Die Sicherheit von Wasserressourcen und der Schutz
von Grund- und Oberflichengewissern sowie von was-
serabhingigen Okosystemen sind gewihrleistet.




Der Schutz von Gewissern vor schidlichen Verun-
reinigungen und nachteiligen Verdnderungen sowie
vor Ubernutzung wie auch der Erhalt und die Wie-
derherstellung sowie das nachhaltige Management
von fiir den Wasserhaushalt und gesunde Gewasser
wesentlichen Okosystemen (zum Beispiel Wilder und
Feuchtgebiete) sind weltweit durch entsprechende
multilaterale, regionale und bilaterale Ubereinkom-
men sowie nationale Gesetzgebungen und effiziente
Strukturen zu deren Umsetzung gewahrleistet. Der
grenziiberschreitende und internationale Austausch
von Wasserdaten und -informationen wird weltweit
praktiziert und durch Vereinbarungen oder Beschliisse
abgesichert.

Die Grund- und Oberflichengewisser der Welt sind
nach Mafigabe international vergleichbarer Bewer-
tungsgrundlagen in einem guten Zustand. Wo dies
noch nicht der Fall ist, wurden die notwendigen poli-
tischen, institutionellen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen etabliert, um einen guten Zustand inner-
halb eines angemessenen Zeithorizonts zu erreichen.
Zur Feststellung des Zustandes werden notwendige
Datengrundlagen erhoben und zweckgemaf} verwaltet.
Messnetze und Beobachtungsprogramme, die wesentli-
che Parameter des nationalen und regionalen Wasser-
haushalts sowie des Gewisserzustands valide abbilden,
sind implementiert.

Wassermanagement, Wassernutzungen und Wasserin-
frastrukturen sind resilient gestaltet, unter anderem
durch sektoriibergreifende Zusammenarbeit und

eine verstirkte Umsetzung naturbasierter Losungen.
Beispielsweise greifen die wassernutzenden Sektoren
die Auswirkungen der Klimakrise vorausschauend auf
und reduzieren Klimafolgeschiden auf ein Minimum.
Die Méglichkeiten des Wassersektors zur Minderung
des Ausstofies von Treibhausgasen in die Atmosphére
werden umfassend genutzt. Durch vorausschauende
risikobasierte Planung sowie inklusives und integrier-
tes Wassermanagement wird zudem Vorsorge gegen
andere Risiken wie zum Beispiel Pandemien und
nicht klimabedingte Naturkatastrophen getroffen. Ein
nachhaltiges Wassermanagement trigt damit unter
anderem auch zur Umsetzung des Pariser Klimaab-
kommens, des Globalen Biodiversititsrahmenwerks
und des One-Health-Ansatzes bei. GemifR dem One-
Health-Ansatz wird die Gesundheit von Mensch, Tier
und Umwelt verkniipft adressiert.
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Die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen, die
die Klimakrise durch Verdnderungen der regionalen
Verfligbarkeit von Wasser sowie der Haufigkeit und
Intensitdt von Extremereignissen wie Diirren und
Uberflutungen entfaltet, und deren Bedeutung fiir
politische Konflikte und Migrationsbewegungen sind
besser verstanden. Sie werden bei der Entwicklung po-
litischer Strategien und Mafnahmen zur Vorbeugung
gegen inner- und zwischenstaatliche Konflikte sowie
zur Bewiltigung derer Folgen als wichtiger Faktor
bertiicksichtigt.

Die Zielsetzungen von SDG 6, SDG 14 und SDG 15
sowie die anderen wasserbezogenen Zielsetzungen
der Agenda 2030 sind umgesetzt, und ihre dauerhaf-
te Einhaltung ist gewéhrleistet, zum Beispiel durch
nachhaltige und faire Betriebs- und Finanzierungs-
mechanismen, integriertes und nachhaltiges Ressour-
cenmanagement und die Sicherung der Rechte lokaler
Bevolkerungen, vulnerabler Gruppen und Minderhei-
ten, wobei Ungleichheiten bei Zugang und Versorgung
abgebaut sind. Die umfassenden Querbeziige zwischen
Wasser und anderen Themen und Zielsetzungen wer-
den erkannt und ihrer zentralen Wichtigkeit entspre-
chend in sektoriellen Planungen berticksichtigt. Der
gesicherte Zugang zu Wasser-, Sanitédr- und Hygiene-
versorgung tragt mafigeblich dazu bei, Menschen ein
gesundes Leben zu ermoglichen, ihnen Perspektiven
und Handlungsoptionen zu er6ffnen und ihre Teilhabe
an der 6ffentlichen Daseinsvorsorge zu gewahrleisten.
Durch Ausbildung, Férderung und verbesserte Ar-
beitsbedingungen sind der Fachkriftemangel und die
Unterreprasentanz von Frauen beseitigt.

Die Belastung der Gewésser mit Schadstoffen und ihre
Ubernutzung ist deutlich zuriickgegangen, unter an-
derem durch die Reglementierung gewéasserrelevanter
Stoffe und ihrer Verwendung im Rahmen nationaler
Gesetzgebung und internationaler Ubereinkommen
sowie deren konsequenter Umsetzung. Dem sektor-
Ubergreifenden Charakter der Bewirtschaftung und
des Schutzes der Gewasser und Wasserressourcen wird
weltweit durch ein integriertes nachhaltiges Wasser-
management Rechnung getragen. Hierbei erfolgt eine
enge und effiziente Zusammenarbeit von Ministerien
und Fachbehorden aus den verschiedenen Politikbe-
reichen, der Wissenschaft, dem Privatsektor und der
Zivilgesellschaft auf regionaler, nationaler sowie loka-
ler Ebene. Mechanismen zum Umgang und Ausgleich
von Nutzungskonflikten sind etabliert. Regierungen,
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Unternehmen sowie Verbraucherinnen und Verbrau-
cher (insbesondere in Industriestaaten) berticksichtigen
in ihren wirtschaftlichen Entscheidungen den Wasser-
fuRabdruck und Wasserrisiken (physisch, regulatorisch
und reputativ) in Produktions- und Lieferketten. Dies
wird durch international vereinbarte Kriterien und
Standards sowie einzelstaatliche Transparenzregeln
und ein iber verpflichtende Vorgaben hinausgehendes
Engagement von Unternehmen unter anderem im
Water-Stewardship-Ansatz unterstiitzt. Lokal geeignete
und angepasste Mechanismen fir eine nachhaltige
Finanzierung der erforderlichen Investitionen in sowie
der Aufwinde fiir Instandhaltung und Betrieb grauer
und griiner Wasserinfrastrukturen, wasserbasierter
Dienstleistungen sowie der Bewirtschaftungs- und
Schutzmafinahmen von Wasserressourcen sind welt-
weit etabliert. Sie beriicksichtigen sowohl das Verur-
sacherprinzip als auch die besonderen Bedarfe und
Rechte vulnerabler Gruppen im Sinne des Leave-no-
one-behind-Prinzips. Dabei gewihrleistet die Umset-
zung effizienter Regulierungsmechanismen eine nach-
haltige und sozial gerechte Wassernutzung. Dies wird
durch faire und nachhaltige internationale Finanzie-
rungsmechanismen zur Unterstitzung von besonders
finanzschwachen Staaten bei der Gewihrleistung von
Versorgungssicherheit und Schutz der Wasserressour-
cen erganzt. Durch die Finanzierungsmechanismen
werden Mittel von Wassernutzern, des Privatsektors
und lokaler Finanzmérkte in das Wassermanagement
geleitet, um so den Bedarf an zusétzlichen Mitteln fiir
Bereitstellung und Betrieb notwendiger Infrastruk-
tur abdecken zu konnen. Bei der Ausgestaltung wird
auf Lenkungseffekte fiir eine effektive, effiziente und
gerechte Wassernutzung geachtet. Wo immer moglich
und sinnvoll, werden getitigte Finanzierungsfliisse
von Maftnahmen zur Kapazititsentwicklung (Ge-
winnung, Aus- und Weiterbildung von Fachkriften,
Organisationsentwicklung, Unterstiitzung der poli-
tischen Rahmenbedingungen wie Finanzierung und
Regulierung) begleitet, um Investitionen langfristig in
Wert zu setzen, zum Beispiel durch Betreiberpartner-
schaften zum Ausbau des Know-hows von Wasser- und
Abwasserunternehmen im nachhaltigen Betrieb von
Infrastruktur. Die multilateralen Strukturen zur Errei-
chung der Agenda 2030 und Bewiltigung zukiinftiger
Herausforderungen sind gestarkt.

Fir die Zusammenarbeit von Anrainerstaaten grenz-
Uberschreitender Gewésser bestehen — méglichst vol-
kerrechtlich vereinbarte — Strukturen und Regeln auf

der Grundlage des ,,Ubereinkommens iiber das Recht
der nicht schifffahrtlichen Nutzung internationaler
Wasserliufe® oder des ,Ubereinkommens zum Schutz
und zur Nutzung grenziiberschreitender Wasserlaufe
und internationaler Seen” Diese Strukturen verfiigen
uber entsprechende politische Mandate und ausrei-
chende Kapazititen.

Auf multilateraler Ebene werden Mechanismen der Zu-
sammenarbeit angewendet, die in der Lage sind, zeit-
nah, bedarfsorientiert und effizient auf internationale
wasser- und gewdsserpolitische Herausforderungen zu
reagieren und ihre Mitgliedstaaten so wirkungsvoll wie
moglich bei deren Uberwindung zu unterstiitzen.

Auf Ebene der Vereinten Nationen erfolgt eine effektive
und effiziente Koordinierung der (globalen, regionalen
und ldnderspezifischen) Interventionen der verschie-
denen im Wasserbereich téitigen Organisationen und
Programme. Die Organisationen und Programme
stimmen ihre Aufgabenbereiche miteinander ab,
arbeiten komplementir und ergénzen sich in ihren
Mafdnahmen. Klare Aufgabenbereiche werden definiert
und orientieren sich an den Zielsetzungen relevanter
multilateraler Ubereinkommen (zum Beispiel Agenda
2030, Pariser Klimaabkommen, Biodiversititskon-
vention, Sendai Framework, New Urban Agenda fiir
nachhaltige Stadtentwicklung). Auf Ebene der Verein-
ten Nationen ist ein zwischenstaatlicher Mechanismus
etabliert, durch den die Gesamtheit der Mitgliedstaaten
sich regelméafig mit einer umfassenden Bilanz der Um-
setzung der wasserbezogenen Ziele sowie des Beitrags
des VN-Systems hierzu befasst und politische Orientie-
rungen formuliert.

Was ist dafiir zu tun?

Um die Vision eines weltweit guten Gewésserzustands,
resilienter Wasserinfrastrukturen und -versorgungs-
leistungen sowie eines global nachhaltigen Umgangs
mit unseren Wasserressourcen zu verwirklichen,
braucht es holistische Ansitze und eine starke inter-
nationale Zusammenarbeit. Deutschland unterstiitzt
den Aufruf des Rats der EU, Liicken im Wassersektor,
einschlieflich bei der Finanzierung, der Governance
und dem Aufbau von Kapazititen, zu schliefden und
EU-Normen, Know-how, Erfahrungen und Ressourcen
gemeinsam zu nutzen. UN-Water hat fiir die wasser-
bezogenen Ziele der Agenda 2030 einen Rahmen zur




beschleunigten Umsetzung (SDG 6 Global Acceleration
Framework) vorgeschlagen, der eine Vereinheitlichung
der Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft
in fiinf Handlungsfeldern anstrebt. Diese sind: Daten
und Informationen, Kapazititsentwicklung, Inno-
vation, Governance auf allen Ebenen und Finanzie-
rung. Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben sich in
Schlussfolgerungen des Rates zur Unterstiitzung dieses
Rahmens durch Mafinahmen in den fiinf Handlungs-
feldern bekannt. Dieser Rahmen wird auch {iber 2030
hinaus relevant sein.

Die Verfiigbarkeit verlasslicher Daten zu Gewésserbe-
lastungen und zum Gewésserzustand, zu den Wechsel-
wirkungen zwischen Land- und Wassernutzung sowie
zu den Auswirkungen der Klimakrise ist eine Grund-
voraussetzung fiir zielgerichtete Entscheidungen und
Mafinahmen. Hierzu bedarf es entsprechender Kapazi-
taten zur Erhebung, zum Management und zur Analyse
relevanter Daten und einer Stirkung der Kooperation
internationaler Organisationen auf bi- und multila-
teraler Ebene unter Einbindung nationaler Behoérden
und Forschungseinrichtungen. Eine Zustandsbeschrei-
bung und Bewertung der globalen StiRwasserressour-
cen (inklusive Grund- und Bodenwasser) und -6ko-
systeme mit vergleichbaren Methoden und Kriterien
ist zu erarbeiten und regelmaflig fortzuschreiben. Die
Verfuigbarkeit adressatengerechter Datenprodukte und
evidenzbasierter (Klima-)Dienstleistungen sowie von
Frithwarnsystemen zur Entscheidungsunterstiitzung
fiir VN-Mitgliedstaaten ist zu verbessern. Multi-Stake-
holder-Initiativen wie die World Water Quality Alliance
sind hierfiir besonders geeignet. Ergdnzend sollten fir
Fluss-Grundwasser-Meer-Systeme im internationalen
Rahmen wissenschaftliche Untersuchungen mit Blick
auf ein integrales Management grofler Gewéssersyste-
me und zur Verbesserung des Schutzes der Wasserres-
sourcen und -6kosysteme durchgefiihrt werden, deren
Erkenntnisse in entwicklungs- und wasserbezogene
Strategien einfliefien. Auch die Datenlage zum Zugang
zur Versorgung in Haushalten, Schulen und Gesund-
heitseinrichtung muss weiter verbessert werden,
damit zielgerichtete evidenzinformierte Mafinahmen
moglich sind.

Entscheidungen iiber die Nutzung von Gewassern und
Wasserressourcen werden nicht allein in den fiir deren
Schutz und Bewirtschaftung zustdndigen Verwaltun-
gen und Gremien getroffen, sondern auch von Akteu-
ren in allen Sektoren, die Gewésser und Wasserres-
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sourcen nutzen (insbesondere Energie, Landwirtschaft,
Aquakultur, Industrie, Bergbau, Verkehr, Tourismus
und Stadtentwicklung). Auch Entscheidungen in an-
deren umweltpolitischen Bereichen (Luftreinhaltung,
Abfallmanagement, Klimaschutz, Anpassung an die
Klimakrise, Naturschutz) konnen Riickwirkungen auf
Gewisser und Wasserressourcen haben. Wasserpoliti-
sche Zielsetzungen lassen sich daher nur durch sektor-
und politikfeldibergreifende Zusammenarbeit und
Abstimmung auf nationaler, bilateraler, regionaler und
multilateraler Ebene erreichen. Es sind entsprechende
Mechanismen, Strukturen und rechtliche Grundlagen
zu schaffen, weiterzuentwickeln und zu starken. Dabei
ist darauf zu achten, dass diese menschenrechtsbasiert
und transparent sind, Beteiligung ermoglichen, die
Interessen und Bedarfe besonders vulnerabler Grup-
pen diskriminierungsfrei berticksichtigen, soziale
Aspekte beachten und kiinftigen Konflikten vorbeu-
gen. Deutschland kommt hier eine aktive Rolle in den
relevanten multilateralen Organisationen und Prozes-
sen zu. Bilaterale Kooperationen zu wasserrelevanten
Themen sollten daher immer auch die unterstiitzende
Beratung beim Aufbau und bei der Umsetzung effizien-
ter Regulierungs- und Governance-Systeme im Sinne
eines integrierten Wasserressourcenmanagements
beinhalten und auf bestehende Instrumente wie die
OECD Water Governance Initiative zurtickgreifen. Im
Rahmen des ,,One-Health-Ansatzes“ wird Deutschland
den Ausbau der Wasser-, Sanitir- und Hygieneversor-
gung (WASH) als Bestandteil der globalen Pandemie-
vorsorge weiter unterstiitzen und die Erndhrungssi-
cherheit mit nachhaltigen agrarékologischen Ansitzen
sowie Wissens- und Technologietransfer gerade im
Bereich kleinbduerlicher Agrarwirtschaft fordern.

Die Bundesregierung unterstiitzt neben der bilatera-
len Zusammenarbeit mit Partnerregierungen auch
die Arbeit von VN-Organisationen im Wasserbereich,
insbesondere auch in Krisen-, Flucht- und Vertrei-
bungskontexten. Dies geschieht in erster Linie durch
die Férderung von WASH-Vorhaben, aber auch durch
die Forderung von effizienter Wassernutzung in der
Landwirtschaft, vor allem tiber UNICEF und WFP.

Ergidnzend ist die Schaffung und Unterstiitzung von
grenziiberschreitenden Kooperationsmechanismen auf
Flussgebiets-, Seeeinzugsgebiets-, Aquifer- und/oder
auf regionaler Ebene zu unterstiitzen. Dies kann durch
die weitere Unterstiitzung von VN-Mitgliedstaaten
zum Beitritt zum und zur Umsetzung des Uberein-
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kommens iiber den Schutz und die Nutzung grenz-
Uberschreitender Wasserldufe und internationaler
Seen (Wasserkonvention) sowie durch die Starkung
der Kapazititen von mandatierten Organisationen
wie Flussgebietskommissionen erfolgen.

Synergien zwischen Treibhausgasminderung und
Anpassung an Folgen der Klimakrise beispielsweise
durch 6kosystembasierte Losungen, Wasserwiederver-
wendung oder Erh6hung der Wassernutzungseffizienz
in wassernutzenden Sektoren sind stirker zu nutzen.
Gleichzeitig sollten Trade-offs zwischen Klimaschutz-
und Klimaanpassungsmafnahmen minimiert werden.
Solche Entwicklungen sollten durch die Etablierung
gezielter Instrumente der Zusammenarbeit im Rahmen
multilateraler Mechanismen und Ubereinkommen,
durch die Bildung von sektoriibergreifenden Allianzen
und Initiativen flankiert und vorangetrieben werden.
Diese Aspekte werden bei Neuaufnahme und Aktua-
lisierung ambitionierter Klima- und Energiepartner-
schaften bertcksichtigt.

Partnerregierungen und lokale Betreiber von Was-
ser- und Abwasserbetrieben sollten bei Mafinahmen
zur Reduktion von Treibhausgasemissionen in der
Trinkwasserversorgung, der Sanitirversorgung sowie
im Abwassermanagement unterstiitzt werden. Dabei
geht es etwa um die Steigerung der Energieeffizienz,
die Optimierung der Betriebsfithrung von Wasser-
und Abwasserbetrieben sowie die Entwicklung und
Umsetzung einer entsprechenden zielgerichteten
Regulierung. Oft kdnnen dabei das Aufzeigen und Re-
alisieren zusatzlicher Vorteile wie Kosteneinsparungen
als Anreiz dienen. Die Umsetzung sowohl technischer
Innovationen als auch die Anwendung naturbasierter
Ansatze sowie traditionellen und indigenen Wissens
sind gezielt zu unterstiitzen.

Die Forderung des Ausbaus des urbanen und indus-
triellen Abwassermanagements in Schwellen- und
Entwicklungsldndern und die Unterstiitzung von
Partnerregierungen zur Anwendung bester verfiig-
barer Technologien und der Schaffung entsprechender
rechtlicher Rahmenbedingungen sind fortzufiihren
und zu verstirken. Der entsprechende Austausch zwi-
schen Akteuren aus Regierung, Wirtschaft und Wissen-
schaft zur praktischen Anwendung neuer Technologien
sowie zur Gestaltung geeigneter Governance- und
Managementstrukturen ist zu unterstiitzen.

In Zusammenarbeit mit den EU- und weiteren VN-
Mitgliedstaaten sind Entscheidungen zur Starkung der
multilateralen Mechanismen zur Erreichung der was-
serrelevanten Ziele der Agenda 2030 und zukinftiger
Zielsetzungen anzustreben. Zum einen ist auf verbes-
serte horizontale und vertikale Koordinierung zwi-
schen den mit Wasserthemen befassten Organisationen
und Programmen der Vereinten Nationen hinzuwir-
ken. Hierzu bedarf es eines starken Mandats fir einen
internen Koordinierungsmechanismus im VN-System,
der in der Lage ist, die Aktivititen und erzielten Wir-
kungen der Interventionen der verschiedenen Organi-
sationen und Programme in Ginze auszuwerten und
daraus Entscheidungsgrundlagen zu entwickeln. Zum
anderen ist eine groflere Kohirenz der Entscheidungen
der VN-Mitgliedstaaten in den Entscheidungsgremien
der verschiedenen Organisationen und Programmen
erforderlich, um bei der Festlegung von deren Zielen
und Arbeitsprogrammen eindeutige Abgrenzungen der
Aufgabenfelder zu gewiahrleisten. Voraussetzung hier-
fiir ist die Etablierung einer regelmiftigen Uberpriifung
und Bewertung der Fortschritte bei der Zielerreichung
und beim Beitrag des VN-Systems zum Beispiel durch
die Generalversammlung der Vereinten Nationen oder
in Form eines entsprechend mandatierten, regelma-
Rigen, hochrangigen Treffens der VN-Mitgliedstaaten.
Gemeinsam mit Partnerstaaten, zivilgesellschaftlichen
und anderen Nichtregierungsorganisationen muss
darauf hingearbeitet werden, wasserpolitische Zielset-
zungen in die Beratungs- und Entscheidungsprozesse
von multilateralen Ubereinkommen aus anderen
Politikbereichen einzubringen. Dies gilt vorrangig

fur multilaterale Umweltiibereinkommen, aber auch
fiir Ubereinkommen im Agrar-, Fischerei-, Energie-,
Bergbau- und Transportbereich. Dabei geht es um die
Vereinbarung international vergleichbarer Anforde-
rungen zur Reduzierung von Gewaisserbelastungen,
um die nachhaltige Nutzung von Wasserressourcen in
den entsprechenden Sektoren sowie um die Schaffung
von Transparenz beziiglich des Wasserfuflabdrucks von
Giitern und Dienstleistungen und der Wasserrisiken
entlang der jeweiligen Produktions- und Lieferketten.
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Aktionsprogramm Wasser

Die in der folgenden Ubersicht zusammengefassten
Vorschlage fiir Mafinahmen und Aktionen sollen der
Operationalisierung der Nationalen Wasserstrategie
dienen. Sie sind auf den Zeitraum bis 2030 fokussiert,
sind bereits teilweise in Vorbereitung und sollen iiber-
wiegend kurzfristig (bis 2025) begonnen werden. Die
Aktionen bauen teilweise aufeinander auf und werden
daher zum Teil erst in der zweiten Halfte des Jahr-
zehnts initiiert werden kénnen (mittel-/langfristig).
Die Vorschlige sprechen dabei explizit unterschied-
liche Akteursebenen (insbesondere Bund, Linder,
Kommunen) an. Fiir die Umsetzung dieser Vorschlige
sind daher weitere Abstimmungen und Verstandi-
gungen Uber die Priorititen, die Verantwortlichkeiten
und die jeweilige Finanzierung notwendig. Aktionen
in Verantwortung der Bundesministerien und Bun-

desoberbehorden sind im Rahmen der in den jeweili-
gen Einzelpldnen des Bundeshaushalts zur Verfiigung
stehenden finanziellen und personellen Ressourcen
umzusetzen. Die Vorschldge greifen unter anderem auf
Ideen aus dem Nationalen Wasserdialog und dem vom
BMUYV durchgefiihrten Biirger-Dialog Wasser zurtick.
Im Rahmen des Erstellungsprozesses der Nationalen
Wasserstrategie wurden zudem zahlreiche bestehende
Strategien mit Wasserbeziligen analysiert. Relevante
Aktionen fir die strategischen Themen der Nationalen
Wasserstrategie wurden inhaltlich ibernommen.
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III. 1 Den naturnahen Wasserhaushalt schiitzen, wiederherstellen und
dauerhaft sichern - Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeugen

Aktion 1: Prognosefahigkeit der Wasserhaushaltsanalysen verbessern > Beginn
kurzfristig

Die zustandigen Oberbehérden des Bundes werden ein gemeinsames Arbeitsprogramm fiir die Entwicklung eines
gemeinsamen integrierten Angebots von 6ffentlich zuganglichen Daten und Diensten vorlegen und umsetzen.
Ziel ist es, in Kooperation mit den Landern eine umfassende, flichendeckende prognostische wasserwirtschaft-
liche Bilanzierung aufzubauen, die sowohl regionale wie (iberregionale Analysen und die Ableitung geeigneter
tibergeordneter MaRnahmen zur Gewdhrleistung eines moglichst naturnahen, regionalen Wasserhaushalts — unter
Einbeziehung des Wasserbedarfs des Okosystems - erméglicht und Grundlagen fiir die Bewertung von Einzelvor-
haben bereitstellt. Dazu gehéren flichendeckende Wasserhaushaltsmodellierungen (einschlieRlich einer hydro-
geologischen Modellierung) sowie deren Verkniipfung mit klimatologischen Modellen als Basis fir mittel- bis
langfristig angelegte flachendeckende, regionale Wasserdargebots- und Wasserbedarfsanalysen. Dieses Arbeits-
programm wird auch durch geeignete FérdermaRnahmen des BMBF erganzt und unterstiitzt.

Verkniipfung:

Aktion 2 ,Niedrigwasserinformationssystem“

Aktion 3 , KenngroRen zu Niedrigwasser und Wassermangel“

Aktion 4 ,,Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring aufbauen®
Aktion 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt®

Aktion 2: Einrichtung eines Niedrigwasserinformationssystems (NIWIS) - Beginn
in Zusammenarbeit mit den Landern kurzfristig

Bei der Bundesanstalt fir Gewasserkunde (BfG) wird ein bundesweites, nutzergruppenspezifiziertes Niedrigwasser-
informationssystem (NIWIS) entwickelt, aufgebaut und dauerhaft betrieben. Damit wird der zunehmende Bedarf

an fundierten, aufbereiteten Daten, Informationen und Analysen fiir die Beurteilung und Bewirtschaftung von
Niedrigwasserereignissen adressiert. Das Daten-, Analyse- und Berichtssystem soll als zentraler, 6ffentlich zugang-
licher Daten- und Informationsknotenpunkt fiir Bund, Lander und andere Nutzer dienen und unter anderem Infor-
mationen fiir Planungsentscheidungen bereitstellen. NIWIS soll die in den Landern gegebenenfalls bereits existierenden
Plattformen und Portale ergédnzen und unterstiitzen, die sich durch regionale und lokale Randbedingungen verbunden
mit einer entsprechenden raumlichen Auflésung auszeichnen.

Verkniipfung:

Aktion 3, KenngroRen zu Niedrigwasser und Wassermangel“

Aktion 4 ,Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring aufbauen®
Aktion 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt®

Aktion 47 ,Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte“

Aktion 49 ,Linderiibergreifende Infrastrukturen“
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Aktion 3: Einheitliche Definition von KenngréRen zu Niedrigwasser und - Beginn
Wassermangel kurzfristig

In Zusammenarbeit von Bund und Landern soll eine bundesweit einheitliche Definition von Indikatoren und Parame-
tern zur Charakterisierung von Niedrigwasser, Trockenheit und Diirre erarbeitet werden. Dafir ist ein gemeinsames
Versténdnis Giber die Verwendung von Daten, Methoden und Standards (zum Beispiel Abstimmung von Klimaszenarien,
Projektionszeitrdumen, Schwellenwerten, Warnklassen) erforderlich. Einheitliche KenngréRen bieten eine notwendige
Grundlage zur Harmonisierung von Informations-, Prognose- und Warnsystemen. Unter Beriicksichtigung regionaler
Unterschiede kénnen die KenngréRen zur Ableitung von Kriterien oder Grenzwerten fiir die Einleitung von MaRnahmen
dienen.

Verkniipfung:

Aktion 2, Niedrigwasserinformationssystem*

Aktion 4 ,,Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring aufbauen®
Aktion 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt®
Aktion 47 ,Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte“

Aktion 49 ,Linderiibergreifende und iiberregionale Infrastrukturen®

Aktion 4: Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring aufbauen - Beginn
mittelfristig

Es wird gemeinsam mit den Landern ein reprasentatives, quantitatives Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring
der tatsachlich entnommenen Wassermengen entwickelt, das als Basis fiir ein risikoorientiertes Grundwasser-
management dienen soll.

Verkniipfung:

Aktion 57 ,Weiterentwicklung des Wasserrechts und wasserrelevanter Vorschriften in anderen Rechtsakten®

Aktion 5: Wasserregister und Abbau von Ausnahmen von der - Beginn
Erlaubnispflicht bei Grundwasserentnahmen kurzfristig

Weiterentwicklung der bestehenden WHG-Regelungen zum Wasserbuch zu einem umfassenden, transparenten
Wasserregister zur Registrierung aller genehmigten, beantragten und tatsachlichen Grundwasserentnahmen.

Die bisherigen Ausnahmen von der Erlaubnispflicht (§ 46 Absatz 1 WHG) und die Einfiihrung von Bagatellgrenzen
fur die Erlaubnispflicht werden gepriift.

Verkniipfung:

Aktion 57 ,Weiterentwicklung des Wasserrechts und wasserrelevanter Vorschriften in anderen Rechtsakten
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Aktion 6: Leitlinie fiir den Umgang mit Wasserknappheit entwickeln - Beginn
kurzfristig

Mit einer bundesweit abgestimmten Leitlinie, die gemeinsam mit den Landern und im Dialog mit den Interessen-
gruppen entwickelt wird, wird ein einheitlicher Orientierungsrahmen fiir lokale oder regionale Priorisierungsentschei-
dungen geschaffen, der insbesondere sicherstellen soll, dass jederzeit ausreichende, mdoglichst ortsnahe Ressourcen fiir
die Trinkwasserversorgung zur Verfiigung stehen. Ergédnzend werden Regeln und Kriterien fiir transparente Entschei-
dungen Uber gegebenenfalls erforderliche Nutzungspriorisierungen im Fall regionaler temporarer Wasserknappheit
und Bodentrockenheit erarbeitet. Die besondere Bedeutung der Versorgung der Bevolkerung mit Trinkwasser (Vorrang
der Trinkwasserversorgung) und anderer kritischer Bereiche der Daseinsvorsorge (zum Beispiel Lebensmittel- und
Gesundheitsversorgung) sowie die 6kologischen und 6konomischen Wasserbedarfe werden berticksichtigt.

In einem Forschungsvorhaben werden unter anderem erste Empfehlungen fiir den Beteiligungsprozess entwickelt.

Verkniipfung:

Aktion1 ,Prognosefihigkeit der Wasserhaushaltsanalysen verbessern®
Aktion 47 ,Bundesweite Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte“
Aktion 48 ,Strukturen der Partizipation und Mediation schaffen®

Aktion 54 ,Stirkung der Wasserwiederverwendung*

Aktion 7: Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt - Beginn
kurzfristig

Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt sind als Richtschnur und Zielsetzung fiir Umsetzungs-
strategien, zum Beispiel fiir regionale Wasserversorgungskonzepte, von Bedeutung. Um vergleichbare Aussagen in
allen Regionen Deutschlands zu erhalten, wird im Rahmen eines Projektes unter Beteiligung der Lander eine einheit-
liche Methodik fir die Erstellung von spezifischen Leitbildern des regionalen, naturnahen Wasserhaushalts entwickelt.
Diese soll Vorschlage fiir eine regionalspezifische Kategorisierung des naturnahen Wasserhaushaltes anhand unter-
schiedlicher Naturrdume enthalten, das Anforderungsprofil an regionale Leitbilder beschreiben sowie aufzeigen, welche
hydrogeologischen, hydrologischen und bodenbezogenen Daten und Modellierungen beriicksichtigt werden sollen.

Die Anwendungsfihigkeit und Ubertragbarkeit der Methodik werden durch Fallstudien getestet. Dabei wird ins-
besondere auf eine Einbindung von Niedrigwasseraspekten, wie einer méglichen Abmilderung von Niedrigwasser
durch einen naturnahen Wasserhaushalt, geachtet.

Verkniipfung:

Aktion1 ,Prognosefihigkeit der Wasserhaushaltsanalysen verbessern®

Aktion 8: Belange der 6ffentlichen Wasserversorgung und der Wasser- - Beginn
ressourcen-Bewirtschaftung im Planungsprozess starken kurzfristig

Um die Belange der 6ffentlichen Wasserversorgung und der Wasserressourcenbewirtschaftung bei der Landesentwicklung
und rdumlichen Planung, bei Ansiedlungsentscheidungen und Ausweisung von neuen Baugebieten angemessen beriick-
sichtigen zu kénnen, werden das Planungs-, Bau- und Wasserrecht auf Koharenz gepriift und gegebenenfalls angepasst.

Verkniipfung:
Aktion 9 ,Integrationsfahigkeit der wasserwirtschaftlichen Planung in die raumliche Gesamtplanung verbessern“
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Aktion 9: Integrationsfihigkeit der wasserwirtschaftlichen Planung - Beginn
in die raumliche Gesamtplanung verbessern kurzfristig

Um die Anschlussfihigkeit der wasserwirtschaftlichen Planungen an die raumliche Gesamtplanung (Raumordnungs-
planung und Bauleitplanung) und damit deren tatséchliche Durchsetzungsfahigkeit in der Abwagung aller raumlichen
Belange zu verbessern, werden die entsprechenden rechtlichen und wissenschaftlichen Grundlagen erarbeitet. Dabei
ist die Moglichkeit der Festlegung von Vorranggebieten fiir die Grundwasserneubildung und die zukiinftige Wasser-
versorgung (kiinftige Wasserschutzgebiete) mit in den Blick zu nehmen sowohl tiberirdisch als auch unterirdisch.

Verkniipfung:
Aktion 55 ,Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen fiir neue Energietrager gestalten”

Aktion 10: MaRBnahmen zur nachhaltigen Wassermengennutzung - Beginn
kurzfristig

Um einer Ubernutzung der verfiigbaren Wasserressourcen vorzubeugen, wird gemeinsam mit den Fachverbanden
und Forschungseinrichtungen gezielt nach technischen Losungen gesucht, um den Wasserverbrauch zu senken
(Demand Management). Die Forschungsergebnisse sollen genutzt werden, um unter anderem Standards fr eine
effiziente Wassernutzung nach dem Stand der Technik zu erarbeiten und die Produktion von wassersparenden
Produkten und Anwendungen zu erleichtern.

Verkniipfung:

Aktion 4 ,Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring®

Aktion 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt“

Aktion 16 ,Praktiker-Dialog Land- und Wasserwirtschaft

Aktion 17 ,Bundesweite Praxishilfe fiir gewdsserschonende Landnutzung*

Aktion 55 ,Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen fiir neue Energietrager gestalten

Aktion 11: Wasserentnahmeentgelte weiterentwickeln und bundesweit - Beginn
einfiihren kurzfristig

Es soll eine Weiterentwicklung von Wasserentnahmeentgelten (Harmonisierung und gegebenenfalls Bundesregelung)
geprift werden, deren Einnahmen zur Finanzierung von wasserwirtschaftlichen MaRnahmen zum Beispiel zur Ziel-
erreichung der WRRL genutzt werden sollen (Zweckbindung). Durch das Entgelt kann zudem eine Lenkungswirkung
hin zu einem bewussteren Umgang mit der Ressource Wasser erreicht werden. In einem Forschungsvorhaben sollen
Steuerungsmdéglichkeiten von ,,smarten® Wassertarifen fiir Brauch- und Trinkwasser untersucht werden.

Aktion 12: Verbesserung des Bodenschutzes, des Bodenwasserhaushalts - Beginn
und der Grundwasserneubildung kurzfristig

Das Bodenschutzgesetz wird evaluiert und an die Herausforderungen des Klimaschutzes, der Klimaanpassung
und den Erhalt der Biodiversitit angepasst. Dabei werden die unterschiedlichen Nutzungen berlicksichtigt. Dies
beinhaltet auch die Betrachtung der natirlichen Bodenfunktion im Hinblick auf den Bodenwasserhaushalt, den
Wasserriickhalt in der Flache und die Grundwasserneubildung.
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Aktion 13: Naturnahe Niederschlagswasserbewirtschaftung - Beginn
kurzfristig

Um dies zu erméglichen, soll eine Anderung des § 55 Absatz 2 WHG, der momentan der Versickerung keinen
Vorrang einraumt, ins Auge gefasst werden mit dem Ziel, der Versickerung den Vorrang zu geben, wo es sinnvoll,
verhaltnismaRig und umsetzbar ist. Bei der Versickerung soll die Schadstoffbelastung des Niederschlagswassers
zum Schutz des Grundwassers vor Verunreinigungen gemaR geltenden technischen Regelwerken (zum Beispiel
DWA-A 138, DWA-M 102 bis 104 und entsprechende DIN-Normen) beriicksichtigt werden. Dies dient der
Umsetzung der wassersensiblen Stadtentwicklung und kann bei Verringerung von Bacheinleitungen zudem
Hochwasserspitzen in kleinen Bachen vorbeugen.

Verkniipfung:
Aktion 19 ,Leitbild der wassersensiblen Stadt”

Aktion 14: Anforderungen an die Niederschlagswasserbeseitigung - Beginn
an Straflen kurzfristig

Die Anforderungen und MaRnahmen der Niederschlagswasserbeseitigung auf Verkehrswegen (zum Beispiel Richt-
linien RiStWag und RAS-Ew), insbesondere die Versickerung an griinen Seitenstreifen, sollen auf 6kologische Aspekte
und ihre aktuelle Umsetzung durch die zustandigen Behérden gepriift werden. Bei der Versickerung soll die Schad-
stoffbelastung des Niederschlagswassers zum Schutz des Grundwassers vor Verunreinigungen beriicksichtigt werden.
Dies dient der Vorbeugung der Grundwasser- und Oberflichengewdsserverschmutzung sowie zur Vermeidung

von moglicher Kontaminierung tieferer Bodenschichten. Weiter sollen durch rechtliche Rahmensetzungen die
Belastungen von Grund- und Oberflachengewassern durch Reifenabrieb und andere Kontaminationen durch den
Niederschlagswasserabfluss von StraRen weitgehend reduziert werden.

Aktion 15: Moorschutz stirken > Beginn
kurzfristig

Im Rahmen der Umsetzung der Bund-Lénder-Zielvereinbarung zum Moorschutz und der Nationalen Moor-
schutzstrategie soll fiir die umfangliche Wiederverndssung der Moorbéden gesorgt werden. Die fir Wieder-
verndssungsmalnahmen erforderliche Wasserverfiigbarkeit ist dabei von entscheidender Bedeutung. Der Ent-
wasserung dienende Infrastrukturen in Moorgebieten sind zuriickzubauen oder derart umzugestalten, dass
sie einen naturnahen Landschaftswasserhaushalt erméglichen und stabilisieren.

Verkniipfung:
Aktion 9 ,Integrationsfihigkeit wasserwirtschaftlicher Planungen®

Aktion 21 ,Flachen fiir Auenentwicklung und Gewisserentwicklungskorridore planerisch verankern®
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I11. 2 Gewisservertragliche und klimaangepasste Flichennutzung

im lindlichen und urbanen Raum realisieren

Aktion 16: Praktiker-Dialog Land- und Wasserwirtschaft - Beginn
kurzfristig

In einem von den zustandigen Bundesressorts gemeinsam initiierten Dialog von Land- und Wasserwirtschaft so-
wie Gewadsserschutz sollen unter Einbindung von bestehenden Netzwerken und Praktikern gemeinsame Leitbilder
flr eine gewdsservertragliche Landwirtschaft zum Schutz der Wasserressourcen auch vor dem Hintergrund der
Anpassung an die Klimakrise erarbeitet werden. Eine wassersparende und gewasserschonende landwirtschaftliche
Nutzung und Bewirtschaftung soll sich zudem an Standortfaktoren wie Bodenqualitat, Wasserversorgung, Relief
und Klima orientieren.

Verkniipfung:
Aktion 17 ,Praxishilfe fiir gewdsserschonende Landnutzung”
Aktion 66 ,,Bildungs- und Beratungsangebote fiir Land- und Forstwirtschaft”

Aktion 17: Bundesweite Praxishilfe fiir gewdsserschonende Landnutzung > Beginn
kurzfristig

Eine bundesweite Praxishilfe soll erstellt werden, die die gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen zu-
sammenfasst sowie praxiserprobte und klimaangepasste Bewirtschaftungsmethoden aufzeigt, die dem Ziel der
Sicherstellung einer gewassersensiblen und an natiirliche Grundwasserstdnde angepassten Landnutzung sowie
einer konsequenten Umsetzung rechtlicher Vorgaben dienen. Die Praxishilfe soll auch im Rahmen von Aus- und
Weiterbildung in der Landwirtschaft genutzt werden kdnnen. Die Praxishilfe soll gemeinsam mit dem Bundes-
informationszentrum Landwirtschaft (BZL) und dem Umweltbundesamt im Dialog von Fachleuten aus der Land-
und Wasserwirtschaft entstehen.

Verkniipfung:
Aktion 16 ,,Praktiker-Dialog Land- und Wasserwirtschaft“

Aktion 18: Bundeswaldgesetz um Wasseraspekte erganzen - Beginn
kurzfristig

Im Rahmen der vorgesehenen Novellierung des Bundeswaldgesetzes wird gepriift, inwieweit dort Wasseraspekte
in Bezug auf den Wald und die Waldbewirtschaftung aufgegriffen werden kénnen. Ziel ist es, den Beitrag des
Waldes und der Waldbewirtschaftung zum Erhalt und zur Verbesserung der Wasserspeicherfunktion und der
Wasserhaltekapazitat der Waldbdden, zur Minderung des Oberflichenabflusses von Niederschliagen und zur
Speisung des Bodenwasserspeichers/des Grundwassers zu starken. In diesem Kontext ist auch zu priifen,
inwieweit diese Ziele durch (6ffentliche und private) Anreize fiir wasserwirtschaftliche Okosystemleistungen

der Walder unterstiitzt werden kénnen.
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Aktion 19: Leitbild der ,,wassersensiblen Stadt“ weiterentwickeln und - Beginn
in Umsetzung bringen kurzfristig

Der Bund wird das Leitbild der ,,wassersensiblen Stadt“ in Zusammenarbeit mit den Lindern (hier LAWA) und
Verbadnden praxisnah und umsetzbar weiterentwickeln, um die verschiedenen disziplindren Perspektiven auf

das Thema zusammenzufiihren und den nachhaltigen Umgang mit Wasser in Stadten zu stérken (Betriebs- und
Regenwassernutzung, Versickerung, Verdunstung, Speicherung; Trockenheitsvorsorge sowie Umgang mit Stark-
regen). Hierbei sollen die Aspekte Gewisserokologie und Naturerleben sowie die Nutzung von Abwasserteil-
stromen fiir die wassersensible Stadt und die urbane Vegetation insbesondere in trockenen Regionen integriert
werden. Ebenso sollen wasserwirtschaftliche Belange und griin-blaue Infrastruktur als planungsleitender Belang
und gestaltendes Element bei Neu- und Umbauvorhaben gestarkt werden. Es ist beabsichtigt, das Leitbild der
wassersensiblen Stadt im Baugesetzbuch aufzugreifen.

Auf der Grundlage des Leitbilds wird der Bund in Zusammenarbeit mit den Landern und Verbanden MaRnahmen
ableiten, um rechtliche Regelungen zum Umgang mit Wasser weiterzuentwickeln (zum Beispiel durch einen
Anhang Niederschlagswasser in der AbwVO, den Vorrang einer dezentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung
in neu zu erschlieRenden Siedlungs- und Gewerbegebieten vor Ableitung in Kanalisationen, unter besonderer
Beriicksichtigung von Starkregenereignissen) und MaRnahmen der Uberflutungsvorsorge sowie Anpassungs-
moglichkeiten an Trockenheit und Hitze in Stadten zu erschlieRen. Unter vorrangiger Nutzung naturbasierter
Losungen sollen der Bedarf an technischen Ansatzen, die soziale Akzeptanz und mogliche Risiken fiir Umwelt und
Gesundheit dabei weiter geklart und Musterempfehlungen erarbeitet werden. Die unterschiedlichen Bereiche,
wie das kommunale Flachenmanagement, Bau- und Wasserrecht, Finanzierungs- und Haftungsfragen, sowie
bestehende technischen Regeln sollen zusammengefiihrt und Anpassungsbedarfe identifiziert werden.

Der Bund unterstlitzt Kommunen bei der Pravention und Bewiltigung von Starkregenereignissen und der An-
passung an den Klimawandel. Im Rahmen der Stadtebauférderung unterstiitzt der Bund zudem Kommunen, die
eine wassersensible Stadtentwicklung vorantreiben und MaRnahmen zur Pravention sowie zur Bewiltigung von
Starkregenereignissen und zur Anpassung an die Klimakrise beitragen.

Die Etablierung von kommunalen Beratungsstrukturen (zum Beispiel fir Klimaanpassung oder Regenwasseragen-
turen) soll geférdert werden. Solche Beratungsstellen sind die zentralen Service- und Anlaufstellen fiir Verwal-
tung, Wohnungsunternehmen, Immobilieneigentiimer, Planende sowie Biirgerinnen und Birger fiir Fragen rund
um ein dezentrales und nachhaltiges Regenwassermanagement.

Es ist geplant, aufbauend auf den Prozess zur Umsetzung des WeilRbuchs Stadtgriin, ein Aktionsprogramm zur
griin-blauen Infrastruktur zu erarbeiten und die MaRnahmen der Nationalen Wasserstrategie zur Umsetzung des
Leitbilds Wassersensible Stadtentwicklung hierin zu integrieren.

Verkniipfung:

Aktion 13 ,Naturnahe Niederschlagswasserbewirtschaftung®
Aktion 20 ,,Entsiegelungsprojekte starken®

Aktion 47 ,Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte“

Aktion 51 ,,Gefahren- und Risikokarten zum Schutz vor lokalen Uberflutungen“

Aktion 54 ,Starkung der Wasserwiederverwendung*
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Aktion 20: Versiegelung reduzieren - Entsiegelungsprojekte starken - Beginn
kurzfristig

In einem Dialogformat unter Einbeziehung relevanter Stakeholder (Lander, Kommunen, Wirtschaft, Landwirt-
schaft, Verbande und andere) soll geprift werden, wie Hemmnisse abgebaut und die bestehenden Gesetze und
Forderinstrumente gegebenenfalls so weiterentwickelt werden kdnnen, dass die Bodenversiegelung reduziert und
die Entsiegelung deutlich gesteigert werden kann.

Verkniipfung:

Aktion 13 ,Niederschlagsbewirtschaftung®

Aktion 19 ,Leitbild der wassersensiblen Stadt“

Aktion 51 ,Gefahren- und Risikokarten zum Schutz vor lokalen Uberflutungen®

Aktion 54 ,Stirkung der Wasserwiederverwendung”

I1I. 3 Nachhaltige Gewésserbewirtschaftung weiterentwickeln -
guten Zustand erreichen und sichern

Aktion 21: Flichenbedarfe fiir Auenentwicklung und Gewisserentwicklungs- - Beginn
korridore ermitteln und planerisch verankern kurz- bis
mittelfristig

Der Flachenbedarf fiir Auenentwicklung und Gewasserentwicklungskorridore ist von den zustdndigen Wasser-
wirtschafts- und Naturschutzverwaltungen unter fachlichen Gesichtspunkten sowie unter Beriicksichtigung eines
nachhaltigen Wassermengen- und Sedimentmanagements, der Anspriiche des Naturschutzes und der Wasser-
wirtschaft zu ermitteln.

Die mit dem Flichengewinn von Fliissen und Auen einhergehende Verbesserung der Okosystemleistungen sowie
die Auswirkungen auf bestehende und kiinftige Nutzungen werden beschrieben. Fiir eine vorsorgliche Standort-
sicherung fiir raumbedeutsame MalRnahmen der Gewasserentwicklung wird der Regionalplanung die notwen-
dige FlachengroRe der Korridore entlang der FlieRgewasser von der zustandigen Wasserwirtschaftsverwaltung
bekannt gemacht, um diese planerisch zu bericksichtigen.

Die Raumordnung und die wasserwirtschaftliche Planung sind besser aufeinander abzustimmen. Dies betrifft
sowohl inhaltliche als auch verfahrensrechtliche Anforderungen aufseiten der Raumordnung als auch der wasser-
wirtschaftlichen Planung. Der Bund wird ein Bund-Lander-Fachgesprach mit der Wasserwirtschaft und Raum-
planung initiieren, um auch mithilfe guter Beispiele die Moglichkeiten einer starkeren Zusammenarbeit beim
Schutz des Wasserhaushalts zu erértern. So kdnnen zum Beispiel Vorranggebiete fiir die Gewasserentwicklung in
die landesweiten Raumordnungsplane aufgenommen werden (ausgenommen an BundeswasserstraBen). Dieser
Ansatz soll zunichst in Planspielen/Pilotprojekten ndher untersucht werden. Auf Basis der noch zu
erarbeitenden Fachgrundlagen fir die Flaichenbedarfe sollen zudem die Chancen und Synergien einer umwelt-
politischen Etablierung eines Flachenziels fir die FlieRgewasser- und Auenentwicklung diskutiert werden.

Verkniipfung:

Aktion 9 ,Integrationsfihigkeit wasserwirtschaftlicher Planung*

Aktion 23 ,MafRnahmen zur Renaturierung, 6kologischen Aufwertung und Wiederanbindung von Auen“
Aktion 24 ,Blaues Band Deutschland starken®
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Aktion 22: Quantitatives Sedimentmanagement implementieren - Beginn
mittelfristig

Fir die Flussgebiete werden Sedimentmanagementplane aufgestellt, in denen neben der Sedimentqualitit auch
die Sedimentquantitat losungsorientiert adressiert wird. Ausgehend von hinreichenden Kenntnissen iiber den
flussgebietsbezogenen Sedimenthaushalt werden bedarfsbezogen MaRnahmen zur Verbesserung der Sediment-
durchgéangigkeit oder ErsatzmalRnahmen zur Begegnung der quantitativen Sedimentdefizite und ihrer Folgen, wie
Sohleintiefungen und Entkopplungen von Fluss und Aue, gepriift und konzipiert.

Aktion 23: MaRnahmen zur Renaturierung, Bewahrung, 6kologischen - Beginn
Aufwertung und Wiederanbindung von Auen kurzfristig

Die groRen Potenziale naturnaher FlieRgewasser und Auen zur Aufnahme und Speicherung von Kohlenstoff

aus der Luft sollen fiir den natirlichen Klimaschutz, zur Klimaanpassung und zur Sicherung der biologischen
Vielfalt genutzt werden. Wo immer es maglich ist, insbesondere auch in Schutzgebieten, sollen FlieRgewasser
und Auen naturnah bewahrt und/oder wiederhergestellt werden. Naturschutz, Klimaschutz und die Anpas-
sung an den Klimawandel (Hochwasserschutz) miissen dabei grundsatzlich gemeinsam betrachtet und bei der
MaRnahmenumsetzung, ebenso wie die bestehenden Nutzungen am Gewadsser wie zum Beispiel Schifffahrt und
Erholungsnutzung, beriicksichtigt werden. Insbesondere die Riickgewinnung von natirlichen Retentionsrdumen
und Nutzungsanderungen sind dabei von wesentlicher Bedeutung.

Verkniipfung:

Aktion 6 ,Leitlinien fiir den Umgang mit Wasserknappheit entwickeln“

Aktion 9 ,Integrationsfihigkeit wasserwirtschaftlicher Planungen”

Aktion 21 ,Flichen fiir Auenentwicklung und Gewasserentwicklungskorridore planerisch verankern®
Aktion 24 ,Blaues Band Deutschland stirken“

Aktion 24: ,Blaues Band Deutschland® starken - Beginn
kurzfristig

Zum Aufbau eines Biotopverbunds von nationaler Bedeutung entlang der Bundeswasserstralen und ihrer Auen
sollen die Aktivitdten im Rahmen des Bundesprogramms ,Blaues Band Deutschland* verstarkt und mit MaR3-
nahmen zum Gewadsserschutz verkniipft werden. Entlang von Uferzonen im Siedlungsbereich sollen Potenziale
und Herausforderungen der Integration von Freiraum- und Gewdsserentwicklung geprift werden. Es ist darauf
zu achten, dass dadurch Synergien mit den Biotopverbundplanungen des Naturschutzes und mit den Zielen der
FFH-Richtlinie fiir gewdsserabhangige Lebensraumtypen, Biotope und Arten erzielt werden.

Verkniipfung:

Aktion 21 ,Flichen fiir Auenentwicklung und Gewisserentwicklungskorridore planerisch verankern®

Aktion 23 ,MaRBnahmen zur Renaturierung, 6kologischen Aufwertung und Wiederanbindung von Auen*
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I11. 4 Risiken durch Stoffeintrige begrenzen

Aktion 25: Spurenstoffdialog fortfiihren und inhaltlich weiterentwickeln > Beginn
kurzfristig

Das 2021 gegriindete ,,Spurenstoffzentrum des Bundes“ beim Umweltbundesamt soll die Arbeiten des Spuren-
stoffdialogs (zum Beispiel Auswahl relevanter Stoffe, Identifizierung von ReduktionsmaRBnahmen entlang der
Wertschopfungs- und Verwendungskette, Bewusstseinsbildung und fachliche Prioritdtensetzung) weiter wis-
senschaftlich begleiten und die Stakeholder sowie das BMUV beraten. Der Spurenstoffdialog sollte die Ziele des
Null-Schadstoff-Aktionsplans beriicksichtigen. Der Spurenstoffdialog wird auch durch geeignete FérdermaRnah-
men des BMBF ergdnzt und unterstiitzt.

Verkniipfung:
Aktion 26 ,EU-Null-Schadstoff-Aktionsplan umsetzen“

Aktion 26: EU-Null-Schadstoff-Aktionsplan begleiten und umsetzen > Beginn
mittelfristig

Deutschland setzt sich auf EU-Ebene dafiir ein, dass die Umsetzung der europdischen Rahmenvorgaben an den
Gewisser- und Meeresschutz (WRRL, MSRL) mit emissions- und stoffbezogenen Regelungen (zum Beispiel Richt-
linie 2010/75/EU Uber Industrieemissionen, Kommunalabwasserrichtlinie 91/271/EWG, EU-Biozid-Verordnung
528/2012, Arzneimittelverordnung [EG] Nr. 726/2004, Pflanzenschutzmittelverordnung [EG] Nr. 1107/2009,
Verordnung [EG] Nr. 850/2004 (iber persistente organische Schadstoffe, REACH-Verordnung [EG] 1907/2006)
weiterentwickelt und die Voraussetzungen fir eine sektoriibergreifende kohdrente Umsetzung (zum Beispiel Prio-
risierung, Datenmanagement) verbessert werden.

Verkniipfung:
Aktion 25 ,,Spurenstoffdialog fortfiihren“

Aktion 27: Starkung des Chemikalienmanagements - Beschrinkung - Beginn
der Verwendung relevanter Schadstoffe auf noch zu definierende kurzfristig
essenzielle Anwendungen

Im Rahmen der Fortfiihrung und Weiterentwicklung des Spurenstoffdialogs wird eine Liste von Stoffen ent-
wickelt, die ein relevantes MaR der Gefahrdung tiberschreiten oder ein relevantes Risiko fir die Gewasser und die
Trinkwassergewinnung darstellen. Die Verwendung dieser Schadstoffe soll auf noch zu definierende essenzielle
Anwendungen beschrinkt werden, bei denen inakzeptable Risiken auszuschlieRen sind. Die Bundesregierung wird
sich fir entsprechende MaRnahmen auch auf EU-Ebene einsetzen.
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Aktion 28: Weitere Umweltqualititsnormen im Bereich der - Beginn
Wasserpolitik festschreiben kurzfristig

Deutschland wird sich fiir die Festlegung von Umweltqualitdtsnormen fiir weitere prioritare gefdhrliche Stoffe
(zum Beispiel Arzneimittelwirkstoffe) auf EU-Ebene einsetzen (Fortschreibung der Richtlinie iber Umwelt-
qualitdtsnormen im Bereich der Wasserpolitik).

Verkniipfung:
Aktion 26 ,EU-Null-Schadstoff-Aktionsplan umsetzen®

Aktion 29: Schwellenwert fiir Human- und Tierarzneimittel in der - Beginn
Grundwasserverordnung einfiihren mittelfristig

Fir Arzneimittel im Grundwasser soll ein Schwellenwert in die Grundwasserverordnung eingefiihrt werden. Das
Grundwasser wiirde dadurch regelméaRiger auf Arzneimittel untersucht, hohe Konzentrationen kénnten recht-
zeitig erkannt und Ursachen systematisch festgestellt und eingedammt werden.

Aktion 30: EU-Beschrinkung von Mikroplastikpartikeln in Kosmetika > Beginn
und Waschmitteln kurzfristig

Deutschland unterstiitzt eine européische Beschrankung von bewusst beigefiigten Mikroplastikpartikeln in
Kosmetika, Textilien und Waschmitteln.

Aktion 31: Sanierung schadstoffbelasteter Sedimente in den Gewdsser- - Beginn
systemen fordern kurz-* bis
mittelfristig**

Schadstoffbelastete Sedimente miissen gegen Remobilisierung gesichert oder in besonderen Fallen aus den
Gewissern entfernt und an Land deponiert/entsorgt werden, um daran mitzuwirken, die Gewasser als mog-
lichst naturnahe und klimaresiliente Okosysteme wiederherzustellen. Damit wird dazu beigetragen, den guten
6kologischen und chemischen Zustand der Gewasser gemal der WRRL zu erreichen und die Ziele der Meeres-
strategierahmenrichtlinie (MSRL) dadurch zu erlangen, dass der Eintrag von Schadstoffen aus Fliissen verringert
oder eingestellt wird. Die Belastung von Sedimenten durch weitere Schadstoffeintrage muss verringert oder
beendet werden. Dafiir miissen auch die engen Zusammenhange von Sedimenthaushalt und Sedimentqualitét in
und an Fliissen und Astuaren noch besser verstanden werden.

*In ihrer Wirkung tberregional bedeutsame MaRnahmen zur Sanierung der sedimentgebundenen Schadstoff-
belastung sind zu identifizieren und zu priorisieren. Dabei kann zum Beispiel auf vorliegenden Sedimentmanage-
mentkonzepten fiir Rhein und Elbe aufgebaut werden kann.

**Schadstoffbelastete Sedimente an den identifizierten, prioritaren Flussabschnitten sollen in Zusammenarbeit
von Bund (WSV) und Landern (im Rahmen der jeweiligen Zustindigkeiten) saniert werden.
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Aktion 32: Bundesweite Datenbank ,,Stoffe“ - Beginn
mittelfristig

Auf Basis von standardisierten Methoden zum Monitoring von Stoffen, Stoffgruppen unter Beriicksichtigung be-
stehender Datenbanken soll eine bundesweite Datenbank etabliert werden. Dabei sollen auch Nahrstoffe in den
relevanten Medien - einschlielich Klarschlamm und Abwasser - erfasst werden. Als Grundlage fir die Beurtei-
lung moglicher Stoffeintrage in das Grundwasser und méglicher MaRnahmen zum Schutz von Grundwasser und
Bdden sollen Daten zu den geohydraulischen und erosionsrelevanten Eigenschaften von Bodenschichten in einer
flaichendeckenden Datenbank verfligbar gemacht werden. Beide Datenbanken dienen dazu, eine bessere Wissens-
basis fiir Wissenschaft, Praxis und Offentlichkeit zu schaffen und den Vollzug zu unterstiitzen.

Verkniipfung:
Aktion 25 ,,Spurenstoffdialog fortfiihren“
Aktion 26 ,EU-Null-Schadstoff-Aktionsplan umsetzen“

Aktion 33: Schaffung eines Forschungs- und Demonstrationsfelds fiir > Beginn
stoffliche Eintragsrisiken in Gewasser mittelfristig

Die Einrichtung eines Frithwarnsystems soll im FeldmaRstab nach dem Vorbild des dinischen Systems (PLAP —
Pesticide Leaching Assessment Programme) gepriift werden. Dadurch werden wissenschaftlich fundierte und
unabhingige Daten iber das Umweltverhalten von Stoffen (Pestizide und andere Stoffgruppen) unter realen
Bedingungen im Feld erhoben. Diese Daten werden bei Stoffregelungen berlicksichtigt und tragen dazu bei,
moglichen Schaden sowie teuren SanierungsmalRnahmen vorzubeugen.

Aktion 34: BVT-Merkblitter zum Storfallrecht entwickeln - Beginn
mittelfristig

Zur Vermeidung von Schadstoffeintragen in Gewdsser durch Schadens- und Stérfalle (schwere Unfille) soll die
Anwendung der besten verfiigbaren Techniken erfolgen. Hierfiir sollen entsprechende BVT-Merkblétter oder
entsprechende Teile in BVT-Merkblattern, zum Beispiel zur Loschwasserriickhaltung, entwickelt werden.

Aktion 35: Entwicklung und Implementierung eines risikobasierten - Beginn
Ansatzes fiir die Einzugsgebiete von Entnahmestellen fiir kurzfristig
die Trinkwassergewinnung

Entsprechend der neuen EU-Trinkwasserrichtlinie wird ein vollstdandig risikobasierter Ansatz fir sicheres Trink-
wasser implementiert, um die Ressourcen fir die Trinkwassergewinnung zu schiitzen und den fiir die Gewinnung
von Trinkwasser erforderlichen Umfang der Aufbereitung zu verringern.

Auf der Basis einer Bewertung der Einzugsgebiete und der mdglichen Risiken fiir die Qualitdt des Trinkwassers
sind entsprechende MaRnahmen (Risikomanagement) zu entwickeln und anzuwenden. Dieser risikobasierte
Ansatz wird sich auf die gesamte Versorgungskette vom Einzugsgebiet Gber die Entnahme, Aufbereitung und
Speicherung bis zur Verteilung des Wassers erstrecken.
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Aktion 36: Vierte Reinigungsstufe - Beginn
kurzfristig

Mehr Kldranlagen sollen - wo erforderlich — mit einer vierten Reinigungsstufe unter Anwendung des hierfir im
Spurenstoffdialog entwickelten Orientierungsrahmens fiir die Prioritdtensetzung nachgeriistet werden. Zudem
sollte an bekannten Hotspots (zum Beispiel Krankenh&usern) eine standortspezifische Reinigung der Abwasser
geprift werden. Dazu missen den Landern und Kommunen ausreichende Finanzierungsinstrumente zur Verfii-
gung stehen. Hierzu soll auch eine EU-Regelung zur Herstellerverantwortung angestrebt werden. Ziel ist eine
faire Kostenverteilung.

Verkniipfung:

Aktion 37 ,Herstellerverantwortung regeln®

Aktion 37: Herstellerverantwortung regeln - Beginn
kurzfristig

Nationale, europdische und internationale Hersteller oder Inverkehrbringer von Stoffen oder Produkten auf dem
deutschen Markt, die zu einer Gewasserbelastung fiihren, sollen im Rahmen einer erweiterten Herstellerver-
antwortung, die Anreize fiir MaRnahmen zur Reduzierung der Belastung durch Spurenstoffe und Schadstoffe
entlang der gesamten Wertschopfungskette setzt, verstarkt zur Vermeidung und Beseitigung der Substanzen und
der dadurch ausgeldsten Schaden in den Gewdssern beitragen. Mégliche Instrumente sind die Durchsetzung der
~besten verfiigbaren Technik®, Ausschluss bestimmter Anwendungen, Riicknahme- und Beseitigungspflichten so-
wie Beitrage der Hersteller und Inverkehrbringer zur anteiligen Finanzierung von MaRnahmen. Aus Griinden der
Effektivitat sowie zur Vermeidung von Standortnachteilen wird ein entsprechender Ansatz auf EU-Ebene verfolgt.

Aktion 38: Wirkung der MaBnahmen der Diingeverordnung zur Umsetzung - Beginn
der Nitratrichtlinie auf der Grundlage eines Wirkungsmonitorings kurzfristig
iiberpriifen und gegebenenfalls weiterentwickeln

Die MaRnahmen der Diingeverordnung zur Umsetzung der Nitratrichtlinie sollen im Rahmen eines bundesweit
aufzubauenden flaichendeckenden Monitorings auf ihre Wirksamkeit gepriift werden. Dies wird durch ein digitales
Herkunftssystem Nahrstoffe unterstiitzt. Die rechtlichen Voraussetzungen werden durch eine Anderung des Diin-
gegesetzes und die Einflihrung einer Monitoringverordnung geschaffen. In Abhéngigkeit von den Ergebnissen des
Monitorings sind ergdnzende MalRnahmen zu priifen.

Aktion 39: Anpassung der Tierbestinde an die zur Verfiigung > Beginn
stehende Flache kurzfristig

Die Tierhalterinnen und Tierhalter sollen dabei unterstiitzt werden, die landwirtschaftliche Tierhaltung tier- und
umweltgerechter zu machen. Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Tierbestdnde orientiert sich an der Flache
und wird in Einklang mit den Zielen des Klima-, Natur-, Gewasser- und Emissionsschutzes gebracht.
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Aktion 40: Mikrobielle Gesundheitsgefahren erkennen (Pandemievorsorge) - Beginn
kurzfristig

Durch den Aufbau eines Abwassermonitorings sollen Gesundheitsgefahren durch humanpathogene Viren (wie
SARS-CoV-2) fiir die Bevélkerung friihzeitig detektiert werden. Fiir SARS-CoV-2 ist in dem nach dem neuen
Infektionsschutzgesetz eingerichteten Pandemieradar bereits ein Indikator ,Viruslast im Abwasser” implemen-
tiert. Eine mogliche Ausweitung auf weitere Pathogene und antimikrobielle Resistenzen sowie Schadstoffe ist im
Rahmen der abwasserbasierten Epidemiologie zu priifen.

I1I. 5 Wasserinfrastrukturen klimaangepasst weiterentwickeln -
vor Extremereignissen schiitzen und Versorgung gewédhrleisten

Aktion 41: Entwicklung von bundesweit einheitlichen konzeptionellen - Beginn
Leitlinien fiir die kiinftige Ausgestaltung von Wasserinfrastrukturen  mittelfristig

Es werden bundesweit einheitliche konzeptionelle Leitlinien entwickelt, um die Verwaltungen und Infrastruk-
turbetreiber bei der langfristigen sektoreniibergreifenden Infrastrukturgestaltung zu unterstiitzen. Die Leitlinien
geben Hinweise zur Beriicksichtigung von Klimaresilienz, Ressourcenschonung, Sektorenkopplung und Multi-
funktionalitat bei der Gestaltung von Infrastrukturen (differenziert nach wasserwirtschaftlichen Infrastruktur-
bereichen) unter Beriicksichtigung eines integrierten risikobasierten Ansatzes. Sie bieten Orientierung fir die
Forderung der Multifunktionalitdt (zum Beispiel Entsiegelung, Anpassung an die Klimakrise, Naherholung) und
Widerstandsfahigkeit zukiinftiger Investitionen, wobei so weit wie moglich naturbasierten Lésungen der Vorrang
einzurdumen ist. Die Leitlinien sollen auch Handreichungen fiir Variantenuntersuchungen umfassen und Praxis-
beispiele enthalten.

Im Sinne der effizienten Mittelverwendung sollen diese Leitlinien Hinweise fiir die Ausrichtung von bestehenden
und/oder neuen Férderprogrammen sowie der Investitionsplanung geben.

Verkniipfung:

Aktion 13 ,Naturnahe Niederschlagsbewirtschaftung“

Aktion 14 ,Anforderung an die Niederschlagswasserbeseitigung an StraRen”
Aktion 19 ,,Leitbild der wassersensiblen Stadt*

Aktion 44 ,Regelwerke klimafit machen“

Aktion 42: Entwicklung von Klimaanpassungszielen fiir - Beginn
Wasserinfrastrukturen kurzfristig

Es werden messbare, das heillt qualitativ oder quantitativ Gberprifbare Klimaanpassungsziele fiir Wasserinfra-
strukturen als Beitrag zur Weiterentwicklung der DAS identifiziert und hinsichtlich Aussagekraft, Einsetzbarkeit
und Datenverfligbarkeit gepriift.

Verkniipfung:

Aktion 44 ,Regelwerke klimafit machen”
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Aktion 43: Identifikation und Bewertung potenzieller Synergien des - Beginn
Hoch- und Niedrigwasserrisikomanagements insbesondere mittelfristig
mit Blick auf Speichermanagement

Unter Berlicksichtigung der Auswirkungen der Klimakrise, eines sich verandernden Niederschlagsregimes, aber
auch sich verandernder Abflussverhiltnisse und -geschehnisse sollen in Kooperation mit den Landern und betrof-
fenen Fachverbdnden Synergien zwischen Hoch- und Niedrigwasserrisikomanagement insbesondere mit Blick auf
Speichermanagement untersucht und Lésungsansatze entwickelt werden. Bei Bedarf kann dies zu einer Ent-
wicklung von Leitlinien, die auch Kriterien fiir eine Prioritdtensetzung von konkurrierenden Nutzungen enthalten
kénnen, zur Talsperren-Steuerung fiihren, auch in Bezug auf Mindestwasserfiihrung. Es sollen grundsatzliche An-
passungsmoglichkeiten (zum Beispiel baulicher oder steuerungstechnischer Art) sowohl fiir bestehende Speicher
als auch fiir neue Speicher betrachtet werden.

Verkniipfung:

Aktion 41 ,Entwicklung von bundesweit einheitlichen konzeptionellen Leitlinien fiir die kiinftige
Ausgestaltung von Wasserinfrastrukturen®

Aktion 42 ,Entwicklung von Klimaanpassungszielen fiir Wasserinfrastrukturen®
Aktion 44 ,Regelwerke klimafit machen“

Aktion 44: Wasserwirtschaftliche (technische) Regelwerke klimafit machen - Beginn
kurzfristig

Die Auswirkungen der Klimakrise und eine klimaangepasste Gestaltung von Wasserinfrastrukturen werden in beste-
henden untergesetzlichen Regelwerken, Normen, Richtlinien und Vorschriften, zum Beispiel fiir Regenriickhalterau-
me, Versickerungsanlagen, baulichen Hochwasserschutz, Talsperren, unter anderem beriicksichtigt. Die Gremien und
Verbande im Wassersektor werden die Standards und technischen Regeln im Rahmen regulirer Uberarbeitungszyklen
Uberprifen und an die Erfordernisse der Klimakrise anpassen sowie transparent die Relevanz der einzelnen Normen
fur die Klimaanpassung kommunizieren, zum Beispiel die Klimakennung der DWA-Merkbltter.

Verkniipfung:

Aktion 41 ,Entwicklung von bundesweit einheitlichen konzeptionellen Leitlinien fiir die kiinftige Ausgestaltung
von Wasserinfrastrukturen

Aktion 57 ,Weiterentwicklung des Wasserrechts und wasserrelevanter Vorschriften in anderen Rechtsakten

Aktion 45: Sicherheitsstandards in der Wasserwirtschaft weiterentwickeln - Beginn
und etablieren kurzfristig

Die bestehenden Sicherheitsstandards der IT-Sicherheit und der physischen Sicherheit von Anlagen in der Wasser-
wirtschaft werden kontinuierlich fortgeschrieben. Damit stellt die Wasserwirtschaft sicher, dass die (IT-)Infrastruktur
der Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung wirksam gegen Manipulationen und Sabotage geschiitzt ist.

Die Abhdngigkeit des sicheren Betriebs von Abwasserbehandlungs- und Wasseraufbereitungsanlagen fiir die Trink-
wasserversorgung von krisenanfilligen Lieferketten fiir notwendige Betriebsmittel ist zu vermindern. Die Ausweitung
der Anwendung im Bereich der IT-Sicherheit nach der Kritis-Verordnung des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Infor-
mationstechnik auf mittelgroRe Versorger als kritische Infrastruktur (KRITIS) ist anzustreben.
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Aktion 46: Wasserkraft gewdsserschonend gestalten - Beginn
kurzfristig

Der Betrieb von Wasserkraftanlagen tragt dazu bei, dass die Bewirtschaftungsziele nach der Wasserrahmenrichtlinie
in Deutschland noch nicht erreicht werden. Gemeinsam mit den Landern werden mégliche MaRnahmen im Bereich
der Wasserkraft geprift, die zur Verbesserung der gewasserokologischen Situation an FlieBgewassern in Deutschland
insbesondere im Hinblick auf die Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie beitragen. Besonderes Augenmerk
gilt dabei der 6kologischen Durchgéngigkeit fir Organismen und Sedimente, einschlieRlich des Fischschutzes. Dazu
gehoren unter anderem Schritte zur konsequenten Durchsetzung der gesetzlichen Anforderungen (§§ 33 ff. WHG) -
insbesondere bei vorhandenen Wasserkraftnutzungen - im Vollzug sowie zum Riickbau von Anlagen. Einen Anreiz
zur Umsetzung von MalRnahmen kdnnten Landesférdermittel fir die 6kologische Sanierung und den Riickbau von
Wasserkraftanlagen haben, die auch an Private vergeben werden kénnen.

Aktion 47: Bundesweit einheitliche Leitlinien fiir regionale - Beginn
Wasserversorgungskonzepte erstellen kurzfristig

Es soll eine bundesweit einheitliche Rahmenkonzeption gemeinsam mit den Landern entwickelt werden, um die Lan-
der bei der Erarbeitung von flichendeckenden regionalen Wasserversorgungskonzepten auf Landes- oder Einzugsge-
bietsebene zu unterstiitzen. Diese Wasserversorgungskonzepte sollen die Nutzung lokaler Wasserressourcen (Grund-
und Oberflichenwasser) nachhaltig gestalten, deren Ubernutzung verhindern und unter Beteiligung von Stakeholdern
aus der Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Getranke- und Lebensmittelproduktion, Industrie
sowie Natur- und Umweltschutzverbinden erarbeitet werden. Sie bilden die Grundlage fir die Planung tiberdrtlicher
grauer und griiner Wasserversorgungsinfrastrukturen (Wasserriickhalt, Grundwasserneubildung, Vernetzung von
Versorgungsgebieten, Fernwasserversorgungen, Speicher). Dabei werden auch alternative Wasserressourcen wie
Betriebs- und Regenwasser sowie verbrauchs- oder bedarfsreduzierende Mallnahmen gepriift.

Die Wasserversorgungskonzepte stellen die Verbindungen zu anderen regionalen oder landesweiten Planungen, wie
zum Beispiel fiir den Umgang mit 6kologischem Mindestabfluss und Niedrigwasser, transparent dar. In Wasserver-
sorgungskonzepten werden kiinftige Entwicklungen des Wasserdargebots und der Wasserbedarfe gegeniibergestellt
sowie zum Beispiel die demografischen Veranderungen und die Klimafolgen fir die regionale Wasserbewirtschaftung
sowie die Uiberregionalen Schnittstellen beriicksichtigt. Die Wasserversorgungskonzepte betrachten unterschiedliche
Szenarien und berticksichtigen Situationen von anhaltender Diirre und Wasserknappheit. Die Konzepte betrach-

ten auch Synergiepotenziale mit der Energieversorgung (gemeinsame Nutzung von Speicherinfrastrukturen) sowie
Auswirkungen auf den Abfluss von Oberflaichengewassern und Moglichkeiten der Wasserwiederverwendung. Die
Schaffung einer rechtlichen Verpflichtung zur Erstellung von Wasserversorgungskonzepten wird gepriift.

Verkniipfung:

Baut auf Aktion 1 ,,Prognosefihigkeit der Wasserhaushaltsanalysen” auf.
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Aktion 48: Strukturen der Partizipation und Mediation schaffen - - Beginn
Empfehlungen zur regionalen Wasserverteilung nutzen kurzfristig

Die Schaffung von Strukturen der Partizipation und Mediation (zum Beispiel Wasserbeirate) wird geprift, die unter
Beteiligung aller zustandigen Behdrden (Kommune, Land, Bund) die Umsetzung der nationalen Vorgaben zur Wasser-
nutzung begleiten, regionale Wasserverteilungen empfehlen und sich vor allem fiir die Akzeptanz und den Erfolg die-
ser Vorgaben einsetzen und damit zur Beschleunigung von Verfahren beitragen. Diesen Beteiligungsformen kommt
die Aufgabe zu, auf einen Ausgleich zwischen den wasserwirtschaftlichen Interessen einschlielich der Trinkwasser-
versorgung und den Belangen der Land- und Forstwirtschaft, der Industrie, der Grundstiickseigentiimer, der Fischerei
und Aquakultur, der Binnenschifffahrt, der Erholungsnutzung (Wassersport) und des Naturschutzes hinzuwirken. Die
durch die Beteiligung erarbeiteten Empfehlungen flieRen in die Aufstellung von regionalen Wassernutzungskonzep-
ten ein und unterstiitzen bei der Erstellung und Festsetzung von Regional-, Flachennutzungs- und Bebauungsplanen
sowie von Wasserschutzgebieten und Bewirtschaftungsauflagen zum Schutz der 6rtlichen Wasserressourcen. Diese
Beteiligungsformen sollen ausdricklich vorgeschrieben und in den Landeswassergesetzen verankert werden.

Zusatzlich werden in einem Forschungsvorhaben die bereits vorliegenden Erfahrungen mit regionalen Beteiligungs-
strukturen analysiert und durch Fallstudien in von Trockenheit und Nutzungskonflikten betroffenen Gebieten ergénzt,
um Erfolgsfaktoren und Erwartungen an regionale Beteiligungsformen zu identifizieren.

Verkniipfung:

Aktion 47 ,Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte“

Aktion 49: Landeriibergreifende und iiberregionale Infrastrukturen - Beginn
mittelfristig

Auf der Basis der Wassernutzungskonzepte werden Bedarfe fiir landeriibergreifende und tiberregionale Infrastruk-
turen bundesweit ermittelt. Danach kann gepriift werden, ob die erforderlichen Flachen fiir landerliibergreifende und
Uberregionale Infrastrukturen — wie etwa Fernwasserleitungskorridore — in den Landesplanen und in einem Bundes-
raumordnungsplan aufgenommen werden kénnen.

Verkniipfung:
Setzt Aktion 47 , Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte“ voraus.

Unterstiitzung durch Aktion 1 ,,Prognosefihigkeit der Wasserhaushaltsanalysen“

Aktion 50: Hochwasser- und Kiistenschutz nachhaltig stirken und - Beginn
zukunftsfahig gestalten mittelfristig

a) Das Nationale Hochwasserschutzprogramm (NHWSP) - inklusive Deichriickverlegungen zur Riickgewinnung
naturlicher Retentionsraume (zum Beispiel Auen) — wird weiterentwickelt und seine Finanzierung zukunftsfahig
gestaltet.

Die praventiv und tGberregional wirksamen Hochwasserschutzmafnahmen des NHWSP bediirfen aufgrund ihrer
GroRe und Komplexitat langer Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungszeitraume. Fir eine erfolgreiche, ziigige
Umsetzung der MaRnahmen bedarf es daher einer langfristigen Finanzierungssicherheit und es ist eine bedarfs-
gerechte Finanzausstattung erforderlich.

Aus dem NHWSP kénnen sich Synergien mit dem Naturschutz und auch mit den Handlungsoptionen zur Anpassung
an die Klimakrise, die auch im Rahmen der Deutschen Anpassungsstrategie verankert sind, ergeben.
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Aktion 50: Fortsetzung

b) Mit dem steigenden Meeresspiegel und den damit entsprechend héher ausfallenden Wasserstanden bei Sturm-
fluten sind die deutschen Kiistenregionen einem erhéhten Uberschwemmungsrisiko ausgesetzt. Um die stark
erhéhten hydrologischen Belastungen abfedern zu kdnnen, sind die Schutzdeiche an der Kiiste entsprechend so zu
verstarken, dass sie zukiinftig als sogenannte Klimadeiche? den Herausforderungen gerecht werden. Weiterhin sind
auch zukiinftig innovative Deichkonzepte sowie MaRnahmen zur Wasserbewirtschaftung im Hinterland weiterzuent-
wickeln. Neben den unverzichtbaren technischen KiistenschutzmaRnahmen sollen in Zukunft verstarkt naturbasierte
Lésungen (zum Beispiel Renaturierung von Kiistenlebensraumen, Einsatz von Ufervegetation oder Sandnehrungen)
zur Anwendung kommen. Das gilt auch fir den langfristigen Schutz der Halligwarften als Kultur- und Naturraum.
Geeignete 6kosystembasierte Ansédtze zur Anpassung an die Klimakrise werden vor allem dazu beitragen, dass sich
die Kiistenregionen nachhaltig und langfristig an die Folgen der Klimakrise anpassen. Gleichzeitig unterstiitzen diese
Ansatze die Erhaltung von Arten und Lebensraumen an der Kiste. Fiir die Bewéltigung der zuvor genannten Aufgaben
ist es erforderlich, in Zukunft entsprechende Prioritaten zu setzen.

Verkniipfung:
Aktion 24 ,Blaues Band Deutschland starken“

Aktion 51: Gesetzliche Verankerung zu Erstellung und Veréffentlichung > Beginn
von Gefahren- und Risikokarten zum Schutz vor lokalen kurzfristig
Uberflutungen nach Starkregenereignissen

Uberflutungsrisiken durch hiufiger auftretende Starkregenereignisse miissen intensiver betrachtet und in Pla-
nungen berticksichtigt werden. Die Verpflichtung zur Erstellung und Veréffentlichung von Gefahren- und Risiko-
karten zum Schutz vor lokalen Uberflutungen nach Starkregenereignissen wird im Wasserrecht festgeschrieben.
Veroffentlichungsmoglichkeiten, die durch die Umsetzung der INSPIRE-RL in den Léndern bereits vorhanden
sind, missen verstarkt genutzt werden.

Auf der Basis von Kriterien, die die Lander teilweise bereits bei der Aufstellung von Starkregenkarten nutzen,
werden bundeseinheitliche inhaltliche Kriterien und Methodiken zur Erstellung dieser Karten entwickelt und in
einem Leitfaden bereitgestellt. Hierbei sollte das Abflussgeschehen kleiner Einzugsgebiete (kleiner als zehn Qua-
dratkilometer) beriicksichtigt werden. Die Anschlussfahigkeit an die LAWA-Strategie fir ein effektives Starkre-
genrisikomanagement ist zu gewihrleisten.

Die Karten sind Grundlage kommunaler Planungen. Sie dienen der Risikoinformation von Planenden, Gebaude-
eigentiimerinnen und -eigentiimern sowie Einsatzkraften und damit einer verbesserten Klimafolgenvorsorge.
Sie sind als Erganzung zu den bereits bestehenden Hochwassergefahren- und -risikokarten (siehe § 74 WHG)
anzusehen. Es wird eine Berlicksichtigungspflicht bei der Zulassung von Bauvorhaben (Landessache, Muster
BauOrdnung) festgeschrieben, um zu gewahrleisten, dass die mit den Karten gewonnenen Erkenntnisse in die
malRgeblichen Planungs- und Zulassungsentscheidungen einflieRen.

Verkniipfung:
Aktion 13 ,Naturnahe Niederschlagsbewirtschaftung“
Aktion 19 ,Leitbild der ,wassersensiblen Stadt“

%Siehe hierzu auch: www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/Niedersaechsischer_Klimadeich/klimawandel-und-kustenschutz-ein-
entscheidender-meter-mehr-niedersachsischer-klimadeich-und-verdopplung-des-vorsorgemasses-201169.html



http://www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/Niedersaechsischer_Klimadeich/klimawandel-und-kustenschutz-ein-entscheidender-meter-mehr-niedersachsischer-klimadeich-und-verdopplung-des-vorsorgemasses-201169.html
http://www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/Niedersaechsischer_Klimadeich/klimawandel-und-kustenschutz-ein-entscheidender-meter-mehr-niedersachsischer-klimadeich-und-verdopplung-des-vorsorgemasses-201169.html
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II1. 6 Wasser-, Energie- und Stoffkreislaufe verbinden

Aktion 52: Uberpriifung bestehender rechtlicher Rahmenbedingungen/ - Beginn
Abbau von Investitionshiirden bei Investitionen in die kurzfristig
Daseinsvorsorge

Um die Investitionsmoglichkeiten von kommunalen Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsunternehmen
in Energieeffizienz und regenerative Energieerzeugung zu erhdhen, sollen die energie- und steuerrechtlichen
Rahmenbedingungen Gberprift und gegebenenfalls angepasst werden.

Verkniipfung:
Kapitel II. 7, Leistungsfihige Verwaltungen stérken

Aktion 53: ,Hilfestellung” zur Sektorenkopplung Energie/Wasser erarbeiten - Beginn
mittelfristig

Ziel der Sektorenkopplung Energie/Wasser ist, die Sektoren der Wasser-, Energie- und Abfallwirtschaft zu koppeln
und in einem gemeinsamen holistischen Ansatz zu optimieren. Mit dieser ganzheitlichen Betrachtung der Sektoren
ist eine bessere und giinstigere Auslegung des Gesamtsystems moglich. Auf der Grundlage bestehender Forschungs-
ergebnisse und Pilotprojekte werden ,Hilfestellungen® fir Infrastrukturbetreiber entwickelt (,zeigen, was machbar
ist), um die Schaffung von sektorgekoppelten, klimaneutralen und ressourceneffizienten Wasser- und Abwasser-
systemen zu unterstltzen. Dies umfasst technische, rechtliche, finanzielle und organisatorische Aspekte sowie die
Darstellung von Vor- und Nachteilen einer Sektorenkopplung.

Verkniipfung:
Aktion 52 ,,Uberprﬁfung bestehender rechtlicher Rahmenbedingungen/Abbau von Investitionshiirden®

Aktion 54: Starkung der Wasserwiederverwendung - Beginn
kurzfristig

Fiir die Wiederverwendung von Abwasser sollen die européischen Vorgaben (Verordnung [EU] 2020/741 Giber Min-
destanforderungen an die Wasserwiederverwendung) rasch und rechtssicher in deutsches Recht umgesetzt werden.

Die Wasserwiederverwendung wird dariiber hinaus vor allem in Stadten und Regionen mit anhaltender sommerlicher
Trockenheit als KlimaanpassungsmaRnahme relevant werden. Aufbauend auf Potenzialanalysen werden Leitplanken
fur weitere Nutzungen von aufbereitetem Abwasser (zusétzlich zur Umsetzung der EU VO 2020/741) aus Kliranlagen
und hauslichem Abwasser entwickelt.

Weiterhin werden Leitlinien fir die Berlicksichtigung der Wasserwiederverwendung und -mehrfachnutzung ent-
wickelt, die insbesondere in der kommunalen Bauleitplanung und in den Wasserversorgungskonzepten fir Stadtteile
und Industrieanlagen beriicksichtigt werden sollten.
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Aktion 55: Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen fiir neue - Beginn
Energietrager gestalten mittelfristig

Fir die Produktion innovativer Energietrager wie zum Beispiel Wasserstoff oder die geothermische Nutzung von
Grundwasser (Warme/Kilte) werden Anforderungen, Anwendungsvorschriften und Bewertungsverfahren erarbeitet.
Hierzu sind teilweise noch weitere Forschungsarbeiten notwendig. Es geht darum, Auswirkungen auf den Wasser-
haushalt und die Gewasserdkologie einzuschédtzen und zu minimieren sowie Konkurrenzsituationen mit anderen
Wassernutzungen zu vermeiden. Dazu ist auch das Instrument der unterirdischen Raumordnung zu priifen.

Verkniipfung:
Aktion 9 ,Integrationsfihigkeit der wasserwirtschaftlichen Planung in die raumliche Gesamtplanung verbessern“

Aktion 56: Riickgewinnung von Nihrstoffen aus Abwasser und Klarschlamm - Beginn
voranbringen mittelfristig

Die Klarschlammverordnung wird insbesondere hinsichtlich der Umsetzung von Entsorgungskonzepten in den Kom-
munen und der Férderung von innovativen Technologien zur Riickgewinnung von Phosphor aus Klarschlamm und
Klarschlammaschen evaluiert. Die Einfiihrung zusétzlicher abwasserrechtlicher Anforderungen zur Verbesserung

der Nahrstoffriickgewinnung oder fiir eine effektive nachgeschaltete Phosphorriickgewinnung aus Klarschlamm/
Klarschlammverbrennungsaschen wird gepriift.

I11. 7 Leistungsfahige Verwaltungen starken, Datenfliisse verbessern,
Ordnungsrahmen optimieren und Finanzierung sichern

Aktion 57: Weiterentwicklung des Wasserrechts und wasserrelevanter - Beginn
Vorschriften in anderen Rechtsakten kurzfristig

Um den in der Wasserstrategie identifizierten Herausforderungen (insbesondere Auswirkungen der Klimakrise und
Verlust der Biodiversitat) gerecht zu werden, werden das WHG und weitere wasserrelevante Vorschriften Gberprift
und erforderlichenfalls angepasst. Dies betrifft insbesondere folgende Punkte:

* Uberpriifung der Ausnahmetatbestinde fiir Wasserentnahmen (§ 46 WHG)

* Es sollen eine Weiterentwicklung/Harmonisierung von Wasserentnahmeentgelten sowie die Moglichkeit einer
Bundesregelung gepriift werden.

* Einfuhrung eines offentlich zugénglichen Registers tiber tatsachliche Wasserentnahmen
* Genehmigungsbedirftigkeit neuer Drainagen

* Erstellung und Veréffentlichung von Gefahren- und Risikokarten zum Schutz vor lokalen Uberflutungen nach
Starkregenereignissen

* Priifung von restriktiveren Regelungen in Gebieten mit erhdhter Hochwassergefahr, auch fiir Risikogebiete auler-
halb von Uberschwemmungsgebieten (§ 78 b WHG)

* Priifung einer gesetzlichen Regelung zur automatischen vorliufigen Sicherung von Uberschwemmungsgebieten
bei Veroffentlichung der Hochwassergefahrenkarten
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Aktion 57: Fortsetzung

* Prifung Bauordnungs- und Bauplanungsrecht hinsichtlich der starkeren Beachtung von Hochwasservorsorgebe-
langen und generell wasserwirtschaftlichen Belangen in Zusammenhang mit der Anpassung an den Klimawandel
(unter anderem obligatorischer Fachplanungsbeitrag Wasserwirtschaft)

* Priifung der Ausweisung von absoluten Bauverboten in besonderen Gefahrenbereichen (zum Beispiel USG-Abfluss-
bereiche mit sehr hohen Intensititen, FlieRgeschwindigkeiten und/oder FlieRtiefe)

Uberpriifung § 55 Absatz 2 WHG hinsichtlich eines Vorrangs der dezentralen Bewirtschaftung zum Beispiel durch
Versickerung von gering belastetem Niederschlagswasser und Nutzung vor Kanaleinleitung

* Priifung der Einfiihrung einer Schutzgebietskategorie im WHG fir die Gewasserentwicklung

Uberpriifung der Abwasserverordnung in Bezug auf Spurenstoffe sowie Priifung der Aufnahme einer allgemeinen
Anforderung zum Einsatz wassersparender Verfahren

Novellierung des AbwAG mit dem Ziel der Verbesserung des Gewdsserschutzes
* Novelle des BBodSchG

Evaluation der Klarschlammverordnung/AbfKlarVO und Priifung erganzender wasserrechtlicher Anforderungen zur
Nahrstoffriickgewinnung

¢ Zukunftsorientierte Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen zur Starkung resilienter Infrastrukturen (zum
Beispiel KRITIS-Dachgesetz, Vorsorge- und Sicherstellungsgesetze [insbesondere Wassersicherstellungsgesetz],
Wasserhaushaltsgesetz)

* Des Weiteren sind verschiedene Anpassungen im untergesetzlichen Regelwerk erforderlich, zum Beispiel RiStWag,
RAS-Ew.

Verkniipfung:

Bezug zu anderen Aktionen mit vorgeschlagenen Rechtsdnderungen

Aktion 58: Weiterentwicklung der interkommunalen Zusammenarbeit - Beginn
kurzfristig

Die interkommunale Zusammenarbeit soll weiterentwickelt und erleichtert werden, um die Leistungserfillung
bei der Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie Gewasserentwicklung und -unterhaltung zu stérken und die
Wirtschaftlichkeit von Daseinsvorsorgeleistungen in ldndlichen Regionen dauerhaft zu sichern. Zu diesen Weiter-
entwicklungen gehort die Verbesserung der Rahmenbedingungen, zum Beispiel durch Verstarkung der Beratung
und Unterstitzung von Kommunen, das Ausschépfen und das Bemiihen um die Erweiterung der EU-rechtlichen
Spielrdume sowie die Schaffung von Rechtssicherheit. Dartiber hinaus soll interkommunale Zusammenarbeit ge-
zielt dort erleichtert werden, wo sie fiir zukunftsfeste und dauerhaft entgeltfinanzierte Strukturen eine Schlissel-
funktion Gbernehmen kann (unter anderem Prifung einer Startpramie/Anschubfinanzierung).

Aktion 59: Personelle und organisatorische Starkung der Verwaltung - Beginn
kurzfristig

Eine gemeinsame bundesweite systematische Erhebung des Personalbedarfs, einschlieflich der benétigten Qua-
lifikationen, in den Verwaltungen und Fachamtern der Wasserwirtschaft (Bund und Lander) soll die Grundlage fiir
Personalgewinnungs- und -entwicklungskonzepte schaffen. Dabei sollen die Anforderungen und Méglichkeiten
der Digitalisierung der Wassertechnik (Wasser 4.0) und der Wasserverwaltung berticksichtigt werden. Dariiber
hinaus soll auch gepriift werden, ob durch die Biindelung von Fachkompetenz etwa durch die Schaffung von
verwaltungsinternen Kompetenzzentren eine Entlastung von lokalen Aufgaben erreicht werden kann.
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Aktion 60: Auflage eines Bundesprogramms ,klimabezogene MaBnahmen - Beginn
in der Wasserwirtschaft und Gewasserentwicklung® kurzfristig

Es soll im Rahmen des Aktionsprogramms Natiirlicher Klimaschutz ein ,Bundesprogramm klimabezogene Mal3-
nahmen in der Wasserwirtschaft und Gewasserentwicklung“ aufgelegt werden. Soweit sich Bund und Lander auf
eine Losung fiir eine gemeinsame Finanzierung zur Klimavorsorge und Klimaanpassung verstandigen, sollten die
Fordertatbestande des Bundesprogramms dort einflieRen.

Aktion 61: Schaffung eines Rahmens fiir die Erhebung, Speicherung und - Beginn
Nutzung gewdsserrelevanter Daten kurzfristig

Entwickelt wird ein rechtlicher und technischer Rahmen zum Datenmanagement und die Verbesserung des
Datenaustausches zwischen verschiedenen Sektoren (unter anderem zur Verbesserung der Prognosefahigkeit bei
Hoch- und Niedrigwasser, Diirre). Zudem wird die Entwicklung und Bereitstellung von webbasierten Diensten fir
unterschiedliche Nutzergruppen verstarkt und der Wissensstand tiber die Gewasserqualitaten in Deutschland mit
validierten Daten (,digitales Mapping*) ausgebaut.

Aktion 62: Wasseraspekte im 6ffentlichen Beschaffungswesen stirken - Beginn
mittelfristig

Die 6ffentliche Beschaffung des Bundes soll an einer nachhaltigen Wassernutzung und am Gewasserschutz (zum
Beispiel WasserfuRabdruck, Blauer Engel) ausgerichtet werden.

Verkniipfung:
Aktion 72 ,Operationalisierung WasserfuBabdruck*

IT1. 8 Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver vor stofflichen Eintrigen

vom Land schiitzen
Aktion 63: Grundlagen fiir eine starkere Reduktion von landseitigen - Beginn
Eintrigen in die Meeresgewisser schaffen kurzfristig

Fir die Schnittstelle zwischen Binnen- und Meeresgewéssern (limnisch-marin) sollen Orientierungswerte fir
Gesamtphosphor, ausgewahlte Schadstoffe und Kunststoffmdll inklusive Mikroplastik ermittelt werden. Diese
sind Grundlage fir die Ableitung von MaRnahmen zur Reduzierung von Eintragen in die Meeresgewdsser aus

den Flussgebieten, um den guten Umweltzustand der Meeresgewdsser zu erreichen. Die Erkenntnisse sollen
spater in eine Novellierung der Oberflichengewasserverordnung einflieRen. Ein Informations- und Datenaus-
tausch sowie eine Abstimmung von Orientierungswerten in den internationalen Flussgebietskommissionen sowie
zwischen diesen und den regionalen Meeresschutzkommissionen ist ebenso anzustreben wie eine harmonisierte
Vorgehensweise auf EU-Ebene.
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II1. 9 Bewusstsein fiir die Ressource Wasser stirken

Aktion 64: Kommunikationsstrategie ,Wasser” > Beginn
kurzfristig

Konzeption und Umsetzung einer auf zehn Jahre angelegten Kommunikationsstrategie zum Thema Wasser, die
durch unterschiedliche, zielgruppenspezifische Informations- und KommunikationsmafRnahmen operationalisiert
wird. Zielgruppen fir die verschiedenen MalRnahmen sind Kinder/Jugendliche, Erwachsene, Landwirte, Fischer und
Gewerbetreibende sowie Multiplikatoren und Fachleute vor Ort. Die einzelnen Informations- und Kommunikations-
maflnahmen werden zum Beispiel darauf ausgerichtet, die gesellschaftliche Akzeptanz eines nachhaltigen Umgangs
mit der Ressource Wasser und den Gewassern unter anderem zur Anpassung an die Folgen der Klimakrise und des
Klimaschutzes sowie die Wertschatzung der wasserwirtschaftlichen Dienstleistungen zu starken, einen Beitrag zur
Risikokommunikation (Uberflutung, Hochwasser, Diirre, Nahr- und Schadstoffeintrige, Trinkwasserhygiene) zu
leisten, die Eigenvorsorge (Schutz vor Naturgefahren, nachhaltiger Umgang mit Chemikalien) zu unterstiitzen und
die Bildung im Bereich des Gewasserschutzes zu férdern. Als Teil der Kommunikationsstrategie ist die Auslobung
einer Wasserauszeichnung (Sustainable Water Award) fur Unternehmen (Industrie, Handwerk, Landwirtschaft,
Gartenbaubetriebe etc.), die auf Basis eines Wettbewerbs fiir innovative Ansatze und Verfahren fir einen sparsamen
und besonders schonenden Umgang mit Wasser vergeben werden soll. Bis Ende 2028 sollen die Informations- und
Kommunikationsmafnahmen auch der Umsetzung der Wasserdekade der Vereinten Nationen dienen.

Aktion 65: Schulungsprogramm fiir kommunale Entscheidungstrigerinnen > Beginn
und Entscheidungstrager kurzfristig

Etablierung von Schulungs- und Weiterbildungsangeboten fiir kommunale Entscheidungstragerinnen und
Entscheidungstrager (Kommunalpolitik, Verwaltung). Die Schulungen sollen Planungsaspekte ebenso wie 6ko-
logische und technische Punkte umfassen. Da ein groRer Teil der wasserwirtschaftlichen und gewasserschutzbe-
zogenen Entscheidungen auf kommunaler Ebene erfolgt, soll diese Zielgruppe die Zusammenhange der Was-
serwirtschaft sowie Risiken umfassend kennen- und verstehen lernen. Wenn die eigenen Handlungsspielraume
bekannt sind, kdnnen sie stdrker in die Entscheidungsprozesse eingebunden und beriicksichtigt werden.

Verkniipfung:
Aktion 69 ,,Netzwerk Erlebnis und Lernorte“

Aktion 66: Bildungs- und Beratungsangebote fiir Fach- und Fiihrungskrifte - Beginn
der Land- und Forstwirtschaft - mit wasserrelevanten Themen kurzfristig
erginzen

Unter Berlicksichtigung der Kompetenzverteilung gemeinsame Bedarfsfeststellung, Konzeption und Realisierung
von Bildungs- und Beratungsangeboten zu wasserrelevanten Themen durch Fachleute der Wasserwirtschaft,
Land- und Forstwirtschaft sowie des Naturschutzes von Bund (BLE mit BZL und BZfE, UBA, BfN), einschlagigen
Berufs- und Fachverbianden sowie Liandern mit dem Ziel, eine gewasserschonende und multifunktionale Bewirt-
schaftung der land- und forstwirtschaftlichen Flachen zu etablieren.

Verkniipfung:
Aktion 16 ,Praktiker-Dialog Land- und Wasserwirtschaft“

Aktion 17 ,Praxishilfe fiir gewdsserschonende Landnutzung”
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Aktion 67: Bildungs- und Beratungsangebote fiir Mitarbeitende - Beginn
in medizinischen, pflegenden und pharmazeutischen Berufen kurzfristig

Gemeinsame Konzeption und Realisierung von Bildungs- und Beratungsangeboten zu wasserrelevanten Themen
durch Fachleute der Wasserwirtschaft, des Gesundheitswesens und der Bildung sowie der einschlagigen Berufs-
und Fachverbédnde. Diese Bildungsangebote zu wasserrelevanten Themen sollen bereits in die Ausbildung an
Universitaten, Fachhoch- und Berufsschulen integriert werden.

Aktion 68: Qualifizierung der Gewasserunterhalter zur Entwicklung > Beginn
einer Kultur der integrierenden Gewisserunterhaltung mittelfristig

Gewadsserunterhaltung verursacht zwangslaufig Eingriffe in den Lebensraum Wasser und die vom Wasser beein-
flussten Lebensraume. Je nach Eingriffsintensitat, Dauer und Zeitpunkt werden dadurch 6kologische Entwick-
lungen unterbrochen, konterkariert, gefordert oder behindert. Gleichzeitig konnen MaRnahmen der Gewasser-
unterhaltung gezielt die Belange des Natur- und Gewasserschutzes, zum Beispiel Minderung von Stoffeintragen
von benachbarten Flachen, Steigerung des Selbstreinigungspotenzials, unterstiitzen. Mit einer qualifizierenden
Aus- und Weiterbildung fiir Fachkréfte der Wasserwirtschaft, die zu zertifizierten Abschlissen fiihren sollten, soll
weiter auf eine 6kologisch ausgerichtete Gewasserunterhaltung hingewirkt werden, die den Ausgleich zwischen
den wasserwirtschaftlichen Interessen, den Belangen der Land- und Forstwirtschaft, der Fischerei und Aquakul-
tur, des Naturschutzes und den verkehrlichen Anforderungen an Bundeswasserstraen integriert.

Verkniipfung:
Bezug zu Gesamtkapitel II. 3 ,Nachhaltige Gewidsserbewirtschaftung weiterentwickeln®
Aktion 9 ,Integrationsfihigkeit wasserwirtschaftlicher Planungen*

Aktion 21 ,Flichenbedarfe fiir Auenentwicklung und Gewdasserentwicklungskorridore ermitteln und
planerisch verankern

Aktion 69: Aufbau eines Netzwerks von Erlebnis- und Lernorten mit - Beginn
Schwerpunkt Wasserthemen kurzfristig

Im Rahmen eines Projektes in Kooperation mit potenziellen Netzwerkpartnerinnen und -partnern sowie den
Landern wird ein Konzept fiir den Aufbau eines bundesweiten Netzwerks von Bildungs- und Ausstellungsein-
richtungen, Erlebnis- und Lernorten mit dem Schwerpunkt Wasser entwickelt und abgestimmt. In einem zweiten
Schritt soll die Umsetzung des Konzeptes durch Schaffung einer Geschaftsstelle geférdert werden. Die Mitglieder
des Netzwerks vermitteln vom Vorschulalter bis ins Erwachsenenalter wasserbezogene Allgemeinbildung und
fordern durch Information und Beratung die Attraktivitdt der sektorenspezifischen Berufsbilder zur Nachwuchs-
gewinnung. Das Netzwerk berat auch bei Erstellung von Bildungsangeboten. Dort, wo sich bei den bestehenden
Angeboten sowohl inhaltlich als auch geografisch Liicken zeigen, sollen neue Angebote geschaffen werden.

Verkniipfung:

Aktion 64 ,Kommunikationskonzepte ,Wasser

Aktion 65 ,,Schulungsprogramm fiir Kommunalpolitik“

Aktion 66 ,,Bildungs- und Beratungsangebote fiir Land- und Forstwirtschaft”
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Aktion 70: Nutzung von Citizen Science fiir erginzendes Monitoring - Beginn
kurzfristig

Entwicklung und Umsetzung von Projekten und Instrumenten der Blirgerwissenschaften (Citizen Science) sowie
entsprechender Kapazitatsaufbau als neue Méglichkeit zur Beteiligung der Bevolkerung am Gewasserschutz und
zur Ergénzung des amtlichen Monitorings. Damit soll die Auseinandersetzung der Bevolkerung mit Gewasser-
themen geférdert werden.

Verkniipfung:
Aktion 64 ,Kommunikationskonzepte ,Wasser
Aktion 69 ,Netzwerk Erlebnis- und Lernorte“

Aktion 73 ,Wasserthemen in der Schulbildung starken“

Aktion 71: Schaffung eines Forschungs- und Demonstrationsfelds - Beginn
fiir innovative Wasser- und Abwassertechnik kurzfristig

Ziel ist der Aufbau eines auf Dauer angelegten Demonstrationsstandorts fir innovative Wasser- und Abwasser-
technik unter Praxisbedingungen und intensiver wissenschaftlicher Begleitung und in Kombination mit einem
Schulungszentrum fiir die Aus- und Weiterbildung. Das Forschungs- und Demonstrationsfeld soll eine Plattform
fiir Start-ups und wissenschaftliche Kooperationen zur Uberfiihrung innovativer Entwicklungen in die praktische
Anwendung schaffen. Die Aus- und Weiterbildung auch auslandischer Fachleute soll iiber innovative Konzepte
international verbreitet und damit auch eine wichtige Voraussetzung fir kiinftige Kooperationen und Exporte
geschaffen werden.

Verkniipfung:

Bezug zu Kapitel III. 5 ,Wasserinfrastrukturen weiterentwickeln“

Aktion 72: Operationalisierung Wasserfufabdruck und Information - Beginn
zum WasserfuRabdruck fiir Konsumierende kurzfristig

Die Weiterentwicklung des WasserfuRabdruck-Konzepts erfolgt mit dem Ziel, nationale Ressourcenindikatoren
unter Beriicksichtigung von Lieferketten zum WasserfuRabdruck abzuleiten und produktbezogene Daten zum
Wassereinsatz (differenziert nach grinem/blauem/grauem Wasser oder wasserknappheitsgewichtet) fir relevante
Produkte und Dienstleistungen als einheitliche Kennzeichnung bereitzustellen. Weitere Konzepte, zum Beispiel zu
den Wasserrisiken, werden hinsichtlich einer moglichen Operationalisierung gepriift.

Diese Informationen werden so aufbereitet, dass sie der Sensibilisierung der breiten Offentlichkeit dienen und

als Orientierung fiir Konsumentscheidungen genutzt werden kénnen, zum Beispiel individuelle Berechnungen
des WasserfuRabdrucks fiir ausgewahlte Produkte. Weiterhin werden gezielte Informationen fiir Schulen und
Konsumierende sowie fiir besondere Nutzergruppen wie Hotels, Restaurants oder die 6ffentliche Beschaffung zur
Verfligung gestellt.

Verkniipfung:

Aktion 64 ,Kommunikationskonzepte ,Wasser“

Aktion 73 ,Wasserthemen in Schulbildung starken“
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- Beginn kurzfristig,
kontinuierlich
fortfiihrend

Aktion 73: Wasserthemen in der Schulbildung stirken

Das Thema Wasser gehort bereits heute zu den Inhalten der schulischen Bildung. Durch eine Liickenanalyse

in Lehrplanen soll ermittelt werden, welche wasserbezogenen Themen im Unterricht verstarkt werden sollten
(zum Beispiel WasserfuRabdruck, Wasserrisiken, Spurenstoffe, richtiger Umgang mit Trinkwasser). Zu den iden-
tifizierten Themen sollen Unterrichtseinheiten, Lehr- und Lernformate, Bildungsangebote sowie Materialien
entwickelt werden Diese werden den Schulen und anderen Bildungseinrichtungen zur Verfiigung gestellt. Schulen
sollen Zugang zum Netzwerk ,Erlebnis und Lernorte“ erhalten.

Verkniipfung:
Aktion 70 ,Nutzung von Citizen Science fiir ergdnzendes Monitoring “

Aktion 72 ,,Operationalisierung WasserfuRabdruck

Aktion 74: Wasseraspekte in die Nachhaltigkeitsberichterstattung - Beginn
von Unternehmen erganzen kurzfristig

a) Einbeziehung von Wasseraspekten in die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen im Zuge der
Uberarbeitung der EU-Vorgaben fiir die Nachhaltigkeitsberichterstattung und Entwicklung von Methoden zur
Abschdtzung von Wasserrisiken fiir Unternehmen sowie zur Messung der Auswirkungen unternehmerischer
Aktivitaten auf Gewdsser mit dem Ziel eines transparenten Umgangs mit der Ressource Wasser sowie einer
verbesserten Information von Finanzmarktakteuren fiir deren Investitionsentscheidungen (Deutsche Sustainable
Finance-Strategie).

b) Die Nachhaltigkeitsberichterstattung von kommunalen Unternehmen soll um Informationen tber die Wasser-
nutzung, deren Auswirkungen und wasserrelevante Risiken erginzt werden. Dies sollte im Zuge der Uber-
arbeitung der EU-Vorgaben fiir die Nachhaltigkeitsberichterstattung geschehen. Notwendig ist die Entwicklung
von Methoden fiir kommunale Unternehmen zur Abschatzung von Wasserrisiken zur Steigerung der Trans-
parenz im Umgang mit der Ressource Wasser und zur Abschatzung von Auswirkungen auf die Gewasser. Die
verbesserte Information dient den kommunalen Unternehmen und der Kommunalpolitik bei deren Investitions-
entscheidungen.

Verkniipfung:

Aktion 72 ,Operationalisierung WasserfuBabdruck*
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IT1. 10 Gemeinsam die globalen Wasserressourcen nachhaltig schiitzen

Aktion 75: Zusammenarbeit bei der internationalen Umsetzung eines - Beginn
nachhaltigen Wasserressourcenmanagements kurzfristig

Deutschland unterstiitzt die Etablierung von Strukturen und Kapazitaten zur kontinuierlichen Erhebung und
Nutzung hydrologischer und meteorologischer Daten in Partnerldndern, berdt diese und mandatierte zwi-
schenstaatliche Organisationen bei der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit in Einzugsgebieten, beim
gemeinsamen Datenmanagement und bei WissenstransfermaRnahmen sowie bei der kooperativen Anwendung
von Planungs- und Finanzierungsmechanismen. Deutschland unterstiitzt Regierungen und andere relevante
zwischenstaatliche, staatliche und nicht staatliche Akteure beim Aufbau notwendiger Rahmenbedingungen und
bei der Umsetzung ressourceneffizienter Wassernutzung, nachhaltiger Wasserdienstleistungen fir alle (insbe-
sondere vulnerabler Gruppen) sowie eines integriertem Wassermanagements, das Klima- und Okosystembelan-
ge, nachhaltige Landnutzung, wirtschaftliche Entwicklung, regionale Integration, Wasser als Friedensressource
und mogliche Nutzungskonflikte beriicksichtigt. Deutschland setzt sich zudem fiir entsprechende multilaterale
Initiativen ein.

Aktion 76: Starkung der multilateralen Mechanismen zur Erreichung - Beginn
der wasserrelevanten Ziele der Agenda 2030 kurzfristig

Deutschland engagiert sich im strategischen Dialog mit den EU- und weiteren VN-Mitgliedstaaten fir die
Schaffung eines zwischenstaatlichen Mechanismus im Rahmen der Vereinten Nationen, der einen regelmaRigen
Austausch zur Umsetzung der wasserrelevanten Ziele der Agenda 2030 und auch kiinftiger globaler Ziele ermég-
licht. AuRerdem setzt sich Deutschland fiir eine Starkung des Mandats und der Funktionsweise von UN-Water
als Koordinierungsmechanismus zwischen den im Wasserbereich titigen VN-Organisationen und -Programmen
ein. Deutschland unterstiitzt eine kohdrente und synergetische Herangehensweise der VN an die Agenda 2030
und Nachfolgezielsetzungen mit anderen wasserrelevanten internationalen Ubereinkommen, wie beispielsweise
des Pariser Klimaabkommens, der Ramsar-Konvention, der Biodiversitdtskonvention und des Abkommens zur
Bekdampfung von Wistenbildung.
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Aktion 77: Unterstiitzung bei der Vermeidung von Wasserverschmutzung - Beginn
und Ubernutzung sowie dem Schutz und der Wiederherstellung kurzfristig
wasserbasierter Okosysteme und deren Biodiversitit

Deutschland engagiert sich in bi- und multilateralen Initiativen fir die regelmaRige Erstellung einer Bewertung
des Zustands der globalen Frischwasserressourcen (Global Water Quality Assessment) und fiir die Etablierung von
wasserqualitats- und wasserquantitdtsbezogenen Datenprodukten und -dienstleistungen fiir VN-Mitgliedstaaten.
Deutschland unterstiitzt die Schaffung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie konkreter Anwendungsinstrumente
des Wasserressourcenmanagements, die die Wechselwirkungen zwischen Wasserressourcen, aquatischen und
terrestrischen Okosystemen, inklusive nachhaltiger Landnutzung und menschlicher Nutzung fiir die Wasser- und
Sanitarversorgung sowie in Industrie, Gewerbe, Energieerzeugung und Transportwesen beriicksichtigen. Partner-
regierungen von Schwellen- und Entwicklungsldndern werden bei der Schaffung und Umsetzung von Regulie-
rungen zum Schutz von Gewassern, zur Einbindung von und Zusammenarbeit mit Industrie und Gewerbe zum
Beispiel im Stewardship-Ansatz sowie zur Anwendung der besten verfiigbaren Technologien (BVT) des urbanen
Sanitar- und industriellen Abwassermanagements unterstitzt. Der internationale Austausch zwischen Adminis-
trationen, Wirtschaft und Wissenschaft zur Erreichung von SDG 6 und SDG 15 sowie bei der Anwendung neuer
umwelt- und klimafreundlicher Technologien wird geférdert.

Aktion 78: Unterstiitzung bei der Verwirklichung der Menschenrechte - Beginn
auf Wasser- und Sanitarversorgung kurzfristig

Deutschland engagiert sich in Kontexten der Entwicklungszusammenarbeit, der Ubergangshilfe und der humani-
taren Hilfe auf abgestimmte Weise, auf bi- und multilateraler Ebene und auch in Zusammenarbeit mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren fiir die Verbesserung des Zuganges zu Trinkwasser-, Sanitar- und Hygieneversorgung.
Dabei werden entsprechend dem tibergeordneten Prinzip der Agenda 2030 ,,Niemanden zuriicklassen“ (Leave no
one behind - LNOB) besonders arme und vulnerable Bevélkerungsgruppen beriicksichtigt. Hierzu wird Wasser/
Abwasser in der Férderung von kommunalen Partnerschaften als wichtiges Thema berticksichtigt und das Poten-
zial von Betreiberpartnerschaften im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit systematisch genutzt.
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Abkirzungsverzeichnis

AbfKL&arvo
AbwAG
AbwVo
AwSV
BBodSchG
BfG

BfN

BLE
BMBF
BMUV
BVT
BZfE

BZL

CBD
DAS

Dav
DWA

EU
FFH-RL
GAK

GBF
HELCOM
IPCC
KRITIS
LAWA
LFP
LULUCF

MSRL
NHWSP
NIWIS

Klarschlammverordnung

Abwasserabgabengesetz

Abwasserverordnung

Verordnung tiber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
Bundes-Bodenschutzgesetz

Bundesanstalt fiir Gewdsserkunde

Bundesamt fiir Naturschutz

Bundesamt fiir Landwirtschaft und Erndhrung

Bundesministerium fir Bildung und Forschung

Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
Beste verfligbare Technik

Bundeszentrum fiir Erndhrung

Bundesinformationszentrum Landwirtschaft

Konvention tber die biologische Vielfalt (englisch: Convention on Biological Diversity)
Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel

Diingeverordnung

Deutsche Vereinigung fiir Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V.
Europdische Union

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie

Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes
Global Biodiversity Framework

Helsinki-Ubereinkommen

Weltklimarat (englisch: Intergovernmental Panel on Climate Change)

Kritische Infrastruktur

Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser

Landerfinanzierungsprogramm Wasser, Boden und Abfall

Landnutzung, Landnutzungsanderungen und Forstwirtschaft

(englisch: Land Use, Land-Use Change and Forestry)
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie

Nationales Hochwasserschutzprogramm

Niedrigwasserinformationssystem



https://www.peterlang.com/view/9783631736074/chapter02.xhtml

OECD

OGewV
OSPAR
0zG
PAK
PFAS
RAS-Ew
RCP8.5-Szenario
RiStWag
SDG
UBA
UNEP
UNHCR
UNICEF
UNOPS
UNRWA
VN/UN
WASH
WEFP
WHG

WMO
WRRL
WSV
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Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(englisch: Organisation for Economic Co-operation and Development)

Oberflichengewasserverordnung

Oslo-Paris-Kommission

Onlinezugangsgesetz

Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe

Per- und polyfluorierte Alkylverbindungen (englisch: per- and polyfluoroalkyl substances)
Richtlinien fir die Anlage von Stralen - Teil Entwésserung

Reprasentativer Konzentrationspfad Szenario 8.5

Richtlinien fiir bautechnische MalRnahmen an StralRen in Wasserschutzgebieten
Ziel fur nachhaltige Entwicklung (englisch: Sustainable Development Goal)
Umweltbundesamt

Umweltprogramm der Vereinten Nationen

Hoher Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen

Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Biro fiir Projektdienste der Vereinten Nationen

Hilfswerk der Vereinten Nationen fiir Palastina-Flichtlinge im Nahen Osten
Vereinte Nationen (englisch: United Nations)

Wasser, Sanitarversorgung und Hygiene (englisch: Water, Sanitation and Hygiene)
Welterndhrungsprogramm der Vereinten Nationen

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
(Wasserhaushaltsgesetz)

Weltorganisation fiir Meteorologie

Wasserrahmenrichtlinie

Wasserstralen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes



https://de.wikipedia.org/wiki/Repr%C3%A4sentativer_Konzentrationspfad
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/BJNR258510009.html
https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/BJNR258510009.html
https://www.umweltbundesamt.de/wasserrahmenrichtlinie
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Glossar

Begriff

Anpassung

Anreize

Betriebs-
wasser

Bewirt-
schaftung

Boden-

biodiversitat

Daseins-
vorsorge

Effizienz

Eintragspfad

Flichen-
verbrauch

Erlduterung

Initiativen und MaRRnahmen, die darauf abzielen, die Empfindlichkeit natirlicher und menschlicher Systeme
gegeniber tatséchlichen oder erwarteten Auswirkungen (aufgrund verdnderter Rahmenbedingungen der
Gesetzgebung, der Gesellschaft oder des Klimas, veralteter Strukturen oder Technologien) zu verringern. Es
kénnen verschiedene Arten von Anpassungen unterschieden werden, darunter vorausschauende und reaktive,
private und 6ffentliche, autonome und geplante MaRnahmen.?

Das Bindeglied zwischen Motiven (im Sinne von Bediirfnissen) und Motivation, das Verhalten beeinflussend.
Offentliche finanzielle Anreize zur Férderung der nachhaltigen Wassernutzungen kénnen Abgaben, Steuern und
Forderprogramme umfassen; hinzu kommen andere - nicht finanzielle — Arten der Anreize, wie zum Beispiel die
offentliche Anerkennung von Handlungen, etwa durch Preisverleihungen.?®

Betriebswasser ist ein hygienisch unbedenkliches Wasser, das sowohl im Haushalt, Gewerbe und in Industrie-
unternehmen genutzt werden kann, fir Anwendungen, die nicht zwingend Wasser in Trinkwasserqualitét
bendtigen.

Nachhaltige und wertschépfende Verwaltung und Nutzung von Ressourcen nach dem Sparsamkeitsgrundsatz.
Wasserbezogene Bedeutung: Bewirtschaftung aller kiinstlichen und natirlichen Wasser(teil-)kreislaufe unter
Beachtung von drei wesentlichen Zielsetzungen: dem langfristigen Schutz von Wasser als Lebensraum bzw. als
zentrales Element von Lebensrdumen; der Sicherung von Wasser in seinen verschiedenen Facetten als Res-
source fur die jetzige wie fiir nachfolgende Generationen; der ErschlieRung von Optionen fiir eine dauerhafte,
naturvertragliche wirtschaftliche und soziale Entwicklung.”

Die Bodenbiodiversitit spielt eine entscheidende Rolle fiir die Bereitstellung vieler wichtiger Okosystemleis-

tungen, wie zum Beispiel die Reinigung von Wasser, die Bodenfruchtbarkeit und die Speicherung von Kohlen-
stoff. Der Boden beherbergt eine grolRe Vielfalt von Organismen - von Mikro- bis Makroorganismen und von

terrestrischen bis zu aquatischen Organismen.®

Die Sicherung des allgemeinen, 6ffentlichen Zugangs zu existenziellen Giitern und Leistungen entsprechend
den Bediirfnissen der Biirgerinnen und Biirger, orientiert an definierten qualitativen Standards und zu sozial
vertraglichen Preisen. Welche Giiter und Leistungen als existenziell notwendig anzusehen sind, ist durch die
politische Ebene zeitbezogen zu ermitteln.®

Rationeller Umgang mit Ressourcen, mit einem integralen und medieniibergreifenden Ansatz, der nicht nur auf
einzelne Ressourcen schaut.

Es werden punktuelle und diffuse Eintragspfade unterschieden. Punktuelle Eintragspfade: Kldranlagen,
industrielle Direkteinleiter, andere Direkteinleiter, zum Beispiel Bergbau.

Diffuse Eintragspfade: Erosion, Oberflaichenabfluss von befestigten und nicht befestigten Flachen, Drainagen,
Mischwasseriiberldufe und Regenwasserkanile, nicht angeschlossene Haushalte, Grundwasser, atmosphérische
Deposition.?

Taglicher Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsflache in Hektar (Indikator 11.1a der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie), der jahrlich durch das Statistische Bundesamt in seiner Flichenstatistik ausgewiesen wird.

¥Nach: IPCC (2007): Klimadnderung 2007. Synthesebericht, www.umweltbundesamt.de/service/glossar/a (27.04.2021).

Bhttps://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/anreiz-29046

®Zusammengefiigt aus: UBA (2018): Nachhaltige Wasserwirtschaft, www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/
nachhaltige-wasserwirtschaft#textpart-1 (02.06.2020); und Educalingo: Bewirtschaftung, https://educalingo.com/de/dic-de/
bewirtschaftung (27.04.2021).

owww.feda.bio/de/was-ist-der-faktencheck-artenvielfalt/themenbereiche/bodenbiodiversitaet/

$1Gabler Wirtschaftslexikon: Daseinsvorsorge, https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/daseinsvorsorge-28469 (27.04.2021).

2www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/fluesse/nutzung-belastungen/stoffeintraege-in-gewaesser#stoffeintrage-deutschlandweit-
quantifizieren-modellieren



http://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/a
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/anreiz-29046
http://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/nachhaltige-wasserwirtschaft#textpart-1
http://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/nachhaltige-wasserwirtschaft#textpart-1
https://educalingo.com/de/dic-de/bewirtschaftung
https://educalingo.com/de/dic-de/bewirtschaftung
https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/daseinsvorsorge-28469
http://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/fluesse/nutzung-belastungen/stoffeintraege-in-gewaesser#stoffeintrage-deutschlandweit-quantifizieren-modellieren
http://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/fluesse/nutzung-belastungen/stoffeintraege-in-gewaesser#stoffeintrage-deutschlandweit-quantifizieren-modellieren
https://www.feda.bio/de/was-ist-der-faktencheck-artenvielfalt/themenbereiche/bodenbiodiversitaet/

Gewisser-
entwicklung

Gewadsser-
unterhaltung

Grauwasser

Keim

Landschafts-
gegebenheiten
Medien-
libergreifend
Multi-
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Prinzip
Nachhaltigkeit
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Die naturnahe Wiederherstellung von Gewissern als funktionsfihige und intakte Okosysteme, die Beriick-
sichtigung der Auen als natiirliche Retentionsflaichen und der damit verbundenen Umsetzung eines zukunfts-
weisenden Hochwasserschutzes sowie der Integration weiterer Belange des Allgemeinwohls, wie unterschiedli-
che Nutzungen, Naturschutz, Freizeit, Erholung und die Asthetik der Gewisserlandschaften.3

Die Pflege und Entwicklung von Gewéssern mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung der wasserwirt-
schaftlichen und naturrdaumlichen Funktion wie auch der Schiffbarkeit. Sie ist durch das Wasserhaushaltsgesetz
und die Landeswassergesetze geregelt. Die Gewasserunterhaltung muss sich an den Bewirtschaftungszielen der
EU-WRRL (siehe §§ 27 bis 31 WHG) ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefdhrden.’*
Fakalienfreies, gering verschmutztes Abwasser aus Biadern, Duschen oder Waschmaschinen, das durch Aufberei-
tung einer Zweitnutzung als Betriebswasser dienen kann.

Allgemein verwendeter Sammelbegriff fiir Krankheitserreger, der bei Menschen eine Infektion oder tibertragba-
re Krankheit verursachen kann. Dies kénnen zelluldre und subzelluldre Ubertriger, wie Viren, Viroide, Bakterien,
Parasiten, Pilze, Protisten oder andere tibertragbare Organismen sein.*

Charakteristika von Naturraum oder Landschaft, beispielsweise Relief, Klima, Geologie, Bodenbeschaffenheit
oder Landnutzung.

Integrative Betrachtungsweise liber verschiedene Medien hinweg, hier zum Beispiel der Umweltmedien Wasser,
Klima, Luft und Boden.

Auch Mehrbarrierensystem oder Multi-Barrieren-Konzept genannt; ist ein in der Umwelttechnik angewendetes
Prinzip, bei dem mehrere, nacheinander gestaffelte Barrieren Sicherheit fir die jeweils definierten Schutzgiter
gewadhrleisten sollen.®

Mit Blick auf die Gesellschaft bedeutet Nachhaltigkeit, dass jede Generation ihre Aufgaben selbst lost und sie

nicht den nachkommenden Generationen aufbirdet.’” Dies beinhaltet, dass

* erneuerbare Ressourcen wie zum Beispiel Wasser, Walder oder die Fischbestdnde so genutzt werden, dass die
Entnahme nicht gréRer als die Regeneration des Bestands ist;

* nicht erneuerbare Ressourcen wie Mineralien oder Erddl nur in dem Male ausgebeutet werden, wie Ersatz
(beispielsweise durch erneuerbare Alternativen) geschaffen wird;

* Luft, Wasser und Boden nicht mehr mit Schadstoffen belastet werden, als sie durch ihre Selbstreinigungs-
kapazitat verarbeiten kénnen.®

Anschliefend an den Brundtland-Bericht der Weltkommission fir Umwelt und Entwicklung der Vereinten Nati-

onen beschrieb die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages ,,Schutz des Menschen und der Umwelt*

Nachhaltigkeit als die Konzeption einer dauerhaft zukunftsfahigen Entwicklung der 6konomischen, 6kologi-

schen und sozialen Dimension menschlicher Existenz.*

Seit 2016 und mit einer Laufzeit von 15 Jahren (bis 2030) stellt die Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen fiir nachhal-

tige Entwicklung (SDGs) die politischen Zielsetzungen der Vereinten Nationen, die der Sicherung einer nachhal-

tigen Entwicklung auf 6konomischer, sozialer sowie 6kologischer Ebene dienen sollen.*

3LAWA (2006). Leitlinien zur Gewisserentwicklung - Ziele und Strategien, www.umweltministerkonferenz.de/
umlbeschluesse/umlaufBericht2006_30.pdf (27.04.2021).

3Angelehnt an: § 39 Wasserhaushaltsgesetz.

%Zusammengefiigt aus: Infektionsschutzgesetz Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz und fiir
Verbraucherschutz (Hrsg.): Gesetze im Internet, www.gesetze-im-internet.de/ifsg (27.04.2021); und: Lexikon der Biologie (Spektrum: Keim.
Lexikon der Biologie, www.spektrum.de/lexikon/biologie/keim/35714 [02.06.2020]).

sswww.dvgw.de/medien/dvgw/wasser/management/1011castell_multibarriere.pdf (27.04.2021).

¥Nach: Bundesregierung (2013): Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie, www.umweltbundesamt.de/service/glossar/n (27.04.2021).

¥Emde, Roth-Emde (1996) Umweltpolitik in der Bundesrepublik, in: Umweltorientiertes Handeln in Kreditinstituten, Hrsg. Wissen-
schaftsforderung der Sparkassenorganisation e. V.: Wissenschaft fir die Praxis. Abteilung 3, Band 10, Seite 25., Dt. Sparkassen Verlag.

¥Wikipedia (2020): Drei-Siulen-Modell (Nachhaltigkeit), https://de.wikipedia.org/wiki/Drei-S%C3%A4ulen-Modell_(Nachhaltigkeit)
(02.06.2020); zitierend: Abschlussbericht der Enquete-Kommission ,,Schutz des Menschen und der Umwelt - Ziele und
Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsvertraglichen Entwicklung®, Deutscher Bundestag: Drucksache 13/11200 vom 26.06.1998,

Seite 218.

“Wikipedia (2020): Ziele fir nachhaltige Entwicklung, https://de.wikipedia.org/wiki/Ziele_f{%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung
(02.06.2020); zitierend: Rio+20 Ergebnisdokument , The future we want“ (A/RES/66/288).



https://www.umweltministerkonferenz.de/umlbeschluesse/umlaufBericht2006_30.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg
http://www.spektrum.de/lexikon/biologie/keim/35714
http://www.dvgw.de/medien/dvgw/wasser/management/1011castell_multibarriere.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/n
https://de.wikipedia.org/wiki/Drei-S%C3%A4ulen-Modell_(Nachhaltigkeit)
https://de.wikipedia.org/wiki/Ziele_f%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung
https://www.umweltministerkonferenz.de/umlbeschluesse/umlaufBericht2006_30.pdf
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Naturbasierte  Naturbasierte Losungen sind MaRnahmen, die von der Natur inspiriert und unterstiitzt werden, kostengtinstig

Lésungen sind, gleichzeitig 6kologische, soziale und wirtschaftliche Vorteile bieten und zur Stérkung der Widerstands-
fahigkeit (Resilienz) von Okosystemen beitragen. Naturbasierte Lésungen kommen der biologischen Vielfalt
zugute und unterstiitzen die Bereitstellung einer Reihe von Okosystemleistungen.“!

Naturnah Gemal den Definitionen in § 6 WHG ist der naturnahe Zustand nicht mit dem natirlichen Zustand gleich-

(Zustand) zusetzen und wird in § 6 Absatz 2 unterschieden: ,,Gewdsser, die sich in einem natiirlichen oder naturnahen
Zustand befinden, sollen in diesem Zustand erhalten bleiben .. Weiterhin wird festgelegt, dass nicht natur-
nah ausgebaute natirlich Gewdsser wieder in einen naturnahen Zustand zuriickgefiihrt werden sollen, wenn
iberwiegende Griinde zum Wohl der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen. Dabei besteht neben dem Wohl
der Allgemeinheit ein hoher Stellenwert des Schutzes der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushalts, der als
erster Bewirtschaftungsgrundsatz genannt wird.*

Naturnahe In der Regel wird damit eine Rohwasseraufbereitung beschrieben, in der keine kontinuierliche Dosierung von
Verfahren (der Aufbereitungsstoffen geschieht. Physikalische Verfahren werden bevorzugt, zum Beispiel die physikalische Ent-
sauerung oder auch Filteranlagen zur Partikelentfernung, Enteisenung und Entmanganung. Uferfiltration und
kiinstliche Grundwasseranreicherung mittels Langsamsandfilter sind der eigentlichen Trinkwasseraufbereitung
vorgeschaltet.

Trinkwasser-
aufbereitung)

Niederschlags- Regenwasser sowie andere Niederschldge, die aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Fléchen gesam-
wasser melt abflieBen.

6kosystem- sLeistungen®, ,Nutzenstiftungen“ oder ,Vorteile, die Menschen von den 6kologischen Systemen beziehen.

leistung Beispiele fiir Okosystemleistungen sind die Bereitstellung von nutzbarem Bewésserungs- und Trinkwasser
durch nattrliche Filtration von Niederschlag, von Heil- und Mineralwasser, die Reproduktion von Fischpopu-
lationen als Nahrungsmittel oder die Bereitstellung einer ansprechenden Umwelt fiir Freizeit, Erholung und
isthetische Erbauung. In Abgrenzung zur Okosystemfunktion entsteht der Begriff Okosystemleistung aus
einer anthropozentrischen Perspektive und ist an einen Nutzen des Okosystems fiir den Menschen gebunden.
Als Okosystemfunktionen werden die hinter den Okosystemleistungen stehenden 6kosystemaren Prozesse
bezeichnet.*

Partikel Im Wasser enthaltene Stoffe, die sich unter Verwendung teilweise normierter Analyseverfahren aus dem Wasser
absetzen oder filtrieren lassen. Je nach Analyseverfahren kann man diese nach Herkunft und Gr6Re unterschei-
den (zum Beispiel Bodenpartikel, das heiRt Mineralien oder organische Stoffe, Makroplastikpartikel, Mikro-
plastikpartikel, Nanopartikel).

Relevante Spurenstoffe, die bereits in sehr niedrigen Konzentrationen nachteilige Wirkungen auf die aquatischen Oko-

Spurenstoffe  systeme haben und/oder die Gewinnung von Trinkwasser aus dem Rohwasser negativ beeinflussen. In der
aquatischen Umwelt fiihren sie zu sogenannten Mikroverunreinigungen. Zum Teil sind diese als prioritdre Stoffe
oder flussgebietsspezifische Schadstoffe geregelt.

Risiko Das Risiko bezeichnet die Kombination von Eintrittswahrscheinlichkeit und SchadensausmaR.*
»Safe by ,Safe by design® umfasst die sichere Entwicklung von Produkten, Materialien und Prozessen ohne Risiken
design® fir Mensch und Umwelt. Dies wird erreicht, indem die Sicherheit bei jeder Produkt- und Prozessentwicklung

berlcksichtigt wird.

#“EU-Kommission (2021): Nature-based solutions, https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/research-area/environment/nature-
based-solutions_en (27.04.2021).

4SZDK/Schenk (2019): 53. EL August 2019, WHG § 6 Rn. 9, 10.

#BfN (2015): Gewisser und Auen - Nutzen fir die Gesellschaft, www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Dokumente/BR-gepr-Gesell_Nutz_
Gewaes_Auen_barrirefre.pdf (02.06.2020).

“Angelehnt an: Biologie-Seite (2020): Okosystemdienstleistung, www.biologie-seite.de/Biologie/%C3%96kosystemdienstleistung
(27.04.2021).

4 Angelehnt an: Glossar Spurenstoffdialog des Bundes; Ergebnispapier Phase 2 (2019).



https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/research-area/environment/nature-based-solutions_en
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http://www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Dokumente/BR-gepr-Gesell_Nutz_Gewaes_Auen_barrirefre.pdf
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Stoffe, die in sehr geringen Konzentrationen in Gewassern vorkommen. Spurenstoffe stammen aus unterschied-
lichen Bereichen und Produkten wie zum Beispiel Biozide, Human- und Tierarzneimittel, Pflanzenschutzmittel,
Industriechemikalien oder Kérperpflege- und Waschmittel.

Chemisches Element und seine Verbindungen in natirlicher Form oder gewonnen durch ein Herstellungsver-
fahren, einschlieBlich aktiver Abbauprodukte (relevante Metaboliten), der zur Wahrung seiner Stabilitat not-
wendigen Zusatzstoffe (Begleit- und Tragerstoffe) und der durch das angewandte Verfahren sowie kombinierte
und wiederholte Anwendungen bedingten Verunreinigungen (mit Ausnahme von Lésungsmitteln), die von dem
Stoff ohne Beeintrichtigung seiner Stabilitit und ohne Anderung seiner Zusammensetzung abgetrennt werden
konnen.*

Eintrag von Néhr-, Schad- und Spurenstoffen tiber unterschiedliche Eintrags- und Transportpfade in die Ober-
flachengewasser, das Grundwasser und die Meere.

Stoffgruppen enthalten Stoffe mit dhnlichen stofflichen oder strukturellen Eigenschaften:

* Gruppe von Stoffen mit dhnlichen Eigenschaften, wie beispielsweise persistente, toxische,
bioakkumulierende oder endokrine Stoffe;

* Gruppe von Stoffen, die sich strukturell dhnlich sind (mit dhnlichem molekularem Aufbau). Sie haben
bestimmte, gleiche Unterstrukturen, zum Beispiel sogenannte funktionelle Gruppen. Ein Beispiel fir eine
Gruppe von dhnlichen Stoffen sind die polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffe.*

Das Zusammenwirken verschiedener Kréfte (Sektoren) zu einer Gesamtleistung. Hiufig wird erwartet, dass
diese Gesamtleistung hoher liegt als die Summe der Einzelleistungen. Synergie tritt vor allem bei komplexen
Themen oder Problemen auf, wenn mehrere Personen (Fachdisziplinen), die tiber heterogene Informationen
verfiigen, an diesen Themen arbeiten.

Behindert wird Synergie durch Beziehungsspannungen zwischen den Gruppenmitgliedern, durch Konformitat
und durch eine zu groRe Zahl von Gruppenmitgliedern.*

Strukturell oder funktionell verbundene Einrichtungen und Anlagen materieller Art. Die Vernetzung kann
gewisse Risiken oder Schwéchen der Infrastrukturen mindern (zum Beispiel digitale Kontrollen, kombinierte
Trinkwasserversorgungssysteme), aber auch zu zusitzlichen Risiken fiihren (zum Beispiel bei Energieausfall
oder bei der Verbreitung von Krankheitserregern oder invasiven Arten in Okosystemen).

Im Bereich des Umweltrechts stellt das Verursacherprinzip einen Grundsatz des Umweltschutzes dar, wonach
Kosten fiir Vermeidung, Beseitigung oder Ausgleich von Umweltbelastungen vom Verursacher getragen werden
missen.*

Das VorsorgemaR beeinflusst die Hohe von Kiistenschutzinfrastrukturen im Vergleich zum mittleren Tidehoch-

wasser. Mit Blick auf die Klimakrise und den damit einhergehenden Meeresspiegelanstieg wird ein erh6htes
Vorsorgemal an der deutschen Nord- und Ostseekiiste einen sicheren Kistenschutz gewahrleisten.*®

“Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse - sofia (2007): Glossar - Zusammenstellung der wesentlichen Begriffe im REACh-System,
www.reach-helpdesk.info/fileadmin/reach/dokumente/REACHGlossar.pdf (27.04.2021).

47UBA (2015): Stoffgruppen, www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/chemikalien-reach/stoffgruppen (27.04.2021).
#Gabler Wirtschaftslexikon: Synergie, https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/synergie-47512 (02.06.2020), verandert.

“Zusammengefiigt aus: Glossar Spurenstoffdialog des Bundes; Ergebnispapier Phase 2 (2019); und: Emde & Emde (1996):
Umweltorientiertes Handeln in Kreditinstituten. Hrsg. Dt. Sparkassenverband. Wissenschaft fiir die Praxis, Band 10, Seite 24.

$9Siehe Ministerium fiir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur des Landes Schleswig-Holstein, ,Generalplan Kiistenschutz

des Landes Schleswig-Holstein - Fortschreibung 2022 Kapitel 2.2 ,Anpassung an den Klimawandel®, Seite 21 ff., abrufbar unter:
www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kuestenschutz/generalplanKuestenschutz.html; Niedersidchsischer Landesbetrieb fiir
Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz (NLWKN), ,Klimawandel: NLWKN sieht Kiistenschutzstrategie des Landes durch IPCC-Bericht
bestitigt®, abrufbar unter: www.nlwkn.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presse_und_offentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/
klimawandel-nlwkn-sieht-kustenschutzstrategie-des-landes-durch-ipcc-bericht-bestatigt-203257.html; NLWKN, ,Klimawandel

und Kistenschutz: Ein entscheidender Meter mehr*, abrufbar unter: www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/Niedersaechsischer_
Klimadeich/klimawandel-und-kustenschutz-ein-entscheidender-meter-mehr-niedersachsischer-klimadeich-und-verdopplung-des-
vorsorgemasses-201169.html
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Das Vorsorgeprinzip verpflichtet tiber die Gefahrenabwehr hinaus zu einer Minderung von Risiken fir Mensch
und Umwelt entsprechend dem Fortschreiten wissenschaftlicher Erkenntnis und technischer Entwicklung.

Die beiden Dimensionen des Vorsorgeprinzips sind Risikovorsorge und Ressourcenvorsorge. Risikovorsorge
bedeutet, bei unvollstindigem oder unsicherem Wissen Gber Art, AusmalR, Wahrscheinlichkeit sowie Kausalitat
von Umweltschdden und -gefahren vorbeugend zu handeln, um diese von vornherein zu vermeiden. Ressour-
cenvorsorge meint, mit den nattrlichen Ressourcen wie Wasser, Boden und Luft schonend umzugehen, um sie
langfristig zu sichern und im Interesse kiinftiger Generationen zu erhalten.!

Im Gegensatz zum direkten Wasserverbrauch rechnet der WasserfuRabdruck auch das indirekt genutzte Wasser
mit ein. Die in Produkten versteckte Wassermenge wird haufig als virtuelles Wasser bezeichnet. Der WasserfulR-
abdruck ist die gesamte Menge Wasser, die Nationen, Unternehmen oder Verbraucherinnen und Verbraucher in
Anspruch nehmen.>

Teil des Naturhaushalts, der sich vor allem auf die mengenmaRige Betrachtung des Wassers in seinen verschie-
denen Zustdnden und Réumen bezieht. Der Wasserhaushalt wird durch das Zusammenwirken der einzelnen
WasserhaushaltsgroRen und deren Betrége beschrieben und vom Energiehaushalt beeinflusst. Hauptkompo-
nenten des Wasserhaushalts sind nach der Allgemeinen Wasserhaushaltsgleichung Niederschlag, Verdunstung,
Abfluss und Speicherdanderung. Wichtige Spezifikationen des Wasserhaushalts sind

a) Landschaftswasserhaushalt: Dies bedeutet, dass die Wasserhaushaltskomponenten gebietsbezogen den
naturnahen Landschaftsgegebenheiten entsprechen;

b) Bodenwasserhaushalt;

c) Standortswasserhaushalt.*

Eine nachhaltige Nutzung der Wasserressourcen sichert die Funktionen des Wasserhaushalts, die fiir Mensch
und Umwelt sowie fiir den Natur- und Landschaftsschutz erforderlich sind. In Bezug auf den Wasserhaushalt
schreibt das Wasserhaushaltsgesetz unter anderem vor, dass Wasser sparsam zu verwenden, die Leistungsfa-
higkeit des Wasserhaushalts zu erhalten ist und eine VergroRerung und Beschleunigung des Wasserabflusses
sowie Beeintrachtigungen der direkt von den Gewaéssern abhdangenden Landékosysteme und Feuchtgebiete zu
vermeiden sind.>*

Alle langlebigen Einrichtungen und Anlagen materieller Art, die jegliche Art der Nutzung von Wasser oder
anderer mit dem Wasser verkniipften Ressourcen (zum Beispiel Energie, Fische) oder Okosystemleistungen
ermoglichen oder die vom Wasser abhéngig sind oder entscheidend davon betroffen werden kénnen.

Im Rahmen des Wasserdialogs wird der Begriff weit gefasst und beinhaltet unter anderem vom Menschen
geschaffene - manchmal auch als ,,grau” bezeichnete - Infrastrukturen (zum Beispiel Stauddmme, Kanile und
Kanalnetze, Klaranlagen, Bewasserungsanlagen, Deiche, Messsysteme, digitale Infrastrukturen wie Netzwerke
und Rechenzentren) und von der Natur geschaffene - manchmal als ,.griin“ oder ,blau“ bezeichnete - In-
frastrukturen (zum Beispiel Fliisse, Seen, Feuchtgebiete, Uberschwemmungsgebiete, Grundwasserkérper,
Grundwasserversickerungsfliachen).

StZusammengefiigt aus: Glossar Spurenstoffdialog des Bundes; Ergebnispapier Phase 2 (2019); und: Emde & Emde (1996):
Umweltorientiertes Handeln in Kreditinstituten. Hrsg. Dt. Sparkassenverband. Wissenschaft fiir die Praxis, Band 10, Seite 24.

52UBA (2018): Wasserfufabdruck, www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/wasserfussabdruck#
was-ist-der-wasserfussabdruck

$*Angelehnt an: Spektrum: Wasserhaushalt. Lexikon der Geowissenschaften, www.spektrum.de/lexikon/geowissenschaften/
wasserhaushalt/17995 (27.04.2021)

$*Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBL. I, Seite 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBL I,
Seite 2254) geandert worden ist; §§ 5 und 6.
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Dienstleistungen fir Haushalte, 6ffentliche Einrichtungen oder wirtschaftliche Tatigkeiten, wie die Entnahme,
Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von Wasser aus einem Gewasser; die Sammlung und
Behandlung von Abwasser in Abwasseranlagen, die anschlieRend in oberirdische Gewdsser einleiten, Schifffahrt,
Fischerei, Hochwasserschutz, Wasserkraft, Energiewirtschaft, industrielle und gewerbliche Nutzung inklusive
Abfillung, Tourismus, Sport und Erholung etc. sowie andere Handlungen mit Auswirkungen auf den Zustand
eines Gewassers; also auch Nutzungen tber die Definition des WHG hinaus.
Laut WHG handelt es sich bei Wassernutzungen um alle Wasserdienstleistungen sowie andere Handlungen mit
Auswirkungen auf den Zustand eines Gewdssers, die im Hinblick auf die Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27
bis 31, 44 und 47 WHG signifikant sind.
Wasserdienstleistungen sind folgende Dienstleistungen fiir Haushalte, 6ffentliche Einrichtungen oder wirt-
schaftliche Tatigkeiten jeder Art:
* Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von Wasser aus einem
Gewasser
* Sammlung und Behandlung von Abwasser in Abwasseranlagen, die anschlieRend in oberirdische Gewasser
einleiten

Der insbesondere im Kontext unternehmensbezogener Risikoanalysen verwendete Begriff Wasserrisiken wird

Ublicherweise in drei miteinander verbundene Kategorien eingeteilt:

* Physikalisch - zu wenig Wasser, zu viel Wasser, unbrauchbares Wasser oder unzugangliches Wasser

* Regulatorisch - sich dndernde, unwirksame oder schlecht umgesetzte 6ffentliche Wasserpolitik und/oder
Vorschriften

* Reputationsrisiko - Stakeholder haben den Eindruck, dass nicht nachhaltig oder verantwortungsvoll mit
Wasser umgegangen wird

Die Gesamtheit der Institutionen und MaRnahmen zur Wasserversorgung®®, zur Entsorgung von Abwasser und
zur Regulierung des Wasserhaushalts®®; der Begriff ist somit dem des Wassersektors gleichgestellt.

Alle Aktivitaten (Schaffung von Werten und Ressourcenverbrauch), die notwendig sind, um ein Produkt von
seiner Konzeption iber die verschiedenen Phasen der Produktion und Verarbeitung zu den Endkonsumenten zu
bringen und schlieflich nach Gebrauch zu entsorgen.*’

$5Zum Beispiel UBA (2020): Wasserwirtschaft, www.umweltbundesamt.de/daten/wasser/wasserwirtschaft (27.04.2021).

%6Angelehnt an: Duden: Wasserwirtschaft, www.duden.de/rechtschreibung/Wasserwirtschaft (27.04.2021).

S"Wuppertal Institut fiir Klima, Umwelt, Energie GmbH (Hrsg.) (2009): Kaskadennutzung von nachwachsenden Rohstoffen: Ein Konzept
zur Verbesserung der Rohstoffeffizienz und Optimierung der Landnutzung, https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/
docld/3303/file/WP180.pdf (27.04.2021).



http://www.umweltbundesamt.de/daten/wasser/wasserwirtschaft
http://www.duden.de/rechtschreibung/Wasserwirtschaft
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/ docId/3303/file/WP180.pdf
https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/ docId/3303/file/WP180.pdf

www.bmuv.de


http://www.bmuv.de

	Nationale Wasserstrategie – Kabinettsbeschluss vom 15. März 2023
	Impressum
	Inhalt
	I. Motivation und Grundlagen der Nationalen Wasserstrategie 
	I. 1 Warum brauchen wir eine Naionale Wasserstrategie?
	I. 2 Zeitrahmen und Evaluierung
	I. 3 Grundprinzipien der Strategie
	I. 4 Was ist unsere Vision und Mission für 2050?
	I. 5 Die Nationale Wasserstrategie im Kontext europäischer und internationaler Zielsetzungen, Entwicklungen und Prozesse

	II. Das ist zu tun – zehn strategische Themen 
	Herausforderungen, Vision und Transformation zu einer nachhaltigen Wasserwirtschaft
	II. 1 Den naturnahen Wasserhaushalt schützen, wiederherstellen und dauerhaft sichern – Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeugen
	II. 2 Gewässerverträgliche und klimaangepasste Flächennutzung im ländlichen und urbanen Raum realisieren
	II. 3 Nachhaltige Gewässerbewirtschaftung weiterentwickeln – guten Zustand erreichen und sichern
	II. 4 Risiken durch Stoffeinträge begrenzen 
	II. 5 Wasserinfrastrukturen klimaangepasst weiterentwickeln – vor Extremereignissen schützen und Versorgung gewährleisten
	II. 6 Wasser-, Energie- und Stoffkreisläufe verbinden
	II. 7 Leistungsfähige Verwaltungen stärken, Datenflüsse verbessern, Ordnungsrahmen optimieren und Finanzierung sichern
	II. 8 Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver vor stofflichen Einträgen vom Land schützen 
	II. 9 Bewusstsein für die Ressource Wasser stärken
	II. 10 Gemeinsam die globalen Wasserressourcen nachhaltig schützen

	III. Aktionsprogramm Wasser
	III. 1 Den naturnahen Wasserhaushalt schützen, wiederherstellen und dauerhaft sichern – Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeugen
	III. 2 Gewässerverträgliche und klimaangepasste Flächennutzung im ländlichen und urbanen Raum realisieren
	III. 3 Nachhaltige Gewässerbewirtschaftung weiterentwickeln – guten Zustand erreichen und sichern
	III. 4 Risiken durch Stoffeinträge begrenzen
	III. 5 Wasserinfrastrukturen klimaangepasst weiterentwickeln – vor Extremereignissen schützen und Versorgung gewährleisten 
	III. 6 Wasser-, Energie- und Stoffkreisläufe verbinden
	III. 7 Leistungsfähige Verwaltungen stärken, Datenflüsse verbessern, Ordnungsrahmen optimieren und Finanzierung sichern
	III. 8 Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver vor stofflichen Einträgen vom Land schützen 
	III. 9 Bewusstsein für die Ressource Wasser stärken
	III. 10 Gemeinsam die globalen Wasserressourcen nachhaltig schützen

	Abkürzungsverzeichnis 
	Glossar




